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1. Einführung 

Teilziel III des Forschungs- und Entwicklungsvorhabens WEMO umfasst die konzeptionelle Arbeit für 

eine Vertrauens- bzw. Ombudsfunktion. Das Ziel einer solchen Ombuds-/ Vertrauensfunktion ist es – 

so die anfänglichen Vorgaben der Auftraggebenden – den Hilfesuchenden auch innerhalb des 

Hilfesystems Schutz zu bieten. Es soll eine formalisierte Möglichkeit bereitgehalten werden, sich bei 

akuten Vorkommnissen an eine Vertrauensstelle zu wenden. Zoom GmbH hat den Auftrag, für das 

Hilfesystem in Sachsen-Anhalt ein passendes Konzept für eine Beschwerde-/ Ombuds-/ 

Vertrauensfunktion zu entwickeln. Weiter sollen Handlungsempfehlungen für die Implementierung 

gegeben werden.  

In diesem Konzept sollen die Ziele und Indikatoren der Zielerreichung definiert sein, ebenso wie 

Aufgaben und Qualitätsstandards, Prozesse (z.B. Kommunikationswege, Wege der Bekanntgabe an 

Nutzer*innen) und Struktur (z.B. Anbindung vs. eigene Stelle, Zusatzfunktion, Verhältnis zur 

Monitoringstelle), Ausstattung, Kosten und Schritte und Zeitplan zur Umsetzung. Das Konzept wurde 

zum 31.7.2025 vorgelegt. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses Berichts wird die Umsetzung 

vorbereitet. 

Für die Vorbereitung des Konzeptes wurden verschiedene Vorarbeiten und Interviews durchgeführt. 

Die Befunde der Vorarbeiten wurden im vorliegenden Bericht zusammengefasst. Er enthält nicht die 

Konzepte, sondern nur die empirischen Befunde und Rechercheergebnisse. 

Folgende Vorarbeiten wurden durchgeführt:  

- In Vorgesprächen mit der Auftraggeberin wurde umrissen, was primär Gegenstand des 

Konzeptes sein soll und welche Aspekte nicht oder weniger relevant sind. 

- Im Rahmen der Befragung der gewaltspezifischen Hilfeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt zu 

den Qualitätskriterien im Mai/ Juni 2024 wurden Fragen zum Umgang mit Beschwerden und 

zu Hinweisen für eine mögliche Ombuds-/ Vertrauensfunktion integriert. Ziel war eine 

Bestandsaufnahme bestehender Verfahren und Funktionen sowie die Eruierung von 

Erfahrungen und Einschätzungen dazu. 

- Es wurde eine Literatur- und Internetrecherche durchgeführt, um zu klären, welche Ombuds-

/ Vertrauensfunktionen es allgemein gibt und welche es bei Hilfen zu geschlechtsspezifischer 

Gewalt und angrenzenden/ vergleichbaren Handlungsfeldern gibt. 

- Durch die Recherche wurden Personen und Institutionen identifiziert, die über Expertise 

diesbezüglich verfügen. Mit ihnen wurden zur Vertiefung fünf Expert*inneninterviews und 

eine Gruppendiskussion durchgeführt.1 Die Auswahl der Interviewpartner*innen war davon 

geleitet, dass Expert*innen möglichst selbst Erfahrungen mit Beschwerde-/Ombudsverfahren 

im Handlungsfeld Gewaltschutz/ Gewalt gegen Frauen oder in einem vergleichbaren 

Handlungsfeld (z.B. Kinder- und Jugendhilfe mit ambulanten und stationären Angeboten) 

haben sollten. Dabei wurden Angebote aus Sachsen-Anhalt priorisiert.   

 
1 Die Interviews dauerten zwischen 45 und 90 Minuten; sie wurden durch Leitfäden strukturiert, aufgenommen, 

protokolliert und inhaltsanalytisch ausgewertet.  
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Folgende Interviews wurden geführt:  

- Projektleitung Frauenhauskoordinierung e.V. (FHK): Projekt zur Umsetzung von 

Beschwerdeverfahren (11.9.2024)  

- Frauenhausleitung eines Modellstandortes im FHK-Projekt, die sich zu Beginn des Projekts 

gegen eine Teilnahme entschieden hatten (24.9.2024)  

- Ombudsstelle Kinder- und Jugendhilfe Land Sachsen-Anhalt: Ombudschaftliche Beratung in 

der Kinder- und Jugendhilfe (Ombud LSA) (10.10.2024) 

- Gruppendiskussion mit Mitarbeiterinnen von drei Frauenhäusern, die am von der FHK 

angeleiteten Prozess teilgenommen hatten (16.10.2024) 

- Frauenhaus mit externer Ombudsfunktion (5.12.2024) 

- bff, zentrale Schlichtungsstelle mit zwei Personen, die an der Konzeption beteiligt waren 

(29.01.2025) 

Leitfragen der Untersuchung waren die Folgenden:  

- Welche Ombuds-/ Vertrauensfunktionen gibt es allgemein und in dem gewaltspezifischen 

Hilfesystem thematisch vergleichbaren/ angrenzenden Handlungsfeldern? 

- Welche Ombuds-/ Vertrauensfunktionen gibt es im gewaltspezifischen Hilfesystem bislang – 

in Sachsen-Anhalt, anderen Bundesländern und international? 

- Welche Erfahrungen liegen vor? (Nutzung, Effekte, förderliche und hinderliche Faktoren)  

- Welche Lehren können daraus für die Konzeption einer neu zu schaffenden Ombuds-/ 

Vertrauensfunktion in Sachsen-Anhalt gezogen werden?  

Die Ergebnisse der Vorarbeiten sind im vorliegenden Dokument zusammengeführt. Ziel war es, eine 

Basis für die Konzeptentwicklung zu legen und eine Diskussionsgrundlage für die verschiedenen nun 

folgenden Schritte zu schaffen. Die Entwicklung erfolgte in enger Rücksprache mit der Auftraggeberin 

und unter Einbeziehung der Hilfeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt. Ein Fachforum mit möglichst 

vielen im Hilfesystem in Sachsen-Anhalt tätigen Fachkräften am 23.4.2025 hat dazu gedient, den 

Einrichtungen unterschiedliche Optionen für eine solche Beschwerde-/ Ombudsfunktion 

vorzustellen, die Vorteile und Potenziale einer solchen Funktion deutlich zu machen, und mit ihnen 

darüber ins Gespräch zu kommen.  

Im Folgenden wird zunächst beschrieben, welche Ergebnisse die Auftragsklärung mit der 

Auftraggeberin hatte (Kapitel 2). Im nächsten Schritt werden wesentliche Begriffe erläutert (Kapitel 

3). Es folgt die Aufbereitung der (Literatur-)Recherche und der Interviews zu Ombuds- und 

Beschwerdestellen allgemein (Kapitel 4) und im nächsten Schritt bezogen auf das gewaltspezifische 

Hilfesystem (Kapitel 5). Weiter sind die Befunde der Befragung der Hilfeeinrichtungen in Sachsen-

Anhalt zusammengefasst (Kapitel 6). Schließlich werden die wesentlichen Befunde im Hinblick auf 

eine Beschwerde-/ Ombudsfunktion in Sachsen-Anhalt bewertet (Kapitel 7). Im letzten Kapitel 

werden Ansätze für die weitere Konzeptentwicklung skizziert (Kapitel 8). Im Anhang finden sich zwei 

Tabellen, die Anliegen und Zielgruppen (Matrix 1) und Funktionen (Matrix 2) einer möglichen 

Ombuds-/ Beschwerdestelle darstellen. Eine solche Matrix war Teil des Angebots von Zoom GmbH. 
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2. Auftragsklärung 

Im Kontext der Qualitätssicherung – so die Leistungsbeschreibung – sollte „für die Klientinnen des 

Hilfesystems und ihre Kinder eine formalisierte Möglichkeit bereit[gehalten werden], die erhaltene 

Hilfe zu bewerten und sich bei akuten Vorkommnissen an eine Vertrauensstelle wenden zu können“ 

(Leistungsbeschreibung S. 3). Damit gibt es zwei Schwerpunkte in Teilziel III – die formalisierten 

Bewertungsmöglichkeiten (Feedbackverfahren) und eine Ombuds- und Vertrauensfunktion. Beides 

sollte Teil einer umfassenden Qualitätssicherung sein. 

Im Angebot von Zoom und im Zuge der Auftragsklärung wurde eine Konkretisierung dieser Vorgabe 

vereinbart: 

- Der Aufbau bzw. die Überarbeitung des gesamten Qualitätsmanagements für die 

Hilfeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt ist nicht Auftragsgegenstand. Die Zoom GmbH gibt auf 

der Grundlage der ersten Befragung der Hilfeeinrichtungen Empfehlungen für die 

Ausgestaltung der Qualitätsstandards zu formalisierten Feedbackverfahren (s. dazu Bericht 

Feedbackverfahren) und wird auch Empfehlungen dazu geben, wie dort die Kooperation mit 

einer übergreifenden Ombudsfunktion verankert werden kann.  

- Kern des Auftrags ist die Entwicklung eines Konzepts für eine übergreifende Ombuds-/ 

Vertrauensfunktion für Sachsen-Anhalt.  

- Außerdem sollen weitere Möglichkeiten ausgelotet werden, wie in den Hilfeeinrichtungen 

mit Beschwerden und Rückmeldungen der Nutzer*innen umgegangen werden kann und wie 

diese zur Verbesserung der Arbeit der Einrichtungen beitragen können. Damit rücken auch 

weitere Formen von Partizipation und Empowerment jenseits von einer zentralen Ombuds-/ 

Beschwerdefunktion in den Fokus. Daher kann das Konzept auch Vorschläge enthalten, wie 

Verständigungs- und Entwicklungsprozesse der Hilfeeinrichtungen zu diesen Themen 

angeregt werden könnten. Dabei geht es nicht um zentrale Vorgaben für den Aufbau von 

einrichtungsinternen Beschwerdeverfahren. Vielmehr sollen Vorschläge für Prozesse 

gegeben und Diskussionen auf freiwilliger Basis angeregt werden. 

- Die Exploration von Betroffenenbeiräten als Form der Betroffenenpartizipation kann optional 

erfolgen, aber ein solches Instrument sollte nicht Ziel der Konzeption sein. 

- Eine Einschränkung des thematischen Zuständigkeitsbereiches wurde nicht vorgenommen.   

3. Begriffsklärung – Beschwerde vs. Feedback 

In der Leistungsbeschreibung des Landes Sachsen-Anhalt ist durchgängig von einer Ombuds-/ 

Vertrauensfunktion die Rede, die entwickelt werden soll. Da immer wieder in Praxis und Theorie der 

Begriff Beschwerdefunktion/ -stelle synonym für Ombuds- oder Vertrauensfunktion/ -stelle 

verwendet wird (für die Jugendhilfe vgl. Arnegger, 20162), werden auch im vorliegenden Text beide 

 
2 Arnegger, Manuel (2016). Ombuds- und Beschwerdestellen in der Kinder- und Jugendhilfe im Lichte des 
systemtheoretischen Paradigmas der Sozialen Arbeit in: Leideritz, Manuela/Vlecken, Silke (Hrsg) (2016): 
Professionelles Handeln in der Sozialen Arbeit - Schwerpunkt Menschenrechte: ein Lese- und Lehrbuch. 1. 
Auflage. Leverkusen: Budrich, Barbara (S. 146-197) https://ombudschaft-jugendhilfe.de/wp-
content/uploads/Arnegger-Ombudsstellen.pdf  

https://ombudschaft-jugendhilfe.de/wp-content/uploads/Arnegger-Ombudsstellen.pdf
https://ombudschaft-jugendhilfe.de/wp-content/uploads/Arnegger-Ombudsstellen.pdf
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Begriffe synonym genutzt.3 Für das Vorhaben werden im folgenden Text vor allem die Begriffe 

Ombuds-/ Beschwerde-/ Vertrauensstelle, -person oder -funktion verwendet. 

Da in Teilziel III sowohl Ombuds-/ Beschwerdeverfahren als auch Feedbackverfahren eine Rolle 

spielen, wird zunächst eine Begriffsklärung vorgenommen: Auch wenn es sich bei Beschwerden um 

eine Form von Feedback handelt, gibt es wesentliche Unterschiede zwischen Ombuds-/ Beschwerde- 

und Feedbackverfahren.  

Feedbackverfahren zielen auf regelmäßige positive und negative Bewertungen und Feedback 

möglichst aller Nutzer*innen (oder Kund*innen) zu ihren Erfahrungen mit einem Dienst oder einer 

Leistung. Das Feedback ist formalisiert und wird schriftlich oder mündlich bei den Nutzer*innen 

abgefragt. In Sachsen-Anhalt geben die Qualitätskriterien für das gewaltspezifische Hilfesystem vor, 

dass (schriftliche) Feedbackabfragen von den Einrichtungen selbst initiiert, umgesetzt und 

ausgewertet werden sollen. Sie dienen der Weiterentwicklung der einzelnen Einrichtung und dem 

Einbezug der Nutzer*innen. Die Vorgaben und die diesbezügliche Praxis sind in einem gesonderten 

Bericht dargestellt (vgl. Bericht Feedbackverfahren). Allerdings gibt es auch im vorliegenden Bericht 

Ausführungen dazu im Zusammenhang mit dem Projekt der Frauenhauskoordinierung.  

Ombuds-/ Vertrauens-/ Beschwerdepersonen, -funktionen bzw. -stellen werden dagegen installiert, 

damit sich Nutzer*innen bei konkreten negativen Erfahrungen (Konflikte, Probleme, Verstöße gegen 

Regeln etc.) an eine festgelegte Person oder Stelle wenden können. Die Funktionen und Ziele solcher 

Stellen unterscheiden sich (s.u.). Von den Stellen werden mindestens die Beschwerden 

entgegengenommen, Wege zur weiteren Bearbeitung aufgezeigt, ggf. auch weitervermittelt. Ziel ist 

auch in der Regel, das Anliegen zu klären und die Beschwerdeführer*innen bei den weiteren 

Schritten zu unterstützen. Weitere Ziele können die Erarbeitung von Lösungen, die 

(außergerichtliche) Klärung/ Schlichtung in Konflikten (z.B. durch Abgabe eines Schiedsspruchs) und 

die Verbesserung der Situation (Beseitigung der Ursache oder auch Wiedergutmachung/ 

Entschuldigung) sein. Solche Ombuds-/ Vertrauens-/ Beschwerdefunktionen folgen in der Regel 

klaren Abläufen (Verfahren). Der Grad der Formalisierung ist unterschiedlich.  

4. Übergreifende Befunde zu Ombuds- und Beschwerdefunktionen  

Im folgenden Kapitel sind die übergreifenden Befunde zu Ombuds- und Beschwerdefunktionen 

zusammengefasst. Grundlage der Ausführungen sind im Wesentlichen Literatur- und 

Internetrecherchen. Auch fließt hier ein Interview ein (Ombud LSA – Ombudsstelle für die Kinder- 

und Jugendhilfe).  

Forschung zu Ombudsstellen findet sich unter dem Dach der Rechtswissenschaften, 

Politikwissenschaften, Verwaltungs- und Staatssoziologie und der Rechtssoziologie. Häufig werden 

Ombudsstellen primär als Instrument zur alternativen und außergerichtlichen Konfliktlösung 

gesehen. Der Referenzrahmen ist vielfach das Recht, aber auch Bezüge zu Staat und Gesellschaft 

werden hergestellt (Dahlvik & Pohn-Weidinger, 2023).4 

 
3 Ombudsstellen werden teils auch als Schieds- und Schlichtungsstelle bezeichnet (vgl. Schlichtungsstelle des 
bff). 
4 Dahlvik, Julia & Pohn-Weidinger, Axel (2023). Soziologie der Beschwerde und Beschwerdestelle, Zeitschrift für 
Rechtssoziologie 43 (2023), 1 Seite 1-7. 
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Obwohl Ombuds-/ Beschwerdestellen immer weiter verbreitet sind und eine immer größere 

Bedeutung einnehmen, gibt es wenig Forschung dazu, wie ihre Nutzung genau ist und wie 

Nutzer*innen diese wahrnehmen (Dahlvik & Pohn-Weidinger, 2023).  

In ihrer international vergleichenden Untersuchung (Creutzfeld, 2016) von Ombudsstellen im 

privaten und öffentlichen Sektor5 untersuchte Naomi Creutzfeld die Perspektive von Personen, die 

ein Beschwerdeverfahren durchlaufen haben. Dabei fiel zum einen auf, dass die Nutzer*innen 

mehrheitlich männlich, im Schnitt 50 Jahre alt waren und ein höheres Bildungsniveau hatten 

(Creutzfeld, 2016, S. 17ff.). Zentrale Motive für eine Beschwerde waren, zu einer Lösung für das 

Problem zu kommen, zu seinem Recht zu kommen und finanzielle Kompensation zu erhalten 

(Creutzfeld, 2016, S. 22). 

Ein wesentlicher Unterschied besteht zwischen internen und externen Beschwerde-/ Ombudsstellen. 

Interne Beschwerdeverfahren sind innerhalb der Organisation angesiedelt. Bei zentralen Verfahren 

stellt die Organisation eigene Ressourcen zur Bearbeitung der Beschwerden bereit, wie zum Beispiel 

die Benennung einer trägereigenen Beschwerde-Beauftragten. Bei dezentralen internen 

Beschwerdeverfahren werden die Beschwerden innerhalb des Teams oder der Teamleitung 

bearbeitet. Externe Beschwerdeverfahren regeln dagegen die Bearbeitung von Beschwerden 

außerhalb der Einrichtung zum Beispiel durch eine oder mehrere Ombudspersonen oder eine 

unabhängige Beschwerdestelle. Teils werden für solche Aufgaben gezielt besonders anerkannte 

Persönlichkeiten angesprochen.6 

Im Folgenden werden zunächst Funktionen von Ombuds-/ Beschwerdestellen erläutert (4.1), im 

nächsten Abschnitt wird dargestellt, in welchen Handlungsfeldern und zu welchen Themen es solche 

Stellen gibt und für welche Personengruppen sie zuständig sind (4.2). Im Weiteren folgen 

Ausführungen zum Auftragsverhältnis, Legitimation und Referenzrahmen, zu den Voraussetzungen 

von Kooperationsbereitschaft und dem Verhältnis von Unabhängigkeit und Einbindung (4.3). Im 

letzten Abschnitt wird als Praxisbeispiel aus Sachsen-Anhalt in einem Steckbrief die Ombudsstelle für 

die Kinder- und Jugendhilfe in Sachsen-Anhalt vorgestellt.  

4.1. Funktionen von Ombuds-/ Beschwerdefunktionen 

Ombuds-/ Beschwerdestellen erfüllen unterschiedliche Funktionen, zumeist mehrere gleichzeitig. Die 

Stellen setzen unterschiedliche Schwerpunkte im Hinblick auf diese Funktionen. Die Funktionen 

richten sich immer auf beschwerdeführende Menschen und zugleich auf die Einrichtung(en), auf die 

sich die Beschwerden beziehen. Diese Doppelfunktion aller Ombuds- und Beschwerdestellen ist 

konstituierend: sie agieren personenbezogen und institutionenbezogen (Achmed, 2022, S. 38)7. 

Folgende Funktionen erfüllen Ombuds-/ Beschwerdestellen:  

- Optimierung der Arbeit der Einrichtung: Interne Beschwerdestellen im Rahmen des 

Beschwerdemanagements (Kontext Qualitätsmanagement) sind für alle negativen 

 
5 Sie untersuchte für Deutschland so unterschiedlich Systeme wie den Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestags, die Schlichtungsstelle für den öffentlichen Personenverkehr e.V., den Ombudsmann für 
Versicherungen, die Schlichtungsstelle Energie e.V.  und die Schlichtungsstelle der Telekom (Creutzfeld, 2016, S. 
10). 
6 https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/ueber-uns/transparenz/korruptionsbekaempfung  
7 „a complaint is a record of what happens to a person, as well as of what happens in institutions. Complaints 
are personal as well as institutional” (Ahmed, 2022, S. 38, zit.n. Dahlvik & Pohn-Weidinger, 2023). 

https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/ueber-uns/transparenz/korruptionsbekaempfung
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Rückmeldungen und Beschwerden von Kund*innen bzw. Nutzer*innen von Diensten (und 

teils auch der Beschäftigten und Kooperationspartner*innen) zuständig. Hauptziel des 

Beschwerdemanagements ist die Qualitätskontrolle und Optimierung der Angebote und der 

Arbeit. Teils gibt es dafür auch gesetzliche Vorschriften (z.B. für freie Träger der Jugendhilfe).  

- Unterstützung von strukturell unterlegenen Beschwerdeführer*innen: Viele Ombuds-/ 

Vertrauensfunktionen verfolgen das Ziel der Unterstützung der Beschwerdeführer*innen. 

Ausgangsüberlegung ist hier, dass das Verhältnis zwischen den Parteien von einem 

Machtgefälle geprägt ist und Unterstützung erforderlich ist, damit die strukturell 

unterlegenen Beschwerdeführer*innen ihre Beschwerden vorbringen können, gehört 

werden und ihre Interessen berücksichtigt bzw. ihre Rechte verwirklicht werden. Dies kann 

durch Beratung, Wissenstransfer und Begleitung erfolgen (z.B. Ombudsstellen für Kinder und 

Jugendhilfe §9a SGB VIII). 

- Empowerment und Partizipation: Eng damit verknüpft ist eine umfassende Empowerment- 

und Partizipationsfunktion. So formuliert zum Beispiel eine Ombudsstelle für die Kinder- und 

Jugendhilfe als zentrale Aufgabe des Ombudssystems „neben Information, Beratung und 

Vermittlung vorwiegend die Stärkung der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen bei allen 

sie betreffenden Entscheidungen der Kinder- und Jugendhilfe (Empowerment).“ 

(Caritasverband für die Erzdiözese Freiburg e.V., 2020) 

- Erkennung, Ahndung, Verhinderung von gravierendem Fehlverhalten – Klärung von 

Verdachtsfällen: Auch gibt es Ombudsstellen, die auf Grundlage einer rechtlichen 

Verpflichtung oder Selbstverpflichtung vor allem die Funktion haben, als Ansprechstellen bei 

gravierendem Fehlverhalten zu dienen (vgl. Ombudsstellen/ Ansprechpersonen für 

Korruption, Beschwerdestellen nach §13 AGG). Damit soll Fehlverhalten erkannt werden, 

einer Klärung/ Ahndung (teils auch Strafverfolgung) zugeführt und in der Zukunft verhindert 

werden.  

- Erarbeitung von Lösungsvorschlägen – Schieds- und Schlichtungssprüche: Ziel von Ombuds-

/ Beschwerdefunktionen ist es teilweise auch, in Konfliktfällen konkrete Lösungsvorschläge 

zu erarbeiten, die für beide Parteien tragfähig sind. Damit dies möglich ist, erarbeiten 

Ombuds-/ Beschwerdestellen aus einer Position der Neutralität und auf der Grundlage von 

Fachkenntnis Schieds- und Schlichtungssprüche, die in unterschiedlichem Maße bindend für 

die Parteien sein können (vgl. Verbraucherschlichtungsstellen). Damit werden die 

Konfliktparteien entlastet und der Weg über die Gerichte verhindert. 

- Vermittlung in Konflikten: Als neutrale Vermittlungsinstanz können Ombuds-/ 

Beschwerdestellen bei Konflikten zwischen Einzelpersonen und Organisationen tätig werden. 

Hier geht es nicht primär um die Klärung von Sachverhalten oder die Präsentation einer 

Lösung durch die Stelle selbst, sondern um die Anleitung und Begleitung eines 

Vermittlungsverfahrens. Auch hier führt dies zur Entlastung von Konfliktparteien und zur 

Verhinderung von Rechtsstreitigkeiten.  

- Beratung – in Beschwerdefällen und jenseits von Beschwerden: Die Arbeit von Beschwerde- 

Ombudsstellen weist unterschiedlich große Beratungsanteile für Beschwerdeführer*innen 

auf. Während einige Stellen keine oder kaum Beratungsleistungen anbieten (z.B. 

Verbraucherschlichtungsstellen), sondern nur auf schriftliche Eingaben reagieren, nehmen 

beraterische Aufgaben bei anderen Stellen einen großen Stellenwert ein. Insbesondere 

Stellen, die in einem umfassenden Sinne für Probleme in einem bestimmten Handlungsfeld 

zuständig sind (z.B. Beschwerdestellen zu Pflegekrisen und -konflikten, Ombudsstellen für 
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Probleme in der Jugendhilfe), formulieren ein offenes Beratungsangebot, um möglichst 

niedrigschwellig zugänglich zu sein.  

- Veränderungen bei den Einrichtungen durch direkte Rückkoppelung: In der Regel werden 

die an Beschwerde-/ Ombudsstellen herangetragenen Problemanzeigen und ihre Verläufe 

systematisch dokumentiert und ausgewertet. Die Dokumentation kann einerseits dem 

internen Tätigkeitsnachweis dienen, andererseits können die Informationen dann über den 

Einzelfall hinaus genutzt werden, um Ursachen der Beschwerden bei den betreffenden 

Einrichtungen anzugehen. Dafür ist eine enge Rückkoppelung an die Stellen und 

Einrichtungen wichtig, bei denen Veränderungen stattfinden sollen. Eine solche 

Rückkoppelung kann direkt oder über Verbände erfolgen. 

- Veränderungen durch Aufklärung, Sensibilisierung, Öffentlichkeitsarbeit und Schulungen: 

Sofern Beschwerdestellen vollständig unabhängig von den Einrichtungen arbeiten, über die 

Beschwerden eingehen, übernehmen sie auf Grundlage der in der Arbeit erworbenen 

Kenntnisse über Missstände z.T. auch Aufgaben von Aufklärung, Sensibilisierung und 

Öffentlichkeitsarbeit. So formuliert die Stelle „Handeln statt Misshandeln“ mit ihrem 

Seniorentelefon in Bonn den Anspruch, dem „Problembereich Gewalt, Misshandlung und 

Diskriminierung alter Menschen in der Gesellschaft mehr Gewicht geben und 

handlungsbezogene Aktivitäten bei den Verantwortlichen anmahnen“ zu wollen8. 

Veränderungen durch Schulungen: In solchen Einrichtungen werden auch Fortbildungen und 

Schulungen durchgeführt, um Missstände zu verhindern.  

Weniger eine Funktion als die Voraussetzung für die Funktionsfähigkeit von solchen Stellen ist die 

Information über die Stelle und Vernetzung: Potenziellen Beschwerdeführer*innen muss bekannt 

sein, dass es eine solche Stelle gibt, wofür sie zuständig ist, wie sie arbeitet, wie sie sie erreichen 

können und welchen Nutzen sie davon haben können. Daher ist diese Informationsarbeit wesentlich, 

sie richtet sich an potenzielle Nutzer*innen direkt, vielfach aber auch an Multiplikator*innen. Nicht 

selten sind auch die konkreten Beschwerdegegner*innen diejenigen, die die Inanspruchnahme der 

Stelle empfehlen, um Konflikte zu lösen.  

4.2. Zuständigkeit der Beschwerde-/Ombudsstellen: Personengruppen, 

Themen und Handlungsfelder  

Naomi Creutzfeldt beschreibt unter einer rechtssoziologischen Perspektive die Entwicklung von 

Ombudsmodellen (Creutzfeldt, 2020). Ursprünglich gab es vor allem im öffentlichen Sektor 

Ombudsstellen, deren Hauptauftrag es war, die Verantwortlichkeit (accountability) von 

Regierungshandeln zu prüfen und zu verbessern. Mittlerweile finden Ombudsmodelle weiter 

Verbreitung und bieten Instrumente zur Beilegung von Konflikten für eine Vielzahl unterschiedlicher 

Einrichtungen/ Behörden/ Unternehmen, für verschiedene Probleme und Personengruppen und in 

unterschiedlichen Handlungsfeldern – im öffentlichen Sektor, in privaten Unternehmen und im 

Dritten Sektor.  

Ombuds- und Beschwerdestellen sind teils nur für einen bestimmten Personenkreis zuständig (z.B. 

für Menschen mit Behinderungen), teils sind sie offen für alle Menschen, die bestimmte negative 

Erfahrungen machen (z.B. Diskriminierungserfahrungen, sexuelle Belästigung). Andere 

Ombudsstellen nehmen hier keine Eingrenzung vor, sondern sind allgemein für alle Probleme und 

 
8 https://hsm-bonn.de/  

https://hsm-bonn.de/
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Konflikte in einem spezifischen Handlungsfeld im Verhältnis zwischen Einrichtungen und 

Adressat*innen zuständig. Ein Teil der Stellen ist nur für die Beschäftigten in einem Betrieb/ einer 

Einrichtung zuständig, andere sind für Kund*innen/ Klient*innen/ Patient*innen zuständig und teils 

wird auch hier keine Eingrenzung vorgenommen (so dass diese Personen, aber z.B. auch 

Geschäftspartner*innen sich beschweren können). Weiter gibt es Stellen, die für einen einzigen 

Betrieb oder eine Behörde zuständig sind (z.B. Ombudsstelle bei der Deutschen Bahn), andere sind 

für mehrere Einrichtungen/ Betriebe/ Behörden zuständig (in einem Verband, einem Bundesland) 

und wiederum andere nehmen diesbezüglich keine Eingrenzung vor.  

Besondere Bedeutung haben Ombuds- und Beschwerdestellen in Handlungsfeldern, die per se von 

struktureller Machtasymmetrie zwischen der Einrichtung und den Kund*innen/ Nutzer*innen 

gekennzeichnet sind. Dies ist immer dann der Fall, wenn eine Einrichtung oder Behörde hoheitliche 

Aufgaben gegenüber einer anderen Person ausüben kann (z.B. in der Kinder- und Jugendhilfe, in der 

Psychiatrie, im Strafvollzug, bei der Polizei) und wenn Nutzer*innen/ Kund*innen besonders 

vulnerabel sind (z.B. Menschen mit Behinderungen, pflegebedürftige Menschen, kranke Menschen, 

Menschen in sozialen Notlagen). Solche strukturellen Machtasymmetrien bestehen auch, wenn die 

Abhängigkeit der Nutzer*innen von den Entscheidungen und dem Handeln der Institutionen 

besonders groß ist, sei es, weil Nutzer*innen/ Kund*innen keine freie Anbieterwahl haben (z.B. 

Deutsche Rentenversicherung), sei es, weil die Entscheidungen der Unternehmen/ Institutionen für 

die Kund*innen sehr weitreichende Folgen haben (z.B. Versicherungen, Finanzdienstleistungen).  

Ombudsfunktionen gibt es mittlerweile in vielen Handlungsfeldern und Themenbereichen. Im 

Folgenden werden einige dieser Handlungsfelder dargestellt und beschrieben, auf welcher Grundlage 

und mit welchen wesentlichen Funktionen die Beschwerde-/ Ombudsstellen tätig sind9. Aufgrund der 

unterschiedlichen Funktionen kann es in einem Handlungsfeld vorkommen, dass es sowohl interne 

Beschwerdestellen als auch externe Beschwerde-/ Ombudsstellen gibt.  

Ein wichtiges Einsatzfeld von Ombuds-/ Vertrauensstellen ist das Verhältnis zwischen Bürger*innen 

und dem Staat. In Deutschland gibt es für viele Handlungsfelder Ombudspersonen bzw. -stellen 

(oder Räte) – z.B. Ombudspersonen für den Justizvollzug, für Geflüchtete in Aufnahmeeinrichtungen, 

in der Kinder- und Jugendhilfe, für die Landespolizei, aber auch umfassend zuständige 

Bürger*innenbeauftragte (auf EU-Ebene und in vielen Bundesländern)10. Ein Beispiel für eine 

Ombudsstelle, die für mehrere öffentliche Stellen (und eine konkrete Personengruppe) zuständig ist, 

stellt die Schlichtungsstelle nach §16 Behindertengleichstellungsgesetz dar, die beim Beauftragten 

der Bundesregierung für die Belange von Menschen mit Behinderungen angesiedelt ist. Sie vermittelt 

in Konflikten um Barrierefreiheit und Benachteiligung zwischen Menschen mit Behinderungen und 

öffentlichen Stellen des Bundes (z.B. Bundesministerien, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche 

Rentenversicherung Bund, Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, Umweltbundesamt oder der 

Deutsche Wetterdienst).11 In der Selbstdarstellung im Internet wird deutlich, dass es um 

Unterstützung der Beschwerdeführer*innen bei der Realisierung von Rechten und Ansprüchen geht: 

„Wir sehen dann gemeinsam nach Lösungen, um eine zufriedenstellende Einigung zu ermöglichen. (…) 

 
9 Diese Aufzählung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 
10 https://www.diebuergerbeauftragte.rlp.de/pressemitteilungen/erster-parlamentarischer-polizeibeauftragter-
seit-100-tagen-im-amt/   
11 https://www.schlichtungsstelle-bgg.de/Webs/SchliBGG/DE/AS/startseite/startseite-node.html  

https://www.diebuergerbeauftragte.rlp.de/pressemitteilungen/erster-parlamentarischer-polizeibeauftragter-seit-100-tagen-im-amt/
https://www.diebuergerbeauftragte.rlp.de/pressemitteilungen/erster-parlamentarischer-polizeibeauftragter-seit-100-tagen-im-amt/
https://www.schlichtungsstelle-bgg.de/Webs/SchliBGG/DE/AS/startseite/startseite-node.html
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Meistens aber finden wir gemeinsam eine Lösung. Damit Sie erfolgreich am öffentlichen Leben 

teilnehmen können. So wie es Ihnen zusteht.“ (Schlichtungsstelle BGG, 2024) 

Ein wesentlicher Einsatzbereich ist der Verbraucherschutz. Sogenannte 

Verbraucherschlichtungsstellen sind gesetzlich verankert (Verbraucherstreitbeilegungsgesetz – VSBG) 

und stehen Verbraucher*innen zur Verfügung, um bei Streitigkeiten mit Unternehmen 

außergerichtliche Lösungen herbeizuführen. Sie müssen bestimmte Anforderungen an Fachwissen, 

Unparteilichkeit, Unabhängigkeit und Transparenz sowie an den Ablauf des 

Streitbeilegungsverfahrens erfüllen. Solche Funktionen gibt es bei Versicherungen, Banken und 

anderen Finanzinstituten, in der Immobilienwirtschaft, in Kranken- und Pflegeversicherungen, 

Verkehr, Post, Telekommunikation, Architektur und Ingenieurdienstleistungen12.  

Solche Ombudsstellen kommen oft zum Einsatz, wenn interne Beschwerdewege ausgeschöpft sind. 

Der Ablauf ist so, dass nach Zusendung einer Beschwerde und relevanter Unterlagen mit Erläuterung 

des Ziels der Beschwerde die Ombudsstelle prüft, ob die Beschwerde zulässig ist. Dann nimmt die 

Gegenpartei Stellung und sie kann in dem Zuge die Forderungen erfüllen (damit wäre die 

Beschwerde hinfällig). Wenn nicht, geht die Stellungnahme der Gegenpartei der 

Beschwerdeführer*in zu, danach entscheidet die Ombudsperson. Ombudspersonen machen im 

Rahmen der für Kund*innen in aller Regel kostenfreien Verfahren Vorschläge, die von den 

Beschwerdeführer*innen abgelehnt werden können (dann bleibt für sie der Rechtsweg offen), teils 

sind aber die Schiedssprüche für die Anbietenden verbindlich. Diese Ombudsstellen sind oft mit 

pensionierten Richter*innen und Anwält*innen besetzt (Creutzfeldt, 2016, S. 22), ihre Arbeit ist 

entsprechend stark juristisch geprägt. 

Wichtige Einsatzfelder von Ombuds- und Beschwerdestellen sind auch die Pflege und die 

Gesundheitsversorgung. Dabei spielen hier ebenfalls Ombudsstellen eine Rolle, die ähnlich wie 

Verbraucherschlichtungsstellen arbeiten. So verweist z.B. die AOK für Anliegen bezogen auf die 

Pflegeeinstufung durch den Medizinischen Dienst der Krankenkassen (MDK) auf eine 

Ombudsperson13. Zudem gibt es interne Beschwerdestellen des MDK. Als Vorteile der Ombudsstelle 

gegenüber der internen Beschwerdestellen werden die Unabhängigkeit der Person herausgestellt, 

ihre Möglichkeit zu vermitteln und die Möglichkeit der Einordnung und „Übersetzung“ 

fachbezogener Aspekte.14  

Krankenhäuser: Die Krankenhäuser in Deutschland sind gesetzlich zur Einführung und 

Weiterentwicklung eines patientenorientierten Beschwerdemanagements verpflichtet (§ 135a Abs. 2 

S.1 Nr. 2 SGB V). Die dafür Zuständigen sind Beschäftigte des Krankenhauses und werden mit 

unterschiedlichen Begriffen bezeichnet (Beschwerdemanager*innen, Patientenvertrauenspersonen, 

Ombudsleute, Qualitätsbeauftragte). Wenn es Beschwerdestellen gibt, sind diese hingegen in der 

Regel unabhängig (Der Beauftragte der Bundesregierung für die Belange von Patientinnen und 

Patienten, 2022).  

Eine einrichtungsbezogene Funktion haben Patientenfürsprecher*innen; sie können auch Bestandteil 

eines patientenorientierten Beschwerdemanagements sein. Auch sie sind neutral und 

 
12 
https://www.bundesjustizamt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Verbraucherschutz/Liste_Verbraucherschlichtung
sstellen.pdf?__blob=publicationFile&v=16  
13 Für Sachsen-Anhalt vgl. https://www.md-san.de/md/ombudsperson    
14 https://www.aok.de/pk/dokumente-vollmachten-patientenrechte/ombudsperson-beschwerde-mdk/  

https://www.bundesjustizamt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Verbraucherschutz/Liste_Verbraucherschlichtungsstellen.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.bundesjustizamt.de/SharedDocs/Downloads/DE/Verbraucherschutz/Liste_Verbraucherschlichtungsstellen.pdf?__blob=publicationFile&v=16
https://www.md-san.de/md/ombudsperson
https://www.aok.de/pk/dokumente-vollmachten-patientenrechte/ombudsperson-beschwerde-mdk/
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weisungsunabhängig. Sie arbeiten in der Regel ehrenamtlich und unterstützen Patient*innen und 

Angehörige in der Kommunikation mit Krankenhausbeschäftigten (Der Beauftragte der 

Bundesregierung für die Belange von Patientinnen und Patienten, 2022).  

Pflege: Qualitätsmanagement ist auch bei Pflegeanbietenden sehr weit verbreitet. In der stationären 

Pflege kann die Bewohner*innenvertretung in Beschwerdeverfahren eingebunden werden. Zudem 

gibt es einige Beschwerdestellen zum Thema Pflege auf Ebene von Bundesländern und Kommunen 

(Deutsches Institut für Menschenrechte, 2021 S. 10ff). Dazu gehören Krisentelefone, Beratungs- und 

Beschwerdestellen für alte Menschen (z.B. die Initiativen Pflege in Not Berlin, Brandenburg, 

Beschwerdetelefon Pflege in Hamburg, Beschwerdestelle für Probleme in der Altenpflege, Handeln 

statt Misshandeln etc.) (Bundesarbeitsgemeinschaft der Krisentelefone, 2014). 

Psychiatrie: Im PsychKG (z.B. für das Land Sachsen-Anhalt15) ist zur Wahrung der Rechte von 

Personen mit psychischen Erkrankungen vorgegeben (§6, 1), dass die Landkreise und kreisfreien 

Städte ehrenamtliche Stellen von Patientenfürsprecher*innen einrichten, die als Ansprechpersonen 

und Beschwerdestelle für Personen mit einer psychischen Erkrankung dienen und ihre Interessen 

insbesondere in Konfliktfällen vertreten. Sie leisten keine rechtliche oder medizinische Beratung, sie 

sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Fachaufsicht obliegt dem Landesverwaltungsamt. 

Außerdem gibt es unabhängige Beschwerdestellen für Psychiatrie, die überregional tätig sind (vgl. 

auch die unabhängigen Beschwerdestellen für Psychiatrie in elf Bundesländern16). Die Beschwerde- 

und Informationsstelle Psychiatrie in Berlin17 ist Anlaufstelle für Beschwerden im Bereich der 

psychiatrischen Versorgung, Koordinierung und Qualifizierung der psychiatrischen 

Patientenfürsprecher*innen und Besuchskommission (diese überprüfen einmal jährlich 

psychiatrische Kliniken). Kern der Arbeit ist die Bearbeitung der Beschwerden, aber zugleich geht es 

darum, auf Basis der konkreten Beschwerdebearbeitung über Impulse an das Versorgungssystem zu 

einer Verbesserung der Versorgungsqualität beizutragen. Daher ist ebenfalls eine wichtige Aufgabe, 

Beschwerden zu dokumentieren, aufzubereiten und Statistiken zu führen.  

In Bezug auf die Jugendhilfe gibt es eine Doppelstruktur: Träger der freien Jugendhilfe müssen im 

Rahmen des Betriebserlaubnisverfahrens gemäß §45 SGB VIII neben Schutzkonzepten auch 

gewährleisten, dass sich junge Menschen innerhalb und außerhalb der Einrichtung beschweren 

können (§45 (2) SGB VIII); zugleich gibt §9a SGB VIII vor, dass es in den Ländern unabhängige, fachlich 

nicht weisungsgebundene Ombudsstellen geben muss (über Landesgesetz geregelt). Für die 

Konzeption dieser Ombudsstellen in der Kinder- und Jugendhilfe wurde eine klare Abgrenzung zum 

internen Beschwerdemanagement der Jugendhilfeträger vorgenommen: Diese agiere „ausdrücklich 

nicht als Dienstleister des Jugendamts, zum Beispiel im Sinne einer effektiveren Klärung von 

Konflikten, als Akteur im Rahmen des Qualitätsmanagements oder als Teil des 

Beschwerdemanagements im Dienste des Amtes“ (Arnegger, 2016, S. 152). Ein Steckbrief der Ombud 

LSA, die für Sachsen-Anhalt diesen Auftrag hat, schildert die genaue Arbeitsweise der Stelle (s.u.). 

In der Korruptionsbekämpfung (auch Bekämpfung von nicht regelkonformem, unethischem 

Verhalten – Non-Compliance) werden ebenfalls von privaten Firmen, Organisationen des Dritten 

 
15 https://landesrecht.sachsen-anhalt.de/perma?j=PsychKG_ST_!_5  
16 http://www.beschwerde-psychiatrie.de/  
17 https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Veranstaltungen/Doku-Fachforum_2018-
min__2_.pdf  

https://landesrecht.sachsen-anhalt.de/perma?j=PsychKG_ST_!_5
http://www.beschwerde-psychiatrie.de/
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Veranstaltungen/Doku-Fachforum_2018-min__2_.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Veranstaltungen/Doku-Fachforum_2018-min__2_.pdf
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Sektors und der öffentlichen Verwaltung18 häufig Ombudspersonen eingesetzt. Grundüberlegung ist, 

dass einschlägige Fälle dann eher berichtet werden, wenn sich Informant*innen – auch anonym – an 

eine Vertrauensperson wenden können, die auf Wunsch Verschwiegenheit garantiert. Bei diesen 

Ombudspersonen handelt es sich häufig um Rechtsanwält*innen, die kraft ihres Amtes und zusätzlich 

vertraglich zur Verschwiegenheit verpflichtet sind. Sie stehen Hinweisgebenden als 

Ansprechpersonen zur Verfügung. Informationen über den Sachverhalt werden weitergegeben, nicht 

aber die Identität der Kontaktperson. Vertrauensanwält*innen in öffentlichen Verwaltungen (z.B. im 

Land Berlin19) prüfen die vorliegenden Hinweise dahingehend, ob der Vorgang strafrechtlich relevant 

sein könnte und damit an die zuständige Behörde zur weiteren Verfolgung weitergegeben wird.  

Ein weiteres Themenfeld, in dem sich viele Beschwerdestellen etabliert haben, ist die Bekämpfung 

von Diskriminierung. Nach dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) §13 muss in jedem 

Betrieb oder Unternehmen und in jeder Dienststelle eine Beschwerdestelle bestimmt und bekannt 

gemacht werden. Dies gilt unabhängig von der Größe des Betriebes. Außerdem sind 

Antidiskriminierungsstellen auf Landes- und kommunaler Ebene (auch für Sachsen-Anhalt20) für alle 

Menschen zuständig, die sich aufgrund von rassistischer Zuschreibung und ethnischer Herkunft, 

Geschlecht, Religion/ Weltanschauung, Behinderung, Alter oder sexueller Identität benachteiligt 

sehen – unabhängig vom Handlungsfeld. Sie bieten Betroffenen als unabhängige Beschwerdestelle 

Unterstützung bei der Durchsetzung ihrer Rechte zum Schutz von Benachteiligungen. Teils gibt es 

auch Beschwerdestellen zu Diskriminierung in konkreten Handlungsfeldern, so im Bereich Wohnen21.  

Auch in der Wissenschaft gibt es Ombudsstellen22. 

4.3. Zentrale Aspekte von Beschwerde-/ Ombudsfunktionen 

Beschwerde-/ Ombudsstellen brauchen eine Legitimation bzw. einen Auftrag, sie können nur sinnvoll 

agieren, wenn Kooperationsbereitschaft auf Seiten der Einrichtungen besteht, auf die sich 

Beschwerden beziehen. Im Folgenden wird zusammenfassend dargestellt, welche Möglichkeiten 

Beschwerde-/ Ombudsstellen haben, ihr Handeln zu legitimieren, wie sie den Auftrag für das eigene 

Handeln erhalten und welche Bedeutung dabei ein normativer Referenzrahmen hat. Weiter wird 

erörtert, dass Ombuds-/ Beschwerdestellen in einem Spannungsfeld von Unabhängigkeit und 

Einbindung agieren.  

4.3.1. Auftragsverhältnisse und Referenzrahmen 

Der Auftrag (nicht in einem juristischen Sinne) im Einzelfall zu handeln, kommt bei Ombuds-/ 

Beschwerdestellen zunächst von den Beschwerdeführenden. Sie setzen ein Verfahren in Gang. 

Beschwerdeführende werden sich immer dann eher an eine Stelle wenden, wenn sie begründet 

erwarten können, dass ihnen die Stelle dabei hilft, Abhilfe für ihr Problem zu schaffen.  

 
18 https://www.bbk.bund.de/DE/Das-BBK/Das-BBK-stellt-sich-
vor/Korruptionspraevention/korruptionspraevention_node.html#vt-sprg-2  
19 https://www.berlin.de/sen/finanzen/service/vertrauensanwalt-250142.php  
20 https://antidiskriminierungsstelle-sachsen-anhalt.de/ueber-uns/ 
21 www.fairmieten-fairwohnen.de  
22 https://ombudsgremium.de/ ; https://www.dfg.de/de/grundlagen-themen/grundlagen-und-prinzipien-der-
foerderung/gwp/ombudsperson  

https://www.bbk.bund.de/DE/Das-BBK/Das-BBK-stellt-sich-vor/Korruptionspraevention/korruptionspraevention_node.html#vt-sprg-2
https://www.bbk.bund.de/DE/Das-BBK/Das-BBK-stellt-sich-vor/Korruptionspraevention/korruptionspraevention_node.html#vt-sprg-2
https://www.berlin.de/sen/finanzen/service/vertrauensanwalt-250142.php
https://antidiskriminierungsstelle-sachsen-anhalt.de/ueber-uns/
http://www.fairmieten-fairwohnen.de/
https://ombudsgremium.de/
https://www.dfg.de/de/grundlagen-themen/grundlagen-und-prinzipien-der-foerderung/gwp/ombudsperson
https://www.dfg.de/de/grundlagen-themen/grundlagen-und-prinzipien-der-foerderung/gwp/ombudsperson
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Ombuds-/ Beschwerdestellen liegt auch die Idee zugrunde, dass die Einrichtungen, Behörden oder 

Firmen auch selbst ein Interesse daran haben, Konflikte zu lösen und Missstände zu beheben und das 

Ziel verfolgen, die selbstgesetzten Ansprüche an ihr Handeln zu realisieren. Dies können sie besser, 

wenn sie Missstände kennen und Probleme lösen können. Deshalb gibt es bei vielen Beschwerde-/ 

Ombudsstellen (mindestens) eine weitere auftraggebende Instanz: Die Stellen sind auch im Auftrag 

der Einrichtungen/ Unternehmen/ staatlichen Einheit tätig, über die sich Personen beschweren 

können. Ein dritter Auftrag kommt dazu, wenn das öffentliche Interesse an einem Ombudsverfahren 

so groß ist, dass es dafür eine gesetzliche Vorgabe gibt bzw. wenn eine solche Stelle direkt im 

staatlichen Auftrag handelt.  

Zum Teil können sich Beschwerde-/ Ombudsstellen auf einen Referenzrahmen zur Beurteilung von 

Regelverstößen/ Beschwerden beziehen. Einen solchen gibt es z.B. mit den verbandseigenen 

Ethikrichtlinien bei der Schlichtungsstelle des bff. Zumeist gibt es auch keinen Referenzrahmen, der 

Gegenstandsbereich der Beschwerden wird dabei offen beschrieben als Konflikte oder Probleme. 

Beschwerdeführende werden damit entlastet – sie müssen nicht prüfen, ob Verhalten, über das sie 

sich beschweren wollen, festgelegten Regeln widerspricht. Auch können Regelwerke für interne 

Beschwerdestrukturen eine wichtige Rolle spielen, nämlich wenn sie ansprechbar sind bei der 

Verletzung von Verhaltensgrundsätzen, die in Dienst- bzw. Betriebsvereinbarungen verbindlich 

festgelegt wurden.23  

4.3.2. Kooperationsbereitschaft von Einrichtungen 

Wenn es um Veränderungen und Lösungen geht, so sind diese grundsätzlich nicht ohne die 

Einrichtungen zu erreichen, über die Beschwerde geführt wird. Eine Kommunikation zwischen der 

Beschwerdestelle mit den Beschwerdegegner*innen muss also möglich und bestenfalls auch 

wahrscheinlich erfolgreich sein. Kooperationsbereitschaft ist grundlegend. Sie wird umso größer sein, 

je klarer die Beschwerdestelle den Auftrag der Einrichtungen hat. Aber auch ohne direkten Auftrag 

kann diese Kooperationsbereitschaft bestehen. Sie wird auch dann größer sein, 

- wenn die Stelle im Auftrag eines Verbands oder einer Kammer tätig ist, dem/ der die 

Einrichtung angehört (z.B. Schlichtungsstelle bff, Themis Vertrauensstelle gegen sexuelle 

Belästigung und Gewalt in der Kunst- und Kulturbranche24), 

- wenn es eine gesetzliche Vorschrift für die Stelle (und möglichst auch die Kooperation) gibt 

(z.B. AGG, SGB VIII, Verbraucherstreitbeilegungsgesetz), 

- oder wenn der Schaden für die Einrichtung groß wäre, wenn sie sich der Kooperation 

entziehen würde. Ein ideell großer Schaden entsteht Einrichtungen dann, wenn die eigene 

Reputation leidet, z.B. weil Missstände öffentlich werden oder wenn sie einer angesehenen 

Stelle die Kooperation verweigern (z.B. Pflege in Not, städtische Beschwerdestelle für 

Probleme in der Altenpflege, München25). 

4.3.3. Spannungsfeld Unabhängigkeit und Einbindung 

 
23   
24 https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/praxisbeispiele/DE/praxisbeispiel-themis-
vertrauensstelle-gegen-sexuelle-belaestigung-und-gewalt.html  
25 https://stadt.muenchen.de/infos/altenpflege-beschwerdestelle.html  

https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/praxisbeispiele/DE/praxisbeispiel-themis-vertrauensstelle-gegen-sexuelle-belaestigung-und-gewalt.html
https://www.antidiskriminierungsstelle.de/SharedDocs/praxisbeispiele/DE/praxisbeispiel-themis-vertrauensstelle-gegen-sexuelle-belaestigung-und-gewalt.html
https://stadt.muenchen.de/infos/altenpflege-beschwerdestelle.html
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Dabei gibt es ein Spannungsfeld zwischen möglichst großer Unabhängigkeit der Stelle gegenüber den 

betreffenden Einrichtungen und möglichst großen Einflussmöglichkeiten auf das Handeln dieser 

Einrichtungen. Eine große Nähe der Beschwerdestelle zu denen, über die Menschen sich beschweren 

wollen, wird dazu führen, dass Beschwerdeführende kein Vertrauen zu der Stelle haben; sie hat 

Schwierigkeiten, sich als unparteiische und primär im Auftrag der Beschwerdeführenden tätige 

Instanz zu präsentieren. Eine große Distanz der Beschwerdestelle zu den Einrichtungen wiederum 

kann dazu führen, dass sie keinen Einfluss nehmen kann und bei Beschwerden keine Abhilfe möglich 

ist. Letztlich geht es also darum, gleichzeitig glaubwürdig unparteiisch zu sein und gleichzeitig 

Einflussmöglichkeiten zu haben. Ombuds-/ Beschwerdestellen müssen also beides ermöglichen: 

Distanz und Verbindung. Die bestehenden Ombuds-/ Beschwerdestellen lösen diese 

widersprüchlichen Anforderungen unterschiedlich.  

Zunächst kann Unabhängigkeit durch organisationale und finanzielle Unabhängigkeit hergestellt 

werden, d.h., dass die Beschwerdestelle nicht Teil derselben Organisation ist und keine finanziellen 

Verflechtungen bestehen. Es gibt eine Reihe von Beschwerdestellen, die so aufgestellt sind. Bei 

diesen Modellen gibt es keinen direkten Auftrag der Einrichtungen, auf die sich die Arbeit der Stellen 

bezieht. Sie müssen also aus anderen Gründen bereit sein, mit den Ombuds-/ Beschwerdestellen zu 

kooperieren. Ein solches Motiv liegt dann vor, wenn die Beschwerdestelle moralisch stark legitimiert 

ist und eine gute Reputation im Themenfeld hat. 

Beschwerde-/ Ombudsstellen können aber auch trotz organisationaler und finanzieller Verflechtung 

glaubwürdig sein, nämlich dann, wenn die Ombudsstelle in einer Organisation eine maximal 

unabhängige Position hat und nicht weisungsgebunden ist (Stabsstelle angesiedelt bei der 

Geschäftsführung o.ä.). Dann ist die Herausforderung, in der Kommunikation diese Unabhängigkeit 

deutlich zu machen. Auch die Finanzierung einer solchen Stelle muss nicht schädlich sein: viele 

Ombudspersonen sind im Auftrag von Unternehmen tätig und werden dafür auch bezahlt, sind aber 

dennoch unabhängig, z.B. handelt es sich häufig um freiberuflich tätige Anwält*innen, die der 

Schweigepflicht unterliegen.  

Ob man einer Beschwerde-/ Ombudsstelle Unabhängigkeit, Unparteilichkeit und Neutralität 

zuspricht, hängt auch mit der Persönlichkeit der Ombudsperson selbst zusammen. Aus diesem Grund 

ist es oftmals entscheidend, mit welcher Person eine Ombudsstelle besetzt wird. Wichtig ist es, 

möglichst unstrittige und als integer anerkannte Personen für eine solche Stelle zu finden. Dabei 

spielt eine Rolle, dass diese Personen keine eigenen Interessen mit der Tätigkeit verknüpfen, sich 

auch gegenüber großen Organisationen behaupten können, zugleich bereit sind im Auftrag der 

strukturell unterlegenen Beschwerdeführenden aktiv zu werden und schließlich in der Lage sind, auf 

der Grundlage profunder Fachkenntnis unparteiisch Sachverhalte zu beurteilen. 

4.4. Und in der Praxis? Steckbrief: Ombud LSA 

Nachdem wir übergreifende Befunde zu Ombuds-/ Beschwerdestellen vorgestellt haben, wenden wir 

uns nun der Praxis zu und stellen Befunde aus einem Expert*inneninterview vor, das wir mit einer 

Fachkraft der Ombudsstelle Sachsen-Anhalt für die Kinder- und Jugendhilfe geführt haben. Im 

Folgenden wird diese Stelle ausführlich in Form eines Steckbriefs vorgestellt. Diese ausführliche 

Darstellungsform wird gewählt, weil die Ombud LSA ein mögliches Vorbild für eine Beschwerdestelle 

zum gewaltspezifischen Hilfesystem in Sachsen-Anhalt sein könnte. Sie ist eine unabhängige und 

neutrale Stelle, die zugleich in dem von Machtasymmetrien gekennzeichneten Feld der Kinder- und 



17 
 

Jugendhilfe antritt, um Beschwerdeführende zu unterstützen, Problemlagen zu identifizieren und in 

den politischen und fachlichen Kontext einzuspeisen. Auch wenn es wesentliche Unterschiede im 

Hinblick auf die Eingriffstiefe und Hoheitsrechte der Hilfesysteme sowie die Größe des Hilfesystems 

gibt, so gibt es doch auch Gemeinsamkeiten – wie die Mischung aus stationären und ambulanten 

Hilfen, die große Bedeutung involvierter Kinder und eine grundsätzliche Asymmetrie im Hilfeprozess.  

Steckbrief Ombud LSA 

Hintergrund der Einführung/ Motivation 
Junge Menschen und ihre Familien müssen sich zur Beratung, Vermittlung und Klärung von Konflikten in der Kinder- und 
Jugendhilfe (egal ob bei öffentlichen oder freien Trägern) an eine Ombudsstelle wenden können (§ 9a SGB VIII)26. 
Prozess der Einführung 
Die Ombudsstelle gab es anfangs an 2 Modellstandorten (seit 2020). Die Entwicklung der Stelle erfolgte partizipativ 
unter Einbindung der Fachkräfte mit einem Steuerungskreis, offenen Regionalforen zur Erarbeitung der Konzeption 
(Jugendamt, Leitungen/ Fachkräfte freier Träger, Pflegefamilien, Vormünder) sowie 2 Fachtagen.  
Die inhaltliche und räumliche Zuständigkeit wurde bei gleichen Ressourcen sukzessive ausgeweitet. 
Zuständig für: Thema und Art der Anliegen 
Die Stelle ist zuständig für die Beratung von jungen Menschen und (Pflege-)Familien zu ihren Rechten in der Kinder- und 
Jugendhilfe. Sie hilft bei Anträgen, begleitet in schwierigen Situationen und berät Fachkräfte, ob Anliegen passend zur 
Ombudsstelle sind. 
Zuständig für: Einzugsbereich 
Für das ganze Land Sachsen-Anhalt 
Struktur/ Organisation 
Träger der Ombudsstelle ist der Verein KinderStärken e.V.27, das Projekt wird vom Sozialministerium des Landes 
gefördert. Ein Landesgesetz, das die Stelle und die Kooperation regelt, ist noch nicht verabschiedet.  
Es gibt sowohl in Magdeburg als auch in Stendal ein Büro, aufgrund der Fläche in Sachsen-Anhalt und den langen 
Fahrtzeiten wird versucht, eine weitere Stelle im Süden zu etablieren.  
Zusätzlich zur Verwaltung sind 3 Ombudspersonen teilweise mit Leitungsaufgaben hauptamtlich und in Teilzeit 
beschäftigt. Sie waren zuvor selbst in der Jugendhilfe tätig und wurden vor ihrer Tätigkeit als Ombudspersonen geschult. 
Die Beratung macht ca. 30-40% der Arbeitszeit aus, weiter sind die Fachkräfte mit Netzwerkarbeit, Qualitätsarbeit und 
dem weiteren Aufbau der Ombudsstelle befasst. Ihr Qualitätsanspruch ist, nach dem 4-Augenprinzip zu arbeiten, daher 
brauchen sie für einen funktionierenden Standort mindestens zwei Personen vor Ort, die momentane 
Personalausstattung reicht nicht aus. 
Bekanntmachung 
Die Stelle wird niedrigschwellig auf der Internetseite beworben (mit Erklärvideo), zum Großteil werden Fälle jedoch über 
Fachkräfte vermittelt. Daher arbeitet die Stelle auf Anfrage und in Netzwerken (Frühe Hilfen, Kinderschutz, 
Jugendämter) permanent daran, über die Stelle zu informieren. Es gibt noch Lücken in der Bekanntheit, hier spielt die 
große Fluktuation in der Jugendhilfe eine Rolle. Wünschenswert wäre, dass die Information über ihre Stelle strukturiert 
und zuverlässig erfolgt, z.B. automatisiert in Hilfeplanungsgesprächen des Jugendamtes, damit die Information über die 
Ombudsstelle nicht mehr abhängig vom Wohlwollen einzelner Sachbearbeitenden ist. 
Kontaktmöglichkeit 
Die Stelle kann niedrigschwellig auf verschiedenen Wegen kontaktiert werden: per Telefon, und E-Mail (am häufigsten 
von ca. 2/3 genutzt), über ein Formular auf der Homepage, Social Media (Instagram, WhatsApp, Telegram, Signal), SMS 
oder persönlich.  
Die Website ist auf Deutsch. Ombud LSA arbeitet im Kontakt mit Übersetzer*innen, teils vom Jugendamt, LAMSA28 oder 
Jugendintegrationsdienst.  
Verfahren 
Das Verfahren ist für alle Beteiligten kostenlos und nicht formalisiert, der Kontakt und die Informationen sind 
vertraulich. 
Dokumentation und Rückkoppelung 
Die Stelle dokumentiert die Fälle, führt eine eigene Statistik und liefert zur gemeinsamen Statistik des Bundesnetzwerks 
der Ombudsstellen in der Kinder- und Jugendhilfe. Die Rückkoppelung der Anliegen und typischen Konstellationen an die 
Jugendhilfe ist vorgesehen. So berichtet die Stelle über häufige Anliegen, informiert über praktische Erfahrungen und die 
Rechtslage. Über das Bundesnetzwerk werden auch Stellungnahmen und Expertisen verfasst. Die Stelle sieht 
Aufklärungsbedarf bei der Jugendhilfe über rechtliche Grundlagen und Praxis. 
Nutzung: Anzahl 

 
26 https://ombud-lsa.de/#wer-wir-sind  
27 https://www.kinderstaerken-ev.de/  
28 Landesnetzwerk Migrantenorganisationen in Sachsen-Anhalt (https://www.lamsa.de/) 

https://ombud-lsa.de/#wer-wir-sind
https://www.kinderstaerken-ev.de/
https://www.lamsa.de/
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Im laufenden Jahr 2023 wurden 141 Anliegen bearbeitet, in den Vorjahren waren es um die 100. Im ersten Jahr waren es 
35. Bei länger etablierten Stellen steigen die Nutzer*innenzahlen, so z.B. in Berlin auf 500. 
Nutzung: Themen/ Fälle 
Einen Überblick über häufig vorgebrachte Anliegen bietet die Seite FAQs des Bundesnetzwerks der Ombudschaft in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Darüber hinaus wurden folgende Themen als zentral genannt, die oft mit der Bitte um 
Verschwiegenheit vorgebracht werden:  

- Machtmissbrauch  
- Wunsch nach Wechsel der Zuständigkeit 

Erfahrung: Kooperation Fachkräfte 
Wichtig ist das Vertrauen der Fachkräfte zu gewinnen und Netzwerke zu erschließen. Eine gute Brücke ist, dass sie selbst 
Fachkräfte aus der Jugendhilfe sind und so fachlich fundiert und parteilich versuchen für alle Beteiligten eine gute 
Lösung zu finden. 
Die Erfahrungen bezüglich der Kooperationsbereitschaft sind unterschiedlich:  

- Bei hochstrittigen Familien empfinden die Fachkräfte die Intervention durch Ombud LSA oftmals als hilfreich 
und nicht als Eindringen in ihren Bereich.   

- Kinder/ Jugendliche haben das Recht auf einen Beistand bei Gesprächen. Nicht alle Fachkräfte wissen von oder 
informieren über dieses Recht. Dies erschwert die Kooperation.  

- Manchmal ist die Kooperation partnerschaftlich, z.B. wenn Hilfen mit Volljährigkeit enden sollen, kommen 
Fachkräfte gemeinsam mit den jungen Volljährigen zur Fachstelle, um für die Fortführung der Hilfen zu 
kämpfen. 

Ombud LSA verbinden mit einem noch ausstehenden Landesgesetz die Hoffnung, dass ein Kooperationsgebot verankert 
sowie die Pflicht zur Information über Ombudsstellen aufgenommen wird.  
Erfahrung: Fallverläufe/ Effekte 
Die Fallverläufe sind sehr unterschiedlich und oft sind die Erwartungen sehr hoch. Es gibt vielfach Fälle, in denen sie 
nichts tun können, z.B. bei Rechtsfragen, manchmal brechen Ratsuchende die Beratung ohne erkenntlichen Grund ab. 
Bei einem kleinen Teil reicht eine einmalige Aufklärung (bspw. über das Beistandsrecht), bei sehr vielen Fällen ist eine 
längere Begleitung notwendig, besonders wenn Konflikte schon weit fortgeschritten sind. Auch bei den Effekten gibt es 
Unterschiede: 

- Es kommt zu Enttäuschungen, weil viele zu spät kommen, z.B. wenn es um Inobhutnahmen geht oder ein 
Wechsel der Zuständigkeit trotz eines langwierigen, mehrmonatigen Prozesses nicht erfolgt.  

- Durch die Intervention gehen Kommunikationskanäle wieder auf und Betroffene finden den Mut für sich zu 
sprechen 

- Im Einzelfall ist Ombudschaft sehr wirksam und es geht um wesentliche Fragen für die Betroffenen (z.B. 
Begleitung von jungen Volljährigen bei Obdachlosigkeit, Sicherstellung der Fortführung von Jugendhilfe). 

- Wenn sich Fachkräfte melden, klärt die Ombudsstelle über Rechtsgrundlage auf und liefert Argumente, 
unterstützt aber nicht im Kontakt mit dem Team/ Vorgesetzten; dafür gibt es andere 
Unterstützungsmöglichkeiten (z.B. Gewerkschaften, Träger).  

- Im Bereich Kinderschutz hat die Stelle auch Einrichtungen bei Betriebserlaubnisbehörde angezeigt, die ihren 
Kinderschutzverpflichtungen nicht nachgekommen sind. 

Überschneidungen zum Themenfeld Gewalt gegen Frauen und sexualisierte Gewalt  
- Sie verweisen vielfach an Gewaltberatungsstellen  
- Vielfach gibt es Anfragen wg. Umgangsregelungen in Fällen, in denen auch Gewalt eine Rolle spielt. Sie sind 

dann nur zuständig in Bezug auf das Jugendamt, nicht in Bezug auf die gerichtliche Klärung.  
- Besonders schwierig ist es, wenn sich beide Elternteile melden.  
- Problematisch ist auch, wenn der Zugang zu wesentlichen Dokumenten eingeschränkt ist (Gerichtsbeschlüsse, 

Gutachten).  

5. Befunde zu Ombuds- und Vertrauensfunktionen in Einrichtungen 

des gewaltspezifischen Hilfesystems  

Ombuds- und Vertrauensfunktionen sind also in vielen Einrichtungen und Handlungsfeldern (auch 

der sozialen Arbeit) mittlerweile selbstverständlich. Damit stellt sich die Frage, wie die Situation in 

Einrichtungen des gewaltspezifischen Hilfesystems ist. Die Recherche dazu ergab wenig Hinweise auf 

externe Ombuds- und Beschwerdesysteme, dafür deutlich mehr Hinweise auf interne oder bei 

Trägern und Verbänden angesiedelte Verfahren. 
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5.1. Internationale Perspektiven  

Die Literaturrecherche im englischsprachigen Raum ergab den Befund, dass es in den USA, Australien 

und UK Beschwerdemechanismen vor allem bei größeren Verbänden und Trägern von 

Frauenhäusern und Gewaltberatungsstellen gibt. Auf den entsprechenden Internetseiten werden 

klar definierte Abläufe veröffentlicht, die Transparenz und verantwortliche Behandlung der Vorfälle 

versprechen. Zuständige werden benannt und auf das entsprechende Berichtswesen wird verwiesen. 

Diese Beschwerdeverfahren sind Teil des Qualitätsmanagements der Einrichtungen. Beispiele für 

übergreifende Beschwerdestellen wurden nicht gefunden.  

In der Recherche wurden drei Modelle identifiziert: ein Beschwerdemanagement für Träger von 

Diensten, ein Beschwerdemanagement für einen Verband und eine Stelle, die nicht Beschwerden im 

engeren Sinne bearbeitet, sondern Fälle, in denen der Zugang zum Hilfesystem sehr schwierig ist. 

Dieses Modell wurde hier aufgenommen, weil in den Interviews immer wieder ein gescheiterter 

Zugang zum Hilfesystem als möglicher Beschwerdeanlass genannt wurde, für den es bisher noch 

keine zuständigen Stellen gibt und weil mit dem neuen Gewalthilfegesetz durch den Rechtsanspruch 

die Frage einer zentralen Organisation des Zugangs zunehmend bedeutsam wird. Die drei Modelle 

werden im Folgenden anhand von Beispielen beschrieben. 

5.1.1. Beschwerdeverfahren beim Träger 

Die Organisation Refuge29 ist die größte Trägerorganisation von Diensten für misshandelte Frauen 

und Mädchen in England; sie betreibt neben wohnortnaher Beratung und Unterstützung über eine 

nationale Domestic Abuse Helpline auch Schutzeinrichtungen, die 2022 von 1.529 Frauen und 

Kindern genutzt wurden. Die Organisation macht deutlich, dass die trägereigene Beschwerdestelle 

neben den Beschwerden von Nutzer*innen über die Dienste und das Verhalten der 

Mitarbeiter*innen auch die von anderen externen Akteur*innen annimmt, z.B. bezogen auf Spenden 

und Fundraising. Für die Zeit 11/22 bis 10/23 dokumentierte die Einrichtung 104 Beschwerden, die zu 

90 % von Nutzer*innen kamen. 34% der Beschwerden kamen von Nutzer*innen der 

Schutzeinrichtungen, obwohl diese nur 6 % der Klient*innen der Organisation ausmachten. 90% der 

Beschwerden bezogen sich auf Unterstützung (Refuge, 2024).  

5.1.2. Beschwerdeverfahren beim Dachverband 

Women’s Aid Federation England (WAFE) ist dagegen kein eigener Träger, sondern ein Verband, in 

dem viele Einrichtungen des gewaltspezifischen Hilfesystems zusammengeschlossen sind und der 

außerdem einen Teil dieser Einrichtungen nach bestimmten Qualitätskriterien zertifiziert (Women’s 

Aid Quality Mark). Dieser Verband hat sich ein Beschwerdeverfahren gegeben (Women’s Aid 

Federation England, 2022), weist aber darauf hin, dass alle Mitgliedseinrichtungen auch unabhängige 

Beschwerdeverfahren haben, die vor einer übergeordneten Beschwerde zunächst genutzt werden 

müssen. Mitgliedsorganisationen unterzeichnen regelmäßig einen Vertrag (Statement of Support); 

nur wenn dort fixierte Regeln verletzt werden, ist das verbandliche Beschwerdemanagement 

zuständig und der Verband kann – bei fehlender Kooperation der Mitgliedseinrichtungen – die 

Mitgliedschaft und Zertifizierung zurückziehen. Beschwerdeführer*innen reichen Beschwerden 

schriftlich mit allen relevanten Dokumenten ein und der Erläuterung, welche vertragliche Regel aus 

 
29 https://refuge.org.uk/complaints/  

https://refuge.org.uk/complaints/
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ihrer Sicht gebrochen wurde. Danach holt der Verband weitere Informationen ein und untersucht die 

Beschwerde. Schließlich gibt es einen schriftlichen Bericht mit den Schlussfolgerungen (kein 

Regelverstoß ersichtlich, Regelverstoß ersichtlich, aber Beschwerdegegner*in lenkt ein, Regelverstoß 

ersichtlich, Beschwerdegegner*in lenkt nicht ein – Folgen für Mitgliedschaft und Zertifizierung). Ein 

Widerspruch ist möglich. Das Verfahren von Women’s Aid in Wales ist vergleichbar (Welsh Women’s 

Aid, 2016).  

Die Gewaltschutzorganisation Women’s Habitat in Kalifornien bietet Schutzeinrichtungen und 

Übergangseinrichtungen für gewaltbetroffene Frauen und Kinder an. Auf der Homepage30 ermutigt 

die Einrichtung (ehemalige) Nutzer*innen und andere, sich mit Beschwerden direkt an die 

Organisation zu wenden und verweist auf informelle Beschwerdemöglichkeiten (und deren Vorteile) 

wie auch einen formalen Beschwerdeweg. Die Organisation garantiert in beiden Fällen 

Vertraulichkeit (außer dies ist rechtlich nicht möglich). Wer den formalen Beschwerdeweg gehen will, 

muss ein Formular ausfüllen. Die Beschwerde wird dann von der Organisation geprüft, darauf ergeht 

eine schriftliche Rückmeldung. Bestätigt sich eine Beschwerde, gibt es verschiedene Möglichkeiten: 

1) eine Mediation zwischen Parteien; 2) wenn die Beschwerde sich gegen Beschäftigte richtet, wird 

die Geschäftsführung informiert; 3) wenn sich die Beschwerde gegen andere Bewohner*innen 

richtet, kann auch eine Kündigung der Klient*innen die Folge sein. Das Verfahren einer australischen 

Einrichtung, die Notunterkünfte für Frauen bereithält, ist vergleichbar.31  

5.1.3. No woman turned away – Keine Frau wird abgewiesen: Projekt für Frauen 

mit besonderen Zugangshürden 

Bei Women’s Aid Federation England arbeitet seit 2016 ein spezielles, zentrales Hilfeteam. Das 

Projekt „No woman turned away“32 unterstützt telefonisch Frauen, die von Fachkräften aus dem 

gewaltspezifischen Hilfesystem an die Stelle verwiesen werden, weil die Suche nach 

Schutzunterkünften bislang erfolglos war. Von anderen Stellen akzeptiert das Projekt keine Verweise, 

auch können sich Frauen nicht direkt an das Hilfeteam wenden. Die Berater*innen leisten 

spezialisierte Fallbearbeitung, d.h. sie suchen im Einzelfall nach Schutzunterkünften und anderen 

Lösungen in Zusammenarbeit mit anderen Fachkräften und Stellen. Dabei handelt es sich 

ausdrücklich nicht um einen Krisendienst. Die Stelle ist vor allem für besonders vulnerable 

Zielgruppen zuständig, d.h. Personen, die besondere Zugangsprobleme zum Hilfesystem aufgrund 

von Wohnungslosigkeit, Sucht, psychischen Erkrankungen, fehlendem Zugang zu staatlichen Hilfen, 

Sprach- und Kulturbarrieren, Behinderungen, älteren Söhnen, vielen Kindern u.ä. haben. Damit bietet 

das NWTA-Team Unterstützung für diese Frauen und zugleich Entlastung für Fachkräfte im 

Hilfesystem, die angesichts multipler Schwierigkeiten und besonderer Barrieren für gewaltbetroffene 

Frauen keine sichere Unterkunft finden. Für einen Teil der Frauen können so Lösungen gefunden 

werden.  

Die Anfragen werden dokumentiert und so werden Defizite im Hilfesystem sichtbar – die zweite 

Funktion der Stelle. Im Jahr 2021 wurden 307 Frauen an die Stelle verwiesen (davon einige 

mehrfach), 184 Frauen nahmen in dieser Zeit Hilfe in Anspruch.33 Über ein Fünftel von ihnen kam bei 

 
30 https://womenshabitat.ca/complaints-procedure/  
31 https://www.womenscommunityshelters.org.au/complaints/ 
32 https://www.womensaid.org.uk/what-we-do/i-work-with-survivors/no-woman-turned-away/ 
33 https://www.womensaid.org.uk/the-no-woman-turned-away-nwta-referral-pathway-is-here-to-help/  

https://womenshabitat.ca/complaints-procedure/
https://www.womenscommunityshelters.org.au/complaints/
https://www.womensaid.org.uk/what-we-do/i-work-with-survivors/no-woman-turned-away/
https://www.womensaid.org.uk/the-no-woman-turned-away-nwta-referral-pathway-is-here-to-help/
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privaten Kontaktpersonen für die Zeit bis zur Aufnahme in eine Schutzunterkunft unter, über ein 

Viertel fand einen Platz in einer Notunterkunft. 4 % bezahlten für die Unterkunft (Hotel, B&B) und 

ebenso viele blieben ohne Unterkunft. Im Jahr 202334 unterstützte das Projekt 204 Frauen, von 

diesen hatten 45% keinen Zugang zu staatlicher Unterstützung, 42% waren Schwarze Frauen oder 

aus ethnischen Minderheiten und 28% hatten eine Behinderung. Für knapp die Hälfte der Frauen 

konnte während der Unterstützung eine neue Wohnmöglichkeit gefunden werden, 22% erlebten 

weitere Gewalt, während sie auf eine Schutzunterkunft warteten.  

5.2. Beschwerdeverfahren, Partizipation und Empowerment im 

gewaltspezifischen Hilfesystem: Befunde für den deutschsprachigen 

Raum 

Im Handlungsfeld Gewalt gegen Frauen gibt es aufgrund der Entstehungsgeschichte eine langjährige 

Auseinandersetzung mit den Themen Machtgefälle, Nutzer*innenpartizipation und Empowerment. 

Die neue deutsche Frauenbewegung wendete sich früh dem Thema Gewalt gegen Frauen zu35 und 

begriff Gewalt gegen Frauen als gesellschaftliches Problem. Vor dem Hintergrund der Überzeugung, 

dass alle Frauen von patriarchalischen Gewaltverhältnissen betroffen sind und im Kontext der 

emanzipatorischen Ansprüche der neuen sozialen Bewegungen war für die ersten Frauenhäuser eine 

umfassende Partizipation der Bewohner*innen und ihrer Kinder zentraler Anspruch. Im Zuge einer 

stärkeren Professionalisierung veränderten sich die Ansprüche (Steinert & Straub, 1998), aber nach 

wie vor gibt es in vielen Frauenhäusern den Anspruch, z.B. über Haus- und 

Bewohner*innenversammlungen und in der Arbeit mit den Kindern Partizipation zu realisieren (vgl. 

Henschel, 2019) und die Interessen der Nutzer*innen an vielen Stellen einzubeziehen.  

In den vergangenen Jahren entwickelten sich auf übergeordneter Ebene verstärkte Aktivitäten rund 

um Fragen von Mitbestimmung und Partizipation. Dabei stand neben der Partizipation (z.B. über 

Betroffenenbeiräte aber auch durch die Möglichkeit der internen Mitwirkung) auch das Thema 

Beschwerdemanagement in Beratungsstellen und Frauenhäusern im Fokus.  

Wesentliche treibende Kraft für die jüngere Auseinandersetzung mit dem Thema 

Beschwerdeverfahren und Partizipation in Frauenhäusern war die Frauenhauskoordinierung e.V., die 

verschiedene Fachtage zum Thema veranstaltete36, dazu veröffentlichte (FHK, 2021a) und ein Projekt 

mit einer Vielzahl von Produkten durchführte37. Für alle Fragen zu Beschwerdeverfahren bieten die 

Materialien der Frauenhauskoordinierung einen reichen Fundus: Materialien Beschwerde einführen 

(für interne Beschwerdeverfahren) (FHK, 2021b), Checkliste Beschwerdemanagement (auch zur 

Ombudsperson) (FHK, 2021c), eigene Haltung reflektieren (Reflexionsfragen) (FHK, 2021d), 

Reflexionsfragen Führungsverhalten (Reflexionsfragen) (FHK, 2021e), Beschwerde aufnehmen 

(Aufnahmebogen) (FHK 2021f), Beschwerdeverfahren auswerten (Fragebogen für Interviews) (FHK, 

2021g), Ombudsperson (Profil und Aufgabenbeschreibung) (FHK, 2021h), Flyervorlage 

Ombudsperson (für Betroffene, mehrsprachig) (FHK, 2021i). Das Material der 

Frauenhauskoordinierung soll die Einführung von Beschwerdeverfahren und Partizipation fördern.  

 
34 https://www.leewaysupport.org/blog/womens-aid-release-new-no-woman-turned-away-report  
35 https://frauenmediaturm.de/neue-frauenbewegung/frauenhaeuser/ 
36 https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Veranstaltungen/Doku-Fachforum_2018-

min__2_.pdf 
37 https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/partizipation  

https://www.leewaysupport.org/blog/womens-aid-release-new-no-woman-turned-away-report
https://frauenmediaturm.de/neue-frauenbewegung/frauenhaeuser/
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Veranstaltungen/Doku-Fachforum_2018-min__2_.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/fileadmin/redakteure/Veranstaltungen/Doku-Fachforum_2018-min__2_.pdf
https://www.frauenhauskoordinierung.de/arbeitsfelder/partizipation
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Die Befragung von FHK zeigt, dass Beschwerdeverfahren in Frauenhäusern bisher eher selten 

konzeptionell verankert sind. In drei Viertel der von FHK befragten Einrichtungen sind keine 

Verfahren vorhanden oder angebotene Verfahren sind nicht systematisch und verbindlich. Auch 

wenn sie vorhanden sind, fällt die Nutzung eher gering aus (Nagel, 2020, FHK 2022, S.18) und oft 

erreichen Beschwerden das Frauenhaus erst nach Auszug (FHK, 2022, S.38).38  

Bei der Literaturrecherche und Suche nach geeigneten Interviewpartner*innen zeigte sich, dass es 

außerhalb des Projekts der Frauenhauskoordinierung zum Thema sehr wenig konkrete Erfahrungen 

mit Beschwerde-/ Ombudsverfahren im gewaltspezifischen Hilfesystem gibt. Daher wurden primär 

Akteurinnen befragt, die im dreijährigen Projekt „Beschwerdemanagement zur Qualitätsentwicklung 

in Frauenhäusern: Instrument zur Professionalisierung und Partizipation“ der Frauenhäuser beteiligt 

waren. In diesem Projekt hat die FHK anhand einer Onlinebefragung von Frauenhäusern, Interviews 

mit Nutzer*innen sowie Prozessbegleitungen39 zur Einrichtung von internen Beschwerdeverfahren in 

vier Frauenhäusern ihre Erkenntnisse zusammengetragen und das o.g. Praxismaterial zur Verfügung 

gestellt. In den Interviews wurden die Projektkoordinatorin, Fachkräfte aus den am 

Entwicklungsprozess beteiligten Frauenhäusern sowie aus einem Frauenhaus, das sich gegen die 

Teilnahme entschied, befragt. Außerdem wurde ein Frauenhaus, auf das auch auf der Homepage der 

Frauenhauskoordinierung verwiesen wurde, befragt, das mit einer externen Beschwerdestelle 

arbeitet.  

In der folgenden Auswertung interessiert primär, welche Konzepte umgesetzt wurden, welche 

Motive die Einrichtungen hatten das Verfahren/ die Stelle zu etablieren, welche Erfahrungen mit den 

Verfahren oder Konzepten gemacht wurden, welche Faktoren dafür förderlich und hinderlich waren 

und was erforderliche Rahmenbedingungen waren. Sofern es sich um gut beschreibbare Modelle 

handelt, werden sie wiederum in Form von Steckbriefen vorgestellt. Die Grundidee ist hier, dass die 

Modelle im Einzelfall verständlich werden. 

Im folgenden Kapitel wird differenziert zwischen verschiedenen Modellen, für die Beispiele gefunden 

wurden. Es wird unterschieden zwischen  

- unabhängigen Beschwerde-/ Ombudsstellen, die übergreifend für mehrere 

Gewaltschutzeinrichtungen zuständig sind,  

- lokalen Ombudsstellen, die für einzelne Frauenhäuser zuständig sind,  

- formalisierten Beschwerdeverfahren beim Träger und  

- internen Beschwerdeverfahren, Empowerment und Nutzer*innenpartizipation in 

Frauenhäusern. 

5.2.1. Externe übergreifend zuständige Beschwerdestellen für 

Gewaltschutzeinrichtungen 

Für Frauenhäuser gibt es in Deutschland keine übergreifend zuständige Beschwerdestelle (vgl. auch 

Nagel, 2020). Im Rahmen des Projekts der Frauenhauskoordinierung wurden dazu konzeptionelle 

Überlegungen angestellt, aber noch nicht abgeschlossen. Befragte Fachkräfte aus Frauenhäusern 

 
38 Die Frauenhilfe München hat langjährige Erfahrungen mit einem Beschwerdemanagement und 
Bewohner*innenfragebogen. Der Fragebogens basiert auf einem Instrument von G. Landgrebe (Landgrebe, 
2006, in FHK 2018).  
39 Wir haben mit allen vier Modellstandorten ein Interview führen können, s. Kap. 7. 
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vermuteten, dass übergreifende externe Beschwerde-/ Ombudsstellen weniger für die Anliegen von 

aktuellen Bewohner*innen, sondern eher für übergeordnete Themen geeignet wären, so z.B. für 

Frauen, die einen Platz suchen, aber abgelehnt werden. Eine solche Stelle fehle aus Sicht der 

Befragten tatsächlich: „Wo kann sich die Frau hinwenden, die 6 Häuser angerufen hat und überall 

abgelehnt wird? Darf das Bundesland sie nicht aufnehmen, weil sie aus einem anderen Bundesland 

kommt, ein anderes Haus lehnt ab, weil sie eine Wohnsitzauflage hat, das nächste Haus sagt „wir 

haben schon 4 Migrantinnen, das ist unsere Grenze“ oder ihr Sohn ist zu alt. Ich finde das fehlt 

wirklich.“ 

Die Recherche ergab nur eine übergreifend zuständige Beschwerdestelle bei Gewaltberatungsstellen, 

die von den einzelnen Einrichtungen unabhängig agiert. Der Bundesverband der 

Frauenberatungsstellen entwickelte im Jahr 2012 Ethikrichtlinien, in denen es um den Schutz der 

Klientinnen vor unethischem und unprofessionellem Handeln geht und Vorgaben für die 

Arbeitssituation gemacht werden. Diese Ethikrichtlinien sind für alle Mitglieder verbindlich und sie 

sind die Grundlage für die Klärung von Beschwerden und Konflikten. Dafür hat der bff eine 

Schlichtungsstelle aufgebaut. Sie dient als Stelle, bei der Verstöße gegen die Richtlinien gemeldet 

werden können40. Diese Schlichtungsstelle ist die einzige übergreifend zuständige Beschwerde-/ 

Ombudsstelle im gewaltspezifischen Hilfesystem in Deutschland und wird daher im Folgenden 

ausführlich vorgestellt. Grundlage des folgenden Steckbriefs ist ein Interview mit zwei der 

Initiatorinnen. 

Steckbrief: Schlichtungsstelle bff 

Hintergrund der Einführung/ Motivation 
Nach Einführung von Ethikrichtlinien des Verbandes im Jahr 2012 wurde ein wirksames Instrument gebraucht, um bei 
Verstößen reagieren zu können. 
Prozess der Einführung 
Nach Verabschiedung der Richtlinien wurde die Notwendigkeit einer Schlichtungsstelle deutlich; der Aufbau der 
Schlichtungsstelle wurde und wird über die Arbeitsgruppe Schlichtung der Verbandsrät*innen gesteuert. Es gab mehrere 
Veränderungen und Verfahren entwickelten sich mit den Fällen (learning by doing).  
Zuständig für: Thema und Art der Anliegen 
Die Stelle ist zuständig für Verstöße gegen Ethikrichtlinien; diese betreffen sowohl das Verhalten der Beratenden 
Beratungssuchenden gegenüber als auch das Verhalten unter Kolleg*innen und zwischen Vorgesetzten/ Träger(verein) 
und Mitarbeiter*innen. Die Funktion ist mit der Überschrift Beschweren und Klären umrissen. 
Zuständig für: Einzugsbereich 
Beratungsstellen aus dem Verband aus ganz Deutschland 
Voraussetzung: 
Die Stelle ist erst zuständig, wenn Konfliktschlichtungsmöglichkeiten (Supervision z.B.) vor Ort ausgeschöpft sind. 
Es werden nur Schlichtungsfälle angenommen, wenn die Beratungsstelle, um die es geht, im Verband organisiert ist.  
Struktur/ Organisation 
Zunächst waren die Verbandsrät*innen für die Schlichtungen zuständig (sie vertreten ihr Bundesland im Vorstand des 
bff), dann wurden drei externe Schlichter*innen mit Kompetenzen in den Bereichen Coaching, Supervision und 
Organisationsberatung aus unterschiedlichen Regionen beauftragt. Diese Schlichter*innen bearbeiten die Fälle 
weitgehend eigenständig, stimmen sich aber eng ab; nach einer ausführlichen Einarbeitung beschränkt sich der Kontakt 
zur Koordinierungsgruppe auf eine jährliche Rückkoppelung an die zuständige AG und Rücksprachen bei Bedarf. Es wird 
als Vorteil erachtet, dass die Schlichter*innen die Beratungsstellen in der Regel nicht kennen und auch nicht selbst 
beratend tätig sind. Dies ermöglicht eine größere Neutralität und Unabhängigkeit. 
Finanzierung 
Über den bff werden die drei Schlichter*innen finanziert, sie erhalten eine Pauschale für die Bereitstellung der Dienste. 
Die Koordinierung machen die AG-Mitarbeiter*innen (Verbandsrät*innen) auf Basis von Aufwandsentschädigung. 
Bekanntmachung 
Über die Mitgliedsorganisationen (Flyer, früher auch kleines Plakat für Wartebereich) und auf der Homepage von bff 
wird das Angebot bekannt gemacht. Die Informationen werden von Beratungsstellen auch anlassbezogen gegeben, z.B. 
wenn Beratungsstellen in Konflikten mit Nutzer*innen nicht mehr weiterkommen.  

 
40 https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/ueber-uns/bff-qualitaetssicherung/ethikrichtlinien-im-bff.html  

https://www.frauen-gegen-gewalt.de/de/ueber-uns/bff-qualitaetssicherung/ethikrichtlinien-im-bff.html
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Kontaktmöglichkeit 
Über Formular auf der Homepage und per Brief, auf Wunsch auch anonym 
Beschwerdeverfahren 
Veränderungen: zunächst war das Verfahren sehr hochschwellig mit stark normierten Schritten (maximal 1 Seite 
Problembeschreibung, Beschränkung Anzahl Telefonate pro Schritt etc.). Der Zugang ist immer noch nur schriftlich 
möglich (Formular auf Homepage), aber der weitere Ablauf ist weniger normiert. Bei Eingang einer Beschwerde 
verständigen sich die Schlichter*innen, ob der Fall angenommen wird und von wem. Dann erfolgt die Klärung mit der 
beschwerdeführenden Person, ob sie nur ein klärendes Gespräch sucht, eine Beschwerde formulieren will, oder eine 
Schlichtung anstrebt. Wenn letzteres der Fall ist, muss geklärt werden, ob die andere Partei einem 
Schlichtungsverfahren zustimmt. Wenn ja, findet ein von den Schlichter*innen moderiertes Treffen statt, ein 
Ergebnisprotokoll wird erstellt. Der*die Beschwerdeadressat*in wird in jedem Fall anonym über die eingegangene 
Beschwerde informiert, auch wenn keine Schlichtung gewünscht wird. Bei strafrechtlich relevanten Inhalten oder 
massiven Verstößen gegen die Ethikrichtlinien wird in jedem Falle die arbeitgebende Instanz des*der 
Beschwerdeadressat*in informiert. Datenschutzrechtliche Vorgaben sind streng; so müssen die Schlichter*innen für 
jeden neuen Schritt Schweigepflichtentbindungen von den Beschwerdeführenden erhalten. 
Dokumentation, Lobbyarbeit, Problemanmeldung übergeordnet 
Die Dokumentation erfolgt nur intern bei den Schlichter*innen. Bzgl. der Fälle unterliegen die Schlichter*innen der 
Schweigepflicht. Vorgesehen sind nur Rückmeldung über die Funktionalität des Verfahrens und Informationen über 
Themen der Schlichtungsfälle. 
Nutzung: Anzahl 
Es gibt mittlerweile etwa zehn Schlichtungsfälle im Jahr; Anfangs bei rigiden Verfahren gab es gar keine Resonanz. 
Nutzung: Themen/ Fälle 
Folgende Anliegen wurden vorgebracht 

- Beschwerden von Nutzer*innen über unethisches Verhalten/ Entscheidungen von Mitarbeitenden 
- Beschwerden über schwere Erreichbarkeit/ nicht vorgehaltene Angebote (obwohl anders im Internet 

beworben) 
- Beschwerden von Mitarbeitenden über unethisches Verhalten/ Entscheidungen von Kolleg*innen oder 

Vorgesetzten, Konflikte in Teams, zwischen Mitarbeitenden und Vorstand  
Erfahrung: Begreifen Beratungsstellen und Fachkräfte Angebote als hilfreich? 
Viele Beratungsstellen nehmen die Schlichtungsstelle als Entlastung wahr, weil sie damit diese Anforderung des 
Qualitätsmanagements nach außen abgeben können. Teils treten Einrichtungen sogar deshalb in den bff ein. Vorteilhaft 
im Hinblick auf die Akzeptanz ist, dass das Verfahren nicht top down eingeführt wurde, sondern sich aus dem Bedarf 
entwickelte. Fachkräfte, die in Konflikte verwickelt waren, sahen die Schlichtungsstelle als Entlastung und Unterstützung. 
Daher ist die Akzeptanz gut, aber es gibt auch Skepsis. 
Erfahrung: Fallverläufe/ Effekte 
So unterschiedlich wie die Anliegen sind die Fallverläufe: 

- Bisher ist es noch nie zu einer Schlichtung gekommen, vermutlich weil die Vereine/ Beratungseinrichtungen 
sich dem nicht gestellt haben, weil die Beschwerden dafür nicht geeignet waren. 

- Bisher gab es keine so massiven Verstöße, dass sie gegen den Willen der Beschwerdeführenden intervenieren 
mussten. 

- Bei zwei Rückmeldungen von Nutzer*innen haben sie sich mit deren Einverständnis an den Vorstand des 
Trägers gewendet, der dann selbst intervenierte und Missstände abstellte.  

- Wenn sie von Nutzer*innen erfahren, dass Einrichtungen nicht/ schlechter erreichbar sind als angekündigt 
bzw. für andere Themen zuständig sind, geben sie den Teams Rückmeldung dazu. 

- Die Konflikte in Teams/ mit Vorgesetzten/ Trägern sind teils sehr komplex und verfahren. Oft wurde bereits 
vieles vor Ort erfolglos versucht. Häufig gibt es in diesen Fällen kein positives/ befriedigendes Ergebnis, 
sondern eher kommt es zu einer Trennung/ Kündigung. Solche Fälle nehmen für die Schlichtung besonders 
großen Raum ein, sind aber eher die Minderheit.  

Bewertung durch Befragte 
Besonders positiv bewerteten die Befragten aus der Koordinierungsgruppe die Konstruktion, dass professionelle externe 
Schlichter*innen im Team die Fälle bearbeiten, dafür bezahlt werden und neutral sind, weil sie selbst keine Beratenden 
und nicht im Verband involviert sind. 
Von Beschwerdeführenden erhielten die Befragten die Rückmeldung, dass diese auch in den hochkonflikthaften Fällen in 
Teams/ mit Geschäftsführungen und Vorstand, die ohne Einigung ausgehen, froh sind, dass es eine Stelle gibt, an die sie 
sich wenden konnten. Sie sehen sich mit ihrem Anliegen wahrgenommen und darin bestätigt, dass es sich um einen Fall 
für eine Schlichtungsstelle handelt. 
Negativ bewertet wurden die umfangreichen Datenschutzvorgaben, die es erforderlich machen, jeden Schritt über 
Schweigepflichtentbindungen abzusichern. 
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5.2.2. Externe Ombuds-/ Beschwerdestellen für einzelne Frauenhäuser 

Die Befragung der Frauenhauskoordinierung aus dem Jahr 2019 zu Beschwerdeverfahren ergab, dass 

von 137 teilnehmenden Einrichtungen nur vier über eine externe Beschwerdefunktion verfügten. 

Diese war bei Mitgliedern eines Unterstützer*innennetzwerks, eines Runden Tisches, bei einer 

Gleichstellungsbeauftragten und einer geistlichen Beirätin angesiedelt (Nagel, 2020, S. 13). Damit ist 

diese Form des Beschwerdeverfahrens sehr selten. Auch zwei der Befragten berichteten von 

Kooperationen mit externen Ombudspersonen, die bei der Kommune angesiedelt sind. Dabei 

handelte es sich jeweils um lokale Systeme.  

Die Analyse der Modelle ergab, dass Umsetzungshürden für eine lokal angesiedelte externe 

Beschwerdestelle für einzelne Frauenhäuser hoch sind. Grundsätzlich wird deutlich, dass eine solche 

Stelle nur dann in Anspruch genommen wird, wenn es gelingt, Zugangswege für Bewohner*innen 

niedrigschwellig zu halten und ein Vertrauensverhältnis zwischen der Ombudsperson und den 

Bewohner*innen herzustellen. Auch wenn die Befragten aus beiden Frauenhäusern eine externe 

Beschwerdestelle grundsätzlich positiv sehen, gibt es doch bei ihnen viele Fragezeichen, wie eine 

solche Stelle und wie die Kooperation mit dem Frauenhaus aufgestellt sein muss, damit die Stelle 

genutzt wird und das Verfahren für alle Beteiligten auch langfristig handhabbar ist. In einem der 

beiden Modelle gelang es durch viel Werbung und aufgrund der Zielgruppennähe der Ombudsfrau 

(Mehrsprachigkeit), Bewohner*innen zur Nutzung zu motivieren. Hier zeigte sich allerdings, dass die 

Ombudsfrau dann auch für die weitergehende Unterstützung angefragt wurde (z.B. Wohnungssuche, 

auch Weitergabe der Telefonnummer an andere gewaltbetroffene Frauen). Für die Bewohner*innen 

war offensichtlich nicht immer klar, wofür die Frau zuständig war. Außerdem ist es in diesem 

Frauenhaus nicht dauerhaft gelungen, die Schnittstelle zwischen der Ombudsfrau und dem 

Frauenhaus erfolgreich zu gestalten – das vorgesehene Rückmeldeverfahren wurde aufgrund der 

Arbeitsbelastung aller Beteiligten immer seltener genutzt und es wurde immer weniger für die Stelle 

geworben. Der Umgang mit Beschwerden, so das Fazit, benötigt Zeit – auf Seiten der 

Frauenhausmitarbeiterinnen wie auch auf Seiten der Ombudsperson, beides war nicht ausreichend 

vorhanden. Aus dem Frauenhaus, in dem während der ersten Phase das Modell erfolgreich lief, kam 

die Rückmeldung, dass es trotz der Umsetzungsprobleme grundsätzlich sehr positiv ist, wenn eine 

externe Person für die Bewohner*innen zur Verfügung steht. 

In den folgenden Steckbriefen sind die wesentlichen Informationen über die Modelle 

zusammengestellt.  

Steckbrief: Ombudsfunktion für Frauenhaus bei der Kommune – Schwerpunkt geflüchtete Frauen 

Hintergrund der Einführung/ Motivation 
Ziel der Einführung war Empowerment und Partizipation für geflüchtete Frauen. Eine Ombudsfunktion sollte die 
Betroffenen stärken und Ohnmachtsgefühlen entgegenwirken; Frauen sollten mit dem Angebot lernen, genauer zu 
spüren, wann ihre Grenzen überschritten werden und durch die Beschwerden für sich selbst eintreten. Auch wenn die 
Stärkung der Position der Bewohner*innen in autonomen Frauenhäusern grundsätzlich wichtig ist, gibt es 
Abhängigkeitsverhältnisse. Die externe Stelle war der Versuch eines Ausgleichs und der Stärkung der Position der 
Bewohner*innen. 
Prozess der Einführung 
Die Einführung erfolgte 2019-2021 im Rahmen eines EU-geförderten Projekts zu den Bedarfen geflüchteter Frauen (u.a.) 
im Frauenhaus. Eine Kooperation zwischen Frauenhaus, Gleichstellungsreferat und Stelle für Täterarbeit wurde etabliert. 
Im ersten Jahr wurden Interviews mit den FH-Bewohner*innen zu ihrer Lebenswelt geführt. 
Zuständig für: Thema und Art der Anliegen 
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Ursprünglich sollte die Stelle für alle negativen Erfahrungen im Frauenhaus (Konflikte untereinander, wenn 
Bewohner*innen sich nicht gesehen fühlen, wenn Räume unzureichend sind) zuständig sein, besonders aber bei 
Rassismus. Die Stelle sollte für Bewohner*innen und Mitarbeitende zuständig sein. 
Zuständig für: Einzugsbereich 
Die Stelle ist für ein Frauenhaus auf kommunaler Ebene zuständig. 
Voraussetzung: 
Keine 
Struktur/ Organisation 
Die mehrsprachige Ombudsfrau arbeitet bei der Kommune und ist dort als Sozialarbeiterin für geflüchtete Frauen in 
einer Gemeinschaftsunterkunft zuständig, sie hat kein eigenes Stundenkontingent für die Funktion. 
Finanzierung 
Die Ombudsfrau wird nicht zusätzlich finanziert. 
Bekanntmachung 
Anfangs wurde sehr aktiv über mehrsprachige Flyer und Plakate geworben, es erfolgte eine Vorstellung über Videocalls 
bei einzelnen Frauen und auf Hausversammlungen und in Frauengruppen, wg. Anonymität nicht vor Ort. Später wurde 
die Stelle kaum noch beworben. Aufgrund der Mehrsprachigkeit der Ombudsfrau war der Zugang niedrigschwellig. 
Zugang über 
Telefonisch; Rahmen sehr flexibel (Spaziergang, Café) 
Beschwerdeverfahren 
Nicht reglementiert 
Dokumentation, Lobbyarbeit, Problemanmeldung übergeordnet 
Eine enge Rückkoppelung an das Frauenhaus war vorgesehen (gemeinsame Evaluationsgespräche, extra-Top auf 
Teamsitzung: Zusammenfassung der Themen, anonymisierte Erfahrungsberichte). 
Auch eine Dokumentation mit kurzem standardisierten Instrument zur Erfassung von Beschwerden war vorgesehen, das 
wurde direkt an Frauenhaus übermittelt. 
Beides das wurde anfangs gemacht, ist dann aber eingeschlafen. 
Die Ableitung von politischen Forderungen aus den gemeldeten Problemen war anfangs die Idee, ist aber nicht leistbar 
gewesen. 
Nutzung: Anzahl 
Anfangs wurde das Angebot häufiger in Anspruch genommen (8 Frauen wurden im ersten Jahr länger begleitet), 
mittlerweile ist es unklar, aber vermutlich ist die Nutzung gering, weil die Stelle nicht beworben wird. 
Nutzung: Themen/ Fälle 
Die Frauen meldeten sich mit Beschwerdeanliegen, aber auch dem Bedarf weitergehender Unterstützung (z.B. 
Wohnungssuche). Auch geflüchtete Frauen, die noch nicht im Frauenhaus waren, haben sich durch Weiterempfehlungen 
von Bewohner*innen an die Ombudsfrau mit der Bitte um Unterstützung gewandt. Dies war nicht vorgesehen. 
Erfahrung: Begreifen Beratungsstellen und Fachkräfte Angebote als hilfreich? 
Grundsätzlich ja, wenn Feedback funktioniert, aber es gibt strukturelle Schwierigkeiten (Finanzierung, Zeit). Das Projekt 
war nicht nebenbei umzusetzen (wer sammelt Beschwerden, macht politische Forderungen, entwickelt die Arbeit 
weiter, arbeitet Vorfälle mit den Frauen auf?). Wichtig war ein guter Kontakt der Ombudsfrau zu den Mitarbeitenden 
und ihre Fähigkeit, Kritik zu üben. 
Erfahrung: Fallverläufe/ Effekte 
Die Frauen wurden länger begleitet. Sie waren mit dem Angebot sehr zufrieden. Die Ombudsfrau berichtete, dass 
meistens die Frauen nur eine Möglichkeit brauchten, um zu erzählen, was bei den Frauen und im Frauenhaus gerade los 
ist; in anderen Fällen wurde auch unter Einbeziehung des Frauenhauses und ggf. anderer Bewohner*innen an Lösungen 
für Konflikte und Probleme gearbeitet. 
Die anfänglichen Rückmeldungen haben strukturelle Probleme deutlich gemacht und zeigten, was die Frauen 
problematisch finden (z.B. bestimmte Regeln, Schwerpunkte in der Bezugsbegleitung). 
Ein Problem war, dass Geld für Übersetzungen fehlte. 
Bewertung durch Befragte (FH) 
Grundsätzlich wird positiv bewertet, wenn es noch eine weitere Ansprechperson außerhalb des Frauenhauses gibt. Auch 
die Möglichkeit, sich beschweren zu können ist sinnvoll. Aber insgesamt ist das Projekt zu aufwändig für das Frauenhaus 
und schwer umsetzbar ohne eigene Finanzierung; daher soll das Konzept überarbeitet werden. 

 

Steckbrief: Ombudsfunktion bei der Kommune 

Prozess der Einführung 
Seit 2 Jahren besteht das Angebot. 
Zuständig für: Thema und Art der Anliegen 
Beschwerden allgemein 
Struktur / Organisation 
Die Stelle ist einer Kommune zugeordnet, die an der Finanzierung des Frauenhauses beteiligt ist. Die Ombudsfrau ist 
ehrenamtlich tätig. Sie hat keine Erfahrung mit Ombudsverfahren und mit Frauenhaus.  
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Finanzierung 
Keine Finanzierung 
Bekanntmachung 
Die Ombudsfrau hat sich weder im Team noch bei den Bewohner*innen vorgestellt. Das Thema wurde bisher nur auf der 
Beiratssitzung besprochen, auch die Mitarbeitenden wurden nicht gut informiert. 
Zugang über 
Es ist kein offenes Angebot, d.h. die Beschwerde ist nur über Mitarbeitende möglich. Die Beschwerdeführende muss sich 
an Mitarbeitende wenden, die dann die Ombudsfrau informiert; dann kommt diese ins Haus. 
Beschwerdeverfahren 
Nach Gespräch mit Beschwerdeführenden kommt die Ombudsfrau auf das Team zu, dafür ist eine 
Schweigepflichtentbindung nötig. Aber tatsächlich gibt es keine Erfahrungswerte zum Verfahren. 
Nutzung: Anzahl 
Einschaltung der Ombudsfrau wurde bisher von Bewohner*innen immer abgelehnt. 
Bewertung durch Befragte (FH) 
Warum funktioniert es nicht?  

- Das Modell ist nicht erfolgreich, weil die Ombudsfrau keine Vertrauensperson ist und Zugang nur über 
Mitarbeitende erfolgen kann. Es ist kein offenes Angebot. 

- Außerdem ist die Einschätzung, dass die Abhängigkeit von Sozialpädagog*innen sehr groß ist, Frauen haben 
Sorge, sich negativ zu äußern, weil sie fürchten, nicht mehr unterstützt zu werden (Sorge, dass Mitarbeitende  
Beschwerde persönlich nehmen). Die Frauen wollen sich nicht gegen Mitarbeitende stellen. 

- Frauen haben viele andere Themen und sind nur 3 Monate im FH. 
- Beschwerden werden eher intern in der Hausversammlung benannt. 

 

5.2.3. Formalisierte Beschwerdeverfahren beim Träger  

Die meisten großen Träger sozialer Einrichtungen und Wohlfahrtsverbände arbeiten nach QM-

Systemen, in denen auch Beschwerdeverfahren vorgesehen sind. Die Recherche und Interviews 

ergaben, dass auch mehrere große Träger (u.a. Wohlfahrtsverbände) von Gewaltschutzeinrichtungen 

eigene Beschwerdestellen vorhalten bzw. Zuständige beim Träger benannt haben, die Beschwerden 

für alle Einrichtungen des Trägers entgegennehmen. Kleine Träger (z.B. Trägervereine von einzelnen 

Frauenhäusern), die keine übergreifende professionelle Struktur haben, haben soweit ersichtlich 

keine eigenen Beschwerdestrukturen geschaffen. Dies ist plausibel: Eine Befragte erläutert, dass der 

Vorstand ehrenamtlich tätig ist und in Einzelfällen nicht tätig werden will. Die Befragung der 

Frauenhauskoordinierung ergab, dass die Zuständigkeit eines Trägers für Beschwerdeverfahren eher 

selten ist: Von 137 befragten Einrichtungen berichteten nur acht, dass sie Beschwerdeverfahren 

haben, für die die Mitarbeitenden des Trägers zuständig sind (Nagel, 2020, S. 15).  

Es liegen somit wenig Erfahrungen mit Beschwerdeverfahren vor, in die die Träger eingebunden sind. 

Die Befragten, bei denen es solche Systeme gibt, berichten von geringer Nutzung. Sie gingen davon 

aus, dass viele Nutzer*innen diesen Weg nicht nehmen wollen, weil er für sie hochschwellig ist (keine 

persönliche Bekanntheit mit der Ombudsperson, Sprachbarrieren, wenig Wissen darüber) und sie die 

Sorge haben, dass sie den Mitarbeiter*innen mit einer Beschwerde „in den Rücken fallen“ oder ihnen 

vielleicht sogar die Unterstützung im Frauenhaus entzogen wird, wenn bekannt wird, dass sie sich 

über Mitarbeitende beschwert haben. Lediglich nach Auszug oder bei Kündigung – so vereinzelte 

Erfahrungen - beschweren sich vereinzelt Nutzer*innen schriftlich beim Träger bzw. bei 

Beschwerdestellen beim Träger. Dies falle den Frauen leichter als sich an die Einrichtung selbst zu 

wenden. 

Eines der Frauenhäuser, das am Projekt der Frauenhauskoordinierung beteiligt war, hat sich 

ausführlich mit der Frage befasst, wie das QM-basierte Beschwerdemanagement des Trägers so 

angepasst werden kann, dass die Bewohner*innen es tatsächlich nutzen, auch unter Einbeziehung 

des Landesverbands. Fazit war, dass ein Beschwerdemanagement beim Träger/ Verband tatsächlich 
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nur für Einzelfälle in Frage kommt; daher müsse es durch andere Maßnahmen ergänzt werden. Die 

Befragte erläuterte: „Ja das käme bei massiven Fällen oder massiven Beschwerden in Frage, aber es 

ist viel zu hochschwellig. Wenn eine Frau gerne Rückmeldung geben will oder einen 

niedrigschwelligeren Ansatzpunkt hat, wird sie sich nicht an eine Ombudsstelle wenden.“ Zudem 

wurde als Problem das mangelnde Fachwissen der trägereigenen Beschwerdestelle beschrieben, da 

sich diese zu wenig im System auskenne. Dies habe in Einzelfällen dazu geführt, dass Beschwerden 

dann wieder an die Leitungen der Einrichtungen zurückgegeben wurden.  

5.2.4. Beschwerdeverfahren, Empowerment und Nutzer*innenpartizipation in 

Frauenhäusern – interne Ansätze 

Als interne Ansätze werden im Folgenden Ansätze bezeichnet, die innerhalb der Einrichtung 

umgesetzt werden. Solche internen Ansätze gibt es häufiger als trägerbezogene Ansätze. Die 

Befragung von Frauenhauskoordinierung ergab, dass bei den meisten der 34 befragten Einrichtungen 

mit internen Beschwerdeverfahren die Leiterin bzw. die Mitarbeitenden des Frauenhauses für 

Beschwerden zuständig waren, zumeist im Rahmen des Qualitätsmanagements (Nagel, 2020, S. 15). 

Dabei wurden vielfach Kinder und Jugendliche einbezogen. Als interne Beschwerdewege41, die häufig 

genutzt werden, wurden vor allem das persönliche Gespräch genannt sowie Haus- und 

Kinderversammlungen und Bewohner*innen-AGs. Schriftliche Rückmeldemöglichkeiten (Briefkasten, 

E-Mail, Formular) und telefonische Beschwerdewege gab es zwar ebenfalls häufig, diese wurden aber 

kaum genutzt. Etwa die Hälfte der Einrichtungen hatte Verfahrensregeln zur Bearbeitung der 

Beschwerden. Insgesamt wurde bilanziert, dass die Nutzung solcher Verfahren eher gering sei – zwei 

Drittel gaben an, dass die Bewohner*innen die Möglichkeit nicht, selten oder sehr selten genutzt 

hätten, Kinder und Jugendliche noch seltener (Nagel, 2020, S. 19). Als Gründe wurde u.a. vermutet, 

dass Bewohner*innen die Verfahren nicht kennen, es keinen Bedarf gebe, sich Bewohner*innen 

nicht trauen, sich zu beschweren bzw. Konflikte scheuen und dass sie – dies galt auch für Kinder und 

Jugendliche – außerdem einen anderen, informelleren Rahmen bevorzugen würden. Trotz der 

genannten geringen Nutzung gab mehr als die Hälfte der im gleichen Projekt befragten 

Mitarbeitenden der Frauenhäuser an, dass das Verfahren bei Ihnen gut, nur wenige, dass es schlecht 

funktioniere. Die Bewohner*innen seien im Wesentlichen gut darüber informiert, das Verfahren 

erfülle grundlegende Funktionen und habe bisher Veränderungen bewirkt, z.B. die konkrete Lösung 

von Konflikten und die Anpassung von Haus- und Regelstrukturen. Mitarbeitende, in deren 

Einrichtungen es keine solchen Verfahren gab, sahen durch die Einführung solcher Verfahren 

mehrheitlich positive Reflexions- und Veränderungschancen bzgl. der eigenen Arbeit und würden 

eine Einführung begrüßen; einige befürchteten zusätzlichen Stress, Falschbeschuldigungen und dass 

es nicht gelingen könnte, mit Beschwerden gut umzugehen (Nagel, 2020). 

Im Rahmen des FHK-Projekts „Beschwerdemanagement zur Qualitätsentwicklung in Frauenhäusern: 

Instrument zur Professionalisierung und Partizipation“ wurden Modellstandorte bei der Einführung 

eines Beschwerdemanagements extern begleitet. Hauptziel war die Entwicklung einer 

fehlerfreundlichen Kultur und die Einführung eines internen formalisierten Beschwerdeverfahrens. 

Die externe Prozessbegleitung dauerte 1,5 Jahre, es gab zwei Präsenztreffen und mindestens jeden 

Monat ein Onlinetreffen. Es gab inhaltliche Inputs zu den Themen Beteiligung, Partizipation, 

 
41 In der Befragung der Frauenhauskoordinierung wurde nicht zwischen einrichtungsinternen und 
trägerbezogenen Verfahren unterschieden. Da nur ein geringer Anteil trägerbezogene Verfahren hat, werden 
hier die Befunde unter einrichtungsinternen Ansätzen dargestellt (Nagel, 2020).  
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Feedback geben und Beschwerden; daneben stand der Austausch zwischen den Teilnehmenden im 

Mittelpunkt.  

Bereits zu Beginn wurde die inhaltliche Ausrichtung gemeinsam geändert. Es wurde vermehrt über 

Partizipation und Feedback als Chancen zur Weiterentwicklung gesprochen und weniger über 

Beschwerden, u.a. da dies für die Beteiligten negativ konnotiert war und sie eine positive Ausrichtung 

bevorzugten. Die zentrale Frage für alle war im Sinne von Qualitätsentwicklung: Wie kann ich offen 

sein für Beteiligung und erfolgreich das Feedback der Nutzer*innen einholen? Das Hauptmotiv für 

die Beteiligung war für die drei beteiligten Frauenhäuser ein grundsätzlicher Wunsch nach 

Beteiligung und Partizipation von Bewohner*innen sowie nach Reflexion der eigenen Arbeit und 

Weiterentwicklung durch stärkere Einbeziehung der Bewohner*innenperspektive.  

Alle Einrichtungen berichteten sehr positiv über diesen Prozess. Sie schätzten die theoretischen 

Inputs und die gemeinsame kontinuierliche Arbeit am Thema; besonders positiv wurden der 

Austausch und die gemeinsame Weiterentwicklung bewertet. Zwei der Befragten rekapitulierten die 

gemeinsame Arbeit:  

„Und wir haben uns mit dem Thema Partizipation, Beschwerde theoretisch auch 

intensiv auseinandersetzt, aber auch praktisch. Wir haben unsere Erfahrungen 

auch gesammelt: Also zuerst: Was gibt es schon, was gibt es in den Häusern, wie 

arbeiten wir schon partizipativ? Und dann auch zu gucken, vielleicht auch 

voneinander zu lernen bzw. die Ideen zu sammeln, und dann auch zu gucken, was 

es braucht und wie kommen wir dahin, was auch möglich ist. Ich habe den Prozess 

so wahrgenommen, dass er mit der Zeit immer mehr gewachsen ist, es kamen 

immer mehr Ideen.“  

„Letztlich war es ein gemeinsamer Prozess und das wurde ja auch so kenntlich, 

dass das für uns alle glaube ich der große Mehrwert war, weil unsere Arbeit ist in 

der Regel sehr dicht, immer mit sehr vielen Themen und immer zu wenig Zeit. Und 

das Projekt hat einfach den Raum eröffnet, zu diesem Thema zu denken, zu 

überlegen, gute Ansätze von anderen Häusern mit reinzunehmen – daran 

gemeinsam weiterzuarbeiten.“ 

Positiv bewertet wurde, dass die Prozessbegleitung von externen professionellen Mediator*innen 

angeleitet wurde; diese hatten Erfahrungen mit der Einführung von Partizipation im 

Gesundheitsbereich. Die fachliche Ferne der Prozessbegleiterinnen habe zwar anfangs sehr viel 

„Aufklärungsarbeit“ über das gewaltspezifische Hilfesystem von Seiten der Fachkräfte erfordert 

(bspw. Was ist eine Hausversammlung, wie sind die Arbeitsweisen in Frauenhäusern?), hatte aber 

auch den positiven Effekt, dass auch vermeintlich Selbstverständliches hinterfragt wurde („Wieso 

machen wir das eigentlich so? Was war ursprünglich der Hintergrund?“). Dies wurde gerade im 

Hinblick auf die Thematik als hilfreich erlebt. 

Zunächst setzten sich die Frauenhäuser große und ambitionierte Ziele, sie wollten z.B. interne und 

externe Verfahren entwickeln und ein Frauenhaus wollte im Sinne einer Selbstevaluation eine große 

Konferenz zu Partizipation durchführen. Im Laufe des Prozesses bemerkten die Einrichtungen aber, 

dass es „nicht um den großen Wurf geht“, sondern dass es einer veränderten Haltung bedarf und 

dass es „viele kleine Schritte [sind], die wir tagtäglich leben können“, damit sich das Leben im 

Frauenhaus durch mehr Beteiligung der Bewohner*innen verändern kann.  
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Partizipation ist für die Befragten der Schlüsselbegriff für den durchlaufenen Prozess. Sie bedeutet 

„eine Zugewandtheit zu unserer Zielgruppe“. Die Frauen seien selbst die Expertinnen ihrer Lebenswelt 

und diese Expertise solle stärker in die Arbeit einfließen. Der fachliche Blick – so eine Befragte – sei 

dabei nicht immer der richtige und gerade bei im Team kontrovers diskutierten Themen könne es 

sehr hilfreich sein, immer wieder die Bewohner*innen einzubeziehen. Partizipation, Feedback, 

Empowerment und Beschwerde, so eine Befragte, ließen sich nicht klar voneinander trennen, die 

Aspekte greifen ineinander. 

Ein wesentlicher Schritt war für alle, das Einholen der Perspektive der Bewohner*innen in den 

Mittelpunkt zu stellen und davon ausgehend auszuloten, an welchen Stellen Bewohner*innen 

beteiligt werden können und sollen. D.h. jedes Frauenhaus habe für sich abgesteckt „wie weit ist der 

Raum, den wir bei uns öffnen wollen“. Dies habe auch Diskussionen in den Teams erfordert und so sei 

Partizipation auf verschiedenen Ebenen Thema geworden. Die Befragten betonten, dass das Projekt 

vor allem eine Veränderung der Haltung bewirkt habe, so dass „jedes Teammitglied offener für 

Rückmeldungen ist und dass wir auch Rückmeldungen – auch negative Rückmeldungen - anders 

rahmen und anders mit in den Teamprozess nehmen können“. Eine Befragte sieht auch positive 

Veränderungen für das Miteinander im Frauenhaus. Beschwerden fühlten sich aufgrund der 

veränderten Haltung nicht mehr als Beschwerden, sondern eher als Feedback an und seien „nicht so 

negativ beladen (…), sondern eher positiv“. Wenn dies im Alltagsleben integriert werde, dann 

„bekommt es einen Platz“. 

Dabei gehe es auch darum, bei den Frauen einen Lernprozess anzustoßen, „dass das, was sie im Haus 

bei uns lernen können an Rückmeldung geben, an Feedback geben, dass das ja auch im Außen sinnvoll 

ist. Die Frauen erleben ja viel Diskriminierung und wenn sie aber bei uns merken, das stößt auf 

fruchtbaren Boden, dass sie das auch mitnehmen können.“ Die besondere Bedeutung von 

Empowerment in Frauenhäusern – so ein Hinweis von der Projektkoordinatorin – liege auch darin, 

dass die Frauen sich in ihren gewaltvollen Beziehungen nicht als selbstwirksam erleben konnten und 

keine Grenzen setzen konnten. Daher seien Lernprozesse und Möglichkeiten der Umsetzung von 

Partizipation für die Frauen besonders wichtig. 

Die Befragten betonten, dass es gelungen sei, die Teams in die Prozesse gut einzubinden und so die 

Sensibilisierung in den Teams nachwirke – trotz Fluktuation und vieler Anforderungen an die Arbeit. 

So sei es gelungen – resümiert eine Befragte: 

„auch dabei zu bleiben, das auf jeden Fall immer im Blick zu behalten, das zu 

leben; und was auch während des Projektes gut funktioniert hat, ist das 

umzusetzen. Es war nicht nur: „Ok, wir haben ein Projekt und bringen viel Input 

mit – naja, das wars!“ sondern auch, das umzusetzen und auch diesen Aspekt der 

Transparenz immer wieder im Blick zu haben - leichte Sprache, auf gleicher 

Augenhöhe - alle diese Aspekte. Ständig zu reflektieren: „Sind wir noch auf dem 

Kurs?“ Das funktioniert bei uns bis heute auch noch sehr gut!“ 

Eine wichtige Erkenntnis für die Befragten war es anzuerkennen, dass Partizipation Zeit braucht, ein 

kleinteiliger Prozess ist und durch die Sensibilität und Haltung der Fachkräfte lebt. Außerdem gebe es 

keine für alle gültigen Lösungen, sondern jede Einrichtung müsse für sich einen guten Weg finden. 

Wichtig sei, solche Prozesse nicht als zusätzliche Belastungen, sondern vor allem als Chance auf 

Bereicherung und Verbesserung der Arbeit zu verstehen.  
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Eine Reihe von Themen wurde in diesem Prozess intensiv bearbeitet – teils gemeinsam, teils von den 

einzelnen Frauenhäusern mit ganz unterschiedlichen Ergebnissen. Aus dieser Befassung sind auch 

praktische Veränderungen entstanden, die zum Befragungszeitpunkt nach wie vor Bestand hatten. 

Bei einem Frauenhaus stand im Zentrum die Frage, wie das QM-basierte Beschwerdemanagement 

beim Träger auf das Frauenhaus angepasst werden kann, so dass die Bewohner*innen es nutzen 

(„Wo hakt es, wie kann es sichtbarer werden?“). Dabei wurde deutlich, dass das 

Beschwerdemanagement durch andere Maßnahmen ergänzt werden muss, weil es nicht in Anspruch 

genommen wird (dazu s.o.). 

Andere Einrichtungen beschäftigten sich mit der Einführung von QM und überlegten, was dies genau 

für ihre Einrichtung bedeuten könnte. QM sollte vor allem dazu dienen, die eigene Konzeption und 

Arbeit zu hinterfragen. In dem Prozess wurden viele Vorgehensweisen und Dokumente diesbezüglich 

entwickelt. Dabei gab es auch Festlegungen, wer intern für Beschwerden ansprechbar wäre. In einem 

Fall wurde die Leitung bestimmt, weil sie selbst nicht mit den Frauen arbeitet. Andernorts wurden 

Vorgesetzte, Vorstand und Geschäftsführung als Ansprechpersonen benannt, die Kontaktdaten 

wurden in der Bewohner*innenmappe aufgenommen, um Beschwerden zu ermöglichen. 

Wichtiges Thema war auch, dass einfache Sprache und Mehrsprachigkeit zentrale Instrumente für 

Partizipation sind und häufiger genutzt werden sollten (z.B. bei Aushängen).  

In den Einrichtungen sind Bewohner*innenmappen unter Beteiligung der Nutzer*innen entstanden 

und entwickelten sich durch das Einholen von Rückmeldungen der Bewohner*innen immer weiter. 

Dabei ging es darum, den Frauen direkt bei der Aufnahme schon wichtige Informationen für den 

ganzen Frauenhausaufenthalt bereitzustellen „Wo bin ich hier, wo hole ich mir Infos, was gibt es, wo 

ist der nächste Spielplatz, wo ich mit meinem Kind hin kann? Da gab es viele gute Inputs gerade für 

die Arbeit mit den Kindern, wie können wir Beteiligung fördern. Es war sehr detailreich.“  

Im Rahmen der Bewohner*innenpartizipation wurden in einem Frauenhaus auch Pat*innenschaften 

zwischen aktuellen und ehemaligen Bewohner*innen etabliert. Auch dieses Modell bestand zum 

Befragungszeitraum nach wie vor.  

Bei einer Einrichtung wurden Bewohner*innen auch bei Personalentscheidungen beteiligt. Nach 

Hospitationen von Bewerber*innen erfragten die Mitarbeiter*innen das Feedback der 

Bewohner*innen. Dem Team war es sehr wichtig zu erfahren, wie ein*e Bewerber*in auf die 

Bewohner*innen wirkt und wie die Kommunikation mit ihr funktioniert. Dieses Verfahren wurde von 

den anderen Teams lebhaft diskutiert und verworfen. In dem Frauenhaus hat das Verfahren nach wie 

vor Gültigkeit.  

In zwei der Frauenhäuser wurden die Bewohner*innen und ihre Kinder bei Raumgestaltungsfragen 

einbezogen. Eine der Befragten schilderte, dass auch dafür zunächst das eigene Umdenken 

erforderlich gewesen sei. Sie benannte ein Beispiel: So hätten die Mitarbeitenden bei der Gestaltung 

eines Wohnzimmers ihre eigenen Vorstellungen von Wohnlichkeit realisiert, die Bewohner*innen 

hätten aber permanent den vorgesehenen Teppich beiseite geräumt, damit sie den Raum besser 

reinigen können. Hier sei zu hinterfragen, „warum legen wir es dann immer wieder hin, wenn es nicht 

der Bedarf ist? Mit unserer Vorstellung: „Es soll doch ein gemütlicher Raum ist, so sieht es bei mir zu 

Hause aus.“ Aber in der Einrichtung ist es vielleicht nicht hilfreich, gewünscht, oder der Anspruch.“ 
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Hausversammlungen wurden als wesentlicher Ort von Partizipation und Kommunikation über 

Beschwerden vielfach thematisiert. Dabei war ein wesentliches Thema die Kommunikation bei vielen 

Sprach- und Verständnisbarrieren. Thematisiert wurde: „wo sind da die Grenzen der Partizipation und 

wie müssen wir da auf die Klientinnen zugehen, die nicht […] studiert sind und ein gewisses Reflexions- 

und Abstraktionsniveau gewohnt sind. D.h. wie bricht man Partizipation runter, wie können wir das in 

unseren Strukturen fördern. Wir haben […] fast 75% Migrationshintergrund und dann ist die 

Hausversammlung […], 13 Frauen und ein bis zwei sind deutsch und dann sind noch fünf Sprachen 

vertreten. Das waren so die Eckpunkte, wo wir auch im Kleinen dran gearbeitet habe“. Eines der 

Frauenhäuser entschloss sich, die Hausversammlungen zukünftig durch Fachkräfte anzuleiten, „um 

einfach das stärker als Gruppenprozess zu definieren, zu gestalten und wirklich auch diesen Raum zu 

nutzen, um aktiv mit den Frauen dazu zu arbeiten“. 

Partizipation im Kinderbereich und diesbezügliche Handlungsmöglichkeiten der Erzieherinnen 

wurden auch intensiv diskutiert. Vor dem Hintergrund der Haltung, dass Kinder eigenständige 

Bewohner*innen sind, die Wünsche und Beschwerden haben und beteiligt werden wollen, wurde in 

einem Frauenhaus eine Kinderkonferenz ins Leben gerufen, die sehr erfolgreich war.  

Auch wurde über formalisierte Feedbackverfahren als Möglichkeit der Formulierung von 

Beschwerden diskutiert. Diese bestanden teils schon vor dem Projekt, teils wurden sie im Zuge des 

Prozesses eingeführt und erprobt. Die Erfahrungen damit waren jeweils ernüchternd – die 

Inanspruchnahme war sehr gering. In einem beteiligten Frauenhaus wurde ein Briefkasten für 

anonyme Rückmeldungen aufgestellt und ein Fragebogen in jede Willkommensmappe gelegt; zudem 

erläuterte die Leitung den Feedbackweg persönlich; dennoch kamen keine ausgefüllten Fragebögen 

zurück. Auch die beiden anderen Frauenhäuser entschlossen sich nach der Erfahrung, dass Aufwand 

und Rücklauf in keinem Verhältnis stehen und die Sprachbarriere zu groß ist, ähnliche Verfahren zu 

verändern. So modifizierte ein Frauenhaus das Verfahren und verlegte die Verabschiedung von 

Bewohner*innen bewusst in die Hausversammlung, was Raum für Feedback auch an die anderen 

Bewohner*innen eröffnete. Außerdem wurde ein gemeinsames Abschlussgespräch von 

Bezugsbetreuerin und Leitung eingeführt, wobei die Leitung das Feedback erfragt und signalisiert, 

dass sie auch allein ansprechbar sei. Damit habe die Einrichtung gute Erfahrungen gemacht. Ähnlich 

plante ein anderes Frauenhaus, mit offeneren Feedbackverfahren zu arbeiten, z.B. einen Fragebogen 

als Gesprächsleitfaden für das Abschlussgespräch der Sozialarbeiterin zu nutzen, auf dem diese die 

Rückmeldungen dokumentiert, so dass sie auch ausgewertet werden können. Auch andere befragte 

Frauenhäuser gaben die Rückmeldung, dass es nicht funktioniere, einen Fragebogen auszulegen oder 

auszuhändigen und den Rücklauf über einen Briefkasten zu organisieren, u.a. auch aufgrund von 

Sprachbarrieren.  

Die Befragten erläuterten, dass eine wesentliche Voraussetzung des Gelingens dieser Prozesse war, 

dass die Einrichtungen freiwillig teilnahmen („solche Prozesse lassen sich nicht erzwingen“). Es sei 

davon auszugehen, dass die Umsetzung blockiert wird, wenn es Vorgaben gibt, besonders solche, die 

in der Praxis nicht wirksam werden können. Wolle man analoge Prozesse initiieren, kann dies durch 

eine fachliche Weiterentwicklung in den Einrichtungen passieren. Man könne über das Thema 

informieren – z.B. auf Fortbildungen - und vor allem einen gemeinsamen Austausch zu initiieren. 

Dabei seien die strukturellen Bedingungen der Arbeit im Hilfesystem ein wesentlicher begrenzender 

Faktor für Qualitätsentwicklung. So sei es angesichts schwieriger Arbeitsbedingungen und enormem 

Zeitdruck schwer zu vermitteln, dass es sich lohnt, darauf Zeit aufzuwenden, dass andere sich über 

die Arbeit beschweren können – so formuliert es die Mitarbeiterin der Frauenhauskoordinierung. Als 
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erforderliche Rahmenbedingungen für die Erarbeitung von Partizipation, Empowerment und einer 

fehlerfreundlichen Haltung im Frauenhaus stehen an erster Stelle die Bereitschaft der Fachkräfte, 

sich in einen Reflexionsprozess zu begeben und somit auch die eigene Veränderungsbereitschaft. 

Auch brauche es Zeit und personelle Ressourcen. Die externe Begleitung sei dafür sehr wichtig 

gewesen.  

6. Beschwerden und Beschwerdeverfahren – Befunde aus der 

Befragung der Hilfeeinrichtungen in Sachsen-Anhalt 

Im letzten Schritt wird nun geprüft, wie die Situation im gewaltspezifischen Hilfesystem in Sachsen-

Anhalt ist. Im Mai/Juni 2024 fand dafür im gewaltspezifischen Hilfesystem in Sachsen-Anhalt eine 

Befragung zu Feedback- und Beschwerdeverfahren statt. Die Befunde sind im Detail in einem 

gesonderten Bericht dargestellt42. Im Folgenden sind die wesentlichen Befunde zusammengefasst. 

Zunächst wird dargestellt, wie viele und welche Hilfeeinrichtungen Beschwerdeverfahren nutzen, 

welche Beschwerden relevant sind und welche Anforderungen sich aus der Befragung an 

Beschwerdeverfahren ergeben. Im zweiten Abschnitt werden die vorgefundenen Verfahren und 

Modelle kurz vorgestellt.  

6.1. Befunde im Überblick 

Insgesamt haben 24 Einrichtungen an der Befragung teilgenommen (vgl. Abbildung 1) - 13 der 19 

Frauenhäuser (FH) (68,4 %), alle vier Fachberatungsstellen gegen sexualisierte Gewalt (FBSG), alle 

vier Interventionsstellen (IST), Vera, das Mobile Team (MT) und die Fachstelle Täterarbeit häusliche 

Gewalt LSA (FTHG).  

 
42 Für eine detaillierte Auswertung der Fragebögen s. Dokument: Entwurf WEMO Auswertung Befragung 

Feedbackverfahren und Beschwerdesysteme. Der Fragebogen wurde als Word-Dokument an alle Einrichtungen 

des gewaltspezifischen Hilfesystems verschickt, konnte digital ausgefüllt und dann per E-Mail zurückgeschickt 

werden. Die Auswertung der standardisierten Fragen erfolgte per SPSS, die Auswertung der Freitextantworten 

durch Zusammenfassung und Kategorienbildung.  
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Abbildung 1: Befragte Einrichtungen

 

Quelle: WEMO Befragung Qualitätskriterien 2024, N=24 

Etwas weniger als die Hälfte (N=10) aller befragten Einrichtungen (N=24) gaben an, ein formales 

Beschwerdeverfahren einzusetzen (die Hälfte der Interventionsstellen, eine FBSG, Vera, die Mobilen 

Teams und 5 der 13 Frauenhäuser). Teils sahen Standards des Qualitätsmanagements der Träger 

solche Beschwerdeverfahren vor (Freie Träger, Wohlfahrtsverbände, Kommunen) und so wurden 

Beschwerdestellen bzw. -zuständigkeiten und ein Ablaufschema für solche Fälle bereitgestellt. 

Weiter wurden auch nicht formalisierte Rückmeldeverfahren geschildert (s.u.).  

Grundsätzlich gab es ein breites Interesse an solchen Verfahren. Diese Interessensbekundung ist 

zentral, da eine Ombuds- / Vertrauensfunktion nur etabliert werden und ihre Wirkung entfalten 

kann, wenn die Einrichtungen, für die diese Funktion zuständig ist, einen Mehrwert für die eigene 

Arbeit erkennen und Beschwerden bzw. einen formalisierten Umgang damit als Beitrag zur 

Qualitätsentwicklung sehen. 
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Abbildung 2: Einsatz formaler Verfahren nach Einrichtungsart 

 

Quelle: WEMO Befragung Qualitätskriterien 2024, N=24 

Von den Befragten wurden als Vorteile festgelegter Beschwerdeverfahren genannt, dass sie 

Nutzer*innen Handlungs- und Teilhabemöglichkeiten eröffnen und – unabhängig von Einzelpersonen 

- standardisierte Abläufe für das Verfahren vorgeben. Zudem könnten Beschwerden objektiv geprüft, 

effizienter gelöst und die Beschwerden übergreifend ausgewertet werden. Systematische Probleme 

und Machtmissbrauch könnten aufgedeckt werden und eine gezielte Verbesserung des Angebots sei 

möglich.  

Der am häufigsten genannte Vorbehalt betraf die Frage, wie mit nicht zutreffenden oder 

instrumentell vorgebrachten Beschwerden umgegangen werden kann (psychische Erkrankungen, 

Reaktion auf Sanktionen). Weitere Bedenken waren, dass standardisierte Verfahren nicht flexibel 

genug sind für die Nutzer*innen in ihrer Vielfalt, dass solche Verfahren zeitliche Ressourcen binden 

und dass die Nutzungsbereitschaft möglicherweise gering sei.  

Frauenhäuser:  

Wenige Frauenhäuser berichteten über eine größere Zahl von Beschwerden, meist wurde von 

wenigen oder keinen Beschwerden berichtet. Es dominierten Beschwerden aufgrund des Verhaltens 

anderer Bewohne*rinnen und ihrer Kinder, weiter gehe es häufiger um Kritik an räumlichen 

Gegebenheiten, Zustand und Ausstattung, teils auch um Regeln im Haus und 

Finanzierungsbedingungen sowie um externe Akteure (Jobcenter).  

Ein gutes Drittel der Frauenhäuser verfügte über formale Beschwerdeverfahren, zwei davon im 

Rahmen der QM-Systeme der Träger. Einige Frauenhäuser hatten intern abgestimmt, wie mit 

Beschwerden im Kontext von Krisen und Konflikten unter den Bewohner*innen umgegangen werden 

soll, z.B. durch unparteiliche Konfliktmoderation, Anleitung zur eigenständigen Lösung, Regelung von 

Sanktionen und Teamzuständigkeit.  

Ein Einwand der Frauenhäuser gegen externe und formalisierte Beschwerdesysteme war, dass 

Beschwerden im Frauenhaus vielfach auf (schnelllebige) Konflikte über das Zusammenleben im Haus 

zurückgehen und daher auch möglichst schnell direkt vor Ort mit allen Beteiligten geklärt werden 

sollten. Außerdem sei eine anonyme Beschwerde schwer möglich.  
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Ein Teil der Frauenhäuser arbeitete eng mit dem Mobilen Team zusammen; sie haben 

Vereinbarungen darüber entwickelt, wie mit Beschwerden über die Frauenhäuser umgegangen wird, 

die ans Mobile Team herangetragen werden (s.u.).  

Mobiles Team, Interventionsstellen, Vera, Fachberatungsstellen sexualisierte Gewalt:  

Von diesen Einrichtungen wurde auf Beschwerdesysteme im Rahmen der QM-Standards des Trägers 

verwiesen. Allerdings gingen nur bei einzelnen Einrichtungen – und auch nur selten – Beschwerden 

ein. Die Beschwerden bei der Fachstelle Vera waren nicht von Nutzer*innen, sondern von 

Kooperationspartner*innen, die von Interventionsstellen und Fachberatungsstellen sexualisierte 

Gewalt waren von Nutzer*innen ausgegangen. Sie bezogen sich auf die zeitliche und räumliche 

Verfügbarkeit (Wartezeiten, fehlende Rückmeldungen, Fehlen aufsuchender Beratung) bzw. auf 

Prozesse bei externen Stellen.    

Was muss bei einer Einführung formalisierter Beschwerden berücksichtigt werden? 

Formalisierte Beschwerdeverfahren wurden von den Befragten nicht grundsätzlich abgelehnt. Im 

Gegenteil wurden viele Vorteile gesehen. Aus den Bedenken lassen sich übergreifend Anforderungen 

an Beschwerdeverfahren ableiten. Weitere Anforderungen wurden von den Befragten benannt. Die 

vorgebrachten Bedenken und die folgenden Anforderungen sind bei der Entwicklung von 

Ombudssystemen zu berücksichtigen: 

- Bedarfe der Fachkräfte 

Für Mitarbeiter*innen der Hilfeeinrichtungen darf mit Beschwerdeverfahren wenig Mehraufwand 

verbunden sein und diese Aufgaben sollten nicht auf Kosten der konkreten Beratungsarbeit gehen. Es 

wurde außerdem angeregt, dass es auch Beschwerdemöglichkeiten für Mitarbeiter*innen und auch 

über andere am Hilfeprozess beteiligte Systeme geben sollte. 

- Akzeptanz im Hilfesystem – Kenntnis bei Nutzer*innen 

Eine breite Information der Nutzer*innen ist die Voraussetzung für ein funktionsfähiges Verfahren. 

Nur bei Akzeptanz des Verfahrens durch das Hilfesystem werde das System durch die Einrichtungen 

beworben. 

- Verankerung der Verfahren und Stellen 

Beschwerdeverfahren müssten strukturell verankert werden, sie sollten unabhängig von 

Einzelpersonen funktionieren. Außerdem sollten sie mit bestehenden QM-basierten 

Beschwerdesystemen des Trägers kompatibel sein. Die Passgenauigkeit für unterschiedliche 

Einrichtungstypen ist wichtig. Sofern es externe Beschwerdestellen gibt, müssen diese unabhängig 

sein. 

- Beschwerdeverfahren 

Beschwerdeverfahren müssen niedrigschwellig sein, sowohl hinsichtlich der Einreichung 

(verschiedene Wege, nicht nur schriftlich, nicht nur deutsch), als auch der Bearbeitung. Die 

datenschutzkonforme Ausgestaltung ist wesentlich. 

- Fachkompetenz 
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Bei Beschwerden müsse die individuelle Situation der Beschwerdeführerin berücksichtigt werden. 

Zugleich müssen bei einer Prüfung die Ausgangsbedingungen (z.B. Handlungsmöglichkeiten) der 

Einrichtungen einbezogen werden. Schließlich ist eine fachkompetente Prüfung der Beschwerden 

erforderlich. So müssen Zuständige für Beschwerden in der Lage sein, zu erkennen, wenn 

Beschwerden auf „falsches Opfersyndrom“ oder andere psychische Erkrankungen zurückgehen oder 

Beschwerden Reaktionen auf (begründete und erforderliche) Sanktionen gegen Nutzer*innen (z.B. 

Kündigung in Frauenhäusern, Beendigung Beratungsbeziehung) zurückgehen. 

6.2. Beschwerdeverfahren in den Gewalthilfeeinrichtungen in Sachsen-

Anhalt 

Im Folgenden sind die konkret in Sachsen-Anhalt umgesetzten Verfahren im Überblick dargestellt. 

6.2.1. Interne, wenig formalisierte Verfahren 

In fast allen an der Umfrage beteiligten Einrichtungen erhielten die Einrichtungen negative (und 

vermutlich auch positive) Rückmeldungen der Nutzer*innen vor allem im Gespräch bei mehr oder 

weniger formalisierten Gesprächsanlässen. Insbesondere im Frauenhaus treffen demnach viele 

unterschiedliche Frauen und Kinder aufeinander, die ihre Räume und ihren Alltag miteinander teilen 

müssen. Dies könne nicht immer konfliktfrei ablaufen und sei mit Aushandlungen verbunden. Daher 

haben die meisten Frauenhäuser interne Regeln zum Umgang mit Konflikten und Beschwerden 

erarbeitet. Vielfach wurde den Rückmeldungen der Frauen einen hohen Stellenwert beigemessen. Da 

sich bei den Frauenhäusern die meistens Konflikte auf das Zusammenleben in den Häusern und auf 

andere Mitbewohner*innen bezogen, setzten die Frauenhäuser auf eine schnelle interne Klärung von 

Konflikten. So würden bspw. im direkten Kontakt mit den Bewohner*innen oder auf 

Hausversammlungen Erfahrungen besprochen und Beschwerdemöglichkeiten eröffnet. Die folgende 

Graphik veranschaulicht diese wenig formalisierten Verfahren. 

 Abbildung 3: Einrichtungsinterne Bearbeitung nicht/ wenig formalisiert 

Quelle: Eigene Darstellung, Präsentation Begleitgruppe am 17.10.2024 
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6.2.2. Beschwerdeverfahren beim Träger, formalisierte Verfahren (QM) 

Ein Teil der befragten Einrichtungen war über den Träger in ein formelles Beschwerdeverfahren 

eingebunden. Meist wurden solche Verfahren im Kontext von Qualitätsmanagement etabliert; damit 

verknüpft sind klar festgelegte Prozesse und Zuständigkeiten. Solche Verfahren gab es vor allem bei 

größeren Trägern und Wohlfahrtsverbänden. Die folgende Abbildung zeigt prototypisch einen 

solchen Ablauf. Sobald Nutzer*innen eine Beschwerde an die Beauftragten beim Träger richten, 

gehen diese in Rücksprache mit der Beschwerdeführerin. Mit dem Einverständnis der 

Beschwerdeführerin wenden sich die Beauftragten an die Einrichtungen, aber auf Wunsch kann es 

auch eine gemeinsame Rücksprache mit den Einrichtungen geben. Tatsächlich berichteten in der 

Befragung einige über solche Verfahren, die aber in der Praxis so gut wie nicht für Beschwerden 

genutzt wurden. 

Abbildung 4: Bearbeitung beim Träger/ formalisierte Verfahren (QM) 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Präsentation Begleitgruppe am 17.10.2024 

6.2.3. Bearbeitung zwischen Mobilem Team und Frauenhäusern, festgelegtes 

Verfahren 

Ein bereits gut erprobtes und häufiger genutztes Verfahren entstand in der Zusammenarbeit 

zwischen Mobilem Team und Frauenhäusern. Dadurch, dass die Frauenhausbewohner*innen (und 

ihre Kinder) im engen Beratungskontakt mit einer weiteren, an die Frauenhäuser angebundenen 

Vertrauensperson waren, thematisierten sie dort auch Konflikte und Probleme in den Frauenhäusern 

– unter den Bewohner*innen wie auch im Kontakt mit Mitarbeiterinnen. Dabei handelte es sich nicht 

unbedingt um explizite Beschwerden. In der Kooperation haben sich für solche Fälle mehrere 

Varianten etabliert. In der Variante 1 könne die Problemanzeige von der Einrichtung, bei der sie 

formuliert wird, schon ausreichend mit der Nutzer*in besprochen werden, so dass entweder kein 

weiterer Klärungsbedarf mehr besteht oder die Nutzer*in selbst aktiv werden kann und das Problem 
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direkt angeht. Auf Wunsch der Nutzer*in könne auch eine gemeinsame Rücksprache mit den 

Einrichtungen erfolgen im Beisein der Nutzer*in (Variante 2). In der dritten Variante komme es – 

wenn die Nutzer*in dies wünscht - zu einem Austausch von Mobilem Team und Frauenhaus ohne 

Beisein der Nutzer*in, dafür müsse die Nutzer*in eine Schweigepflichtsentbindung unterzeichnen. 

Diese Verfahren gelten auch für die Schutzwohnungen der Fachstelle Vera, die ebenfalls vom 

Mobilen Team unterstützt werden. Die Verfahren gelten auch umgekehrt, d.h. bei Beschwerden über 

das Mobile Team im Frauenhaus. 

Abbildung 5: Bearbeitung zwischen MT und FH, festgelegtes Verfahren 

 

Quelle: Eigene Darstellung, Präsentation Begleitgruppe am 17.10.2024 

7. Zusammenfassende Bewertung der Befunde im Hinblick auf eine 

Beschwerdefunktion in Sachsen-Anhalt 

Im abschließenden Kapitel werden die Befunde zusammengeführt und es wird überprüft, was sie 

jeweils für die Entwicklung eines Konzepts für eine Ombuds-/ Beschwerdefunktion in Sachsen-Anhalt 

bedeuten könnten. Dafür wird zunächst reflektiert, ob Beschwerde-/ Ombudsverfahren und Ansätze 

von Nutzer*innenpartizipation im Handlungsfeld Gewaltschutz gebraucht werden und es wird der 

Frage nachgegangen, ob es Machtasymmetrien im Handlungsfeld gibt, die ausgeglichen werden 

sollten (7.1). Dann folgt ein Blick auf mögliche Funktionen von Beschwerde-/ Ombudsverfahren und 

die Prüfung, welche dieser Funktionen für das gewaltspezifische Hilfesystem in Sachsen-Anhalt 

denkbar und sinnvoll wären (7.2). Im folgenden Abschnitt geht es um die Frage, für wen und für 

welche Anliegen eine solche Beschwerde- und Ombudsfunktion zuständig sein könnte. Hier sind 

verschiedene denkbar – Nutzer*innen, Fachkräfte im gewaltspezifischen Hilfesystem und 

professionelle und private Dritte (7.3). Im anschließenden Abschnitt wird rekapituliert, welche 

Verfahren und Ansätze es im gewaltspezifischen Hilfesystem insgesamt gibt und sie werden im 

Hinblick auf eine mögliche Eignung für das gewaltspezifische Hilfesystem in Sachsen-Anhalt bewertet 

(7.4). Es folgt dann ein Abschnitt, in dem Aspekte und Merkmale einer externe Beschwerdestelle 

diskutiert werden: Themen sind die Bedeutung eines Referenzrahmens, die Auftragsverhältnisse, die 

Legitimation und Kooperationsbereitschaft der Einrichtungen sowie die Unabhängigkeit, Neutralität, 
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Fachlichkeit und Vertraulichkeit der Stelle (7.5). Anschließend wird erörtert, welche Relevanz die 

Verabschiedung des Gewalthilfegesetzes für eine Ombuds-/ Beschwerdefunktion in Sachsen-Anhalt 

hat und welche Schlussfolgerungen daraus zu ziehen wären (7.6). 

7.1. Werden Beschwerde-/ Ombudsverfahren und Ansätze von 

Nutzer*innenpartizipation gebraucht? Strukturelle Machtasymmetrie 

im Handlungsfeld 

Zunächst ist die Frage zu betrachten, ob es einen Bedarf an einer Ombuds-/ Beschwerdefunktion im 

gewaltspezifischen Hilfesystem gibt. Dafür ist zunächst zu klären, ob es ein Verhältnis struktureller 

Machtasymmetrie im gewaltspezifischen Hilfesystem zwischen Nutzer*innen und Einrichtungen gibt. 

Grundsätzlich werden Angebote im gewaltspezifischen Hilfesystem – wie in vielen anderen 

Handlungsfeldern sozialer Arbeit – nur freiwillig genutzt. Und so besteht immer die Wahl, ein 

Angebot zu nutzen oder es nicht zu nutzen. Es gibt keine hoheitlichen Aufgaben im 

gewaltspezifischen Hilfesystem, Zwangsmaßnahmen gegen den Willen der gewaltbetroffenen Frauen 

sind nicht möglich43. Dennoch sind Freiwilligkeit und Wahlfreiheit eingeschränkt - dadurch, dass bei 

akuter Gewaltbetroffenheit eine gravierende Notlage vorliegt und zudem bei wohnortnahem 

Hilfebedarf keine Auswahlmöglichkeit bei den Angeboten besteht. Eine gewaltbetroffene Frau, die 

Schutz sucht, aber keine privaten Alternativen nutzen kann, ist in hohem Maße auf den Schutz durch 

ein Frauenhaus angewiesen.  

Die Hilfeeinrichtungen unterscheiden sich im Hinblick auf Abhängigkeit der Nutzer*innen und 

Eingriffstiefe. Beides ist im stationären Setting ausgeprägter als im ambulanten. Einer erheblichen 

Abhängigkeit von den Fachkräften in Frauenhäusern steht gegenüber, dass es in Sachsen-Anhalt vor 

allem kleine Einrichtungen mit wenigen Mitarbeiter*innen gibt. In solchen Frauenhäusern gibt es 

intern kaum Auswahl- und Ausweichmöglichkeit bei den Fachkräften, die internen 

Kontrollmöglichkeiten sind geringer als in größeren Frauenhäusern.  

Zudem ist die Vulnerabilität bei den Nutzer*innen groß. Berichtet wird immer wieder über geringes 

Selbstbewusstsein durch Gewalterfahrungen und geringere Fähigkeiten, eigene Bedürfnisse zu 

erkennen, zu artikulieren und durchzusetzen. Insbesondere in Frauenhäusern und bei der Fachstelle 

Vera ist zudem der Anteil von Frauen groß, die besonders vulnerablen Zielgruppen angehören 

(psychische Beeinträchtigungen, sprachlich-kulturelle Verständigungsschwierigkeiten, ungesicherter 

Aufenthaltsstatus, finanzielle Notlagen).  

Als Fazit kann gezogen werden, dass vor allem die gravierenden Notlagen der Frauen, die daraus 

folgende Hilfe- und Schutzbedürftigkeit, die Vulnerabilität und fehlende Wahlmöglichkeiten zu 

ausgeprägten Abhängigkeiten und strukturellen Machtasymmetrien führen können. Vor diesem 

Hintergrund ist es wichtig, gewaltbetroffene Frauen (und Kinder) vor Machtmissbrauch zu schützen 

und dabei zu unterstützen, gegenüber dem Hilfesystem ihre Interessen und Anliegen zu artikulieren.   

 
43 Zuweilen gibt es solche Zwangssituationen, wenn Jugendämter aus Gründen des Kinderschutzes darauf 
dringen, dass eine gewaltbetroffene Frau ins Frauenhaus geht und eine Inobhutnahme des Kindes droht, wenn 
die Frau sich nicht vom gewalttätigen Partner trennt.  
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7.2. Mögliche Funktionen von Beschwerde-/ Ombudsverfahren 

Die im Rechercheteil aufgeführten möglichen Funktionen für Beschwerde-/ Ombudsfunktionen sind 

mehrheitlich für eine Beschwerdefunktion im Gewalthilfesystem ebenfalls denkbar (vgl. auch Matrix 

Blatt 2 Funktionen im Anhang).  

Vor dem Hintergrund der geschilderten Machtasymmetrie und Abhängigkeit kann und sollte eine 

solche Stelle die Funktion haben, strukturell unterlegene Beschwerdeführer*innen im 

Beschwerdeprozess zu beraten, zu begleiten und zu unterstützen. Damit verbunden kann 

Empowerment durch die Vermittlung von Partizipationserfahrungen und Selbstwirksamkeit eine 

wichtige Funktion sein. 

Eine Ombudsfunktion kann auch dazu beitragen, gravierendes Fehlverhalten zu erkennen und zu 

verhindern. Dagegen ist im Kontext des gewaltspezifischen Hilfesystems schwer vorstellbar, dass sie 

solches Fehlverhalten auch ahnden kann, d.h. ein Mandat für Ermittlungen und Sanktionen erhält. 

Auch ist schwer vorstellbar, dass eine solche Funktion nach dem Modell der 

Verbraucherkonfliktschlichtung selbst Lösungsvorschläge in Einzelfällen entwickeln sollte 

(Schiedsspruch, Schlichterspruch). Dies passt nicht zum Anwendungsfeld Soziale Arbeit und 

Gewaltschutz, die Präsentation fertiger Lösungen würde nicht zum Anspruch passen, dass 

Beschwerdeführer*innen auch in die Erarbeitung von Lösungen eingebunden werden sollen. Sinnvoll 

wäre dagegen die Funktion, in eskalierten Konflikten zwischen Nutzer*innen und Hilfeeinrichtungen 

zu vermitteln. 

Weitere wichtige Funktionen von Ombuds-/ Beschwerdeverfahren sind zum einen die Verbesserung 

der Arbeit der Einrichtungen durch direkte Rückkoppelung im Einzelfall, zum anderen können auf der 

Grundlage der Sammlung und Auswertung von Problemen, die solchen Stellen zur Kenntnis kommen, 

auch übergreifende Veränderungen im Hilfesystemen durch Öffentlichkeitsarbeit, politische 

Lobbyarbeit und fachliche Impulse initiiert werden.  

7.3. Potenzielle Anliegen und Nutzer*innen von Beschwerdestellen – 

Eignung interner und externer Beschwerde-/ Ombudsverfahren 

Als mögliche Nutzer*innen von Beschwerde-/ Ombudsverfahren kommen verschiedene Personen in 

Frage, die unterschiedliche Anliegen haben können. Die verschiedenen Konstellationen und Beispiele 

für mögliche Anliegen sind im Anhang zusammengestellt (vgl. Matrix Blatt 1, Anliegen und 

Zielgruppen), eine erste Abschätzung wurde vorgenommen, für welche Anliegen und Zielgruppen 

eine solche Funktion in Sachsen-Anhalt sinnvoll wäre.  

Primäre Zielgruppe sind gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder, die Dienste im gewaltspezifischen 

Hilfesystem in Anspruch nehmen; daneben könnte eine Beschwerde-/ Ombudsfunktion auch für 

gewaltbetroffene Frauen und ihre Kinder nutzbar sein, die trotz vorliegender Notlage keinen Zugang 

zum gewaltspezifischen Hilfesystem realisieren können. Weiterhin ist denkbar, dass auch Fach- und 

Leitungskräfte aus den Einrichtungen selbst sowie Dritte, die privat oder als Fachkräfte Beschwerden 

haben, solche Verfahren nutzen können. 

Mögliche Anliegen dieser Nutzer*innengruppen sind ähnlich; im Wesentlichen beziehen sie sich auf 

Missstände im Verhältnis Fachkraft – Nutzer*in. Dabei geht es vor allem um problematisches 

Verhalten oder Entscheidungen von Fachkräften in Hilfeeinrichtungen im Einzelfall und daraus 
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resultierende Konflikte zwischen Nutzer*innen und Fachkräften (z.B. gravierende Fälle wie 

Hausverbot, Beendigung einer Beratungsbeziehung), aber auch um (möglicherweise strukturell 

bedingte) Probleme/ Missstände in gewaltspezifischen Hilfeeinrichtungen bzgl. der 

Leistungserbringung (z.B. baulich-räumliche Situation, eingeschränkte Angebote für Kinder/ Frauen, 

keine aufsuchende Arbeit von Beratungsstellen, Sicherheitsstandards).  

Theoretisch können vorgebrachte Anliegen auch Probleme/ Missstände im allgemeinen Hilfesystem 

sein – sowohl allgemein wie auch im Einzelfall (z.B. bei Umgangs- und Sorgerechtsregelungen, bei 

finanziellen Fragen, bzgl. der Polizei). Denkbar ist auch, dass Beschwerden sich auf einen 

gescheiterten Zugang beziehen, bzw. von gescheiterten Zugängen ausgehend, dass Vermittlung in 

das gewaltspezifische Hilfesystem bzw. die Unterstützung beim Zugang Auftrag einer solchen Stelle 

sind.  

Daneben ist auch denkbar, dass Konflikte unter Nutzer*innen (Lautstärke, Verhalten, Putzdienste, 

Diebstahl etc.) Beschwerdegegenstand sind, insbesondere wenn diese nicht gut gelöst wurden. 

Denkbar sind auch Anliegen bezogen auf interne Konflikte in den Einrichtungen (in Teams und mit 

der Leitung oder zwischen Träger und Einrichtung) und Konflikte zwischen Dritten und 

gewaltspezifischen Hilfeeinrichtungen (z.B. über Zuständigkeiten, Fallbearbeitung, Umgang mit 

Spenden).  

Eine Konkretisierung der möglichen Zielgruppen und Anliegen wird im Zuge der Konzepterstellung 

vorzunehmen sein. Zum jetzigen Zeitpunkt ist festzuhalten, dass für viele dieser Anliegen zunächst 

ein interner Klärungsversuch erfolgen sollte, bevor externe Stellen hinzugezogen werden. Kritisch 

wäre eine Zuständigkeit für das Hilfesystem allgemein zu bewerten, ebenso eine Zuständigkeit für 

einrichtungsinterne Konflikte auf Ebene von Mitarbeiter*innen, Leitung und Träger (dazu im Detail 

s.u.).  

7.4. Vor- und Nachteile möglicher Modelle  

Im Folgenden werden die verschiedenen identifizierten und möglichen Modelle für Beschwerde-/ 

Ombudsfunktionen kurz erläutert. Anschließend werden Vor- und Nachteile aufgeführt, auch im 

Hinblick auf eine mögliche Anwendung für das Vorhaben in Sachsen-Anhalt.  

Externe übergreifend zuständige unabhängige Beschwerde-/ Ombudsstellen: Für das 

gewaltspezifische Hilfesystem gibt es weder in Deutschland noch international übergreifend 

zuständige Beschwerde- und Ombudsstellen.  

➢ Bewertung: Ein solches Modell hätte zunächst den Vorteil der Unabhängigkeit von Einrichtungen 

und zugleich der Zuständigkeit für alle Einrichtungen in einer definierten Region. Beschwerden 

könnten außerdem zentral dokumentiert und – ähnlich wie bei Ombud LSA – für die fachliche 

Weiterentwicklung der Hilfeeinrichtungen insgesamt genutzt werden. Ein Nachteil ist die 

Hochschwelligkeit, da es kein Vertrauensverhältnis zwischen den Nutzer*innen und der 

Ombudsperson gibt. Die vorliegenden Befunde lassen vermuten, dass die Nutzung einer solchen 

Stelle gering ausfallen würde. Die Anzahl von Beschwerden in ungleich größeren Hilfesystemen 

mit stärkerem Zwangscharakter im Verhältnis Hilfesystem-Nutzer*in (und damit größerem 

Potenzial für Machtmissbrauch) sind nicht hoch (vgl. Ombud LSA). Allerdings kann es sein, dass es 

sich um gravierende Fälle handelt. Denkbar ist, dass diese auch auf anderen Ebenen vorgebracht 

werden (z.B. beim Träger).  
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Externe Beschwerde-/ Ombudsstellen für einzelne Frauenhäuser: Vereinzelt gibt es Beispiele für 

lokale Beschwerde-/ Ombudsstellen, die nur für einzelne Frauenhäuser zuständig sind. Die 

Inanspruchnahme ist je nach Konstruktion der Stellen und der Zusammenarbeit sehr unterschiedlich. 

Bei umfangreicher Werbung und Ansprache kann die Nutzung gut sein, allerdings sind keine Beispiele 

für ein dauerhaft funktionsfähiges Modell bekannt.  

➢ Bewertung: Solche Modelle haben den Vorteil, dass es für die Beschwerde-/ Ombudsperson gut 

möglich ist, sich bekannt zu machen. Die Schnittstellen können gut zwischen Ombudsstelle und 

Einrichtung abgestimmt werden. Vorteilhaft ist die Unabhängigkeit der Stelle. Nachteile sind, 

dass das Modell immer nur für einzelne Einrichtungen funktioniert, dass das Verfahren, wenn es 

erfolgreich sein soll, sehr ressourcenintensiv für alle Beteiligten ist und es Abgrenzungsprobleme 

zur regulären Hilfe und Unterstützung in der Einrichtung geben kann.  

Bearbeitung zwischen Mobilem Team und Frauenhäusern, festgelegtes Verfahren: Dieses 

Verfahren ist spezifisch im Hilfesystem in Sachsen-Anhalt entstanden, weil Bewohner*innen (und 

ihre Kinder) in den Frauenhäusern und der Schutzeinrichtung der Fachstelle Vera im Bedarfsfall durch 

die Mitarbeiter*innen der Mobilen Teams psychologisch beraten werden können. Auf der Grundlage 

der Vertrauensbeziehung sprechen sie z.T. Konflikte und Missstände an. Dafür haben die Beteiligten 

ein erfolgreiches Verfahren entwickelt.   

➢ Bewertung: Die Vorteile dieses Verfahrens sind, dass Beschwerden an Ansprechpersonen gehen, 

mit denen bereits ein Vertrauensverhältnis besteht, so dass sich die Nutzer*innen ermutigt 

fühlen, Schwierigkeiten anzusprechen. Eine Beschwerde kann im Rahmen des 

Beratungsgesprächs geäußert werden, ein*e Nutzer*in muss dafür kein gesondertes Verfahren 

starten. Die Mitarbeiter*innen des Mobilen Teams sind unabhängig und fachlich versiert, sie 

kennen die Lebenswelt Frauenhaus und die Mitarbeiter*innen. Die Entscheidung über das 

Vorgehen bei der Artikulation von Missständen und Konflikten liegt allein bei der Nutzer*in und 

kann im Verlauf abgestimmt und geändert werden. Die Nachteile liegen in der begrenzten 

Übertragbarkeit und Nutzbarkeit dieses Verfahrens. Erstens ist es nur im Verhältnis Mobiles 

Team/ Frauenhaus bzw. Schutzwohnungen von Vera denkbar, zum zweiten kann es nur in den 

Frauenhäusern zur Anwendung kommen, in denen das Mobile Team auch tätig ist und schließlich 

können es nur die Frauen und Kinder nutzen, die das Angebot des Mobilen Teams in Anspruch 

nehmen. 

Formalisierte Beschwerdeverfahren bei Fachverbänden: In Deutschland gibt es mit der 

Schlichtungsstelle des bff und in UK mit Women’s Aid Fachverbände, die Beschwerdeverfahren 

bezogen auf ihre Mitgliedseinrichtungen anbieten. Die Beschwerdestellen der Verbände werden 

tätig, wenn gegen die Richtlinien der Verbände verstoßen wird. Bei der bff werden externe 

Mediator*innen bei Bedarf als Schlichter*innen tätig. Soweit bekannt, ist die Inanspruchnahme eher 

begrenzt. 

➢ Bewertung: Vorteil solcher Stellen ist der klar definierte Zuständigkeitsbereich und 

Referenzrahmen und die Unabhängigkeit der Stelle. Auch die Verfahren sind klar definiert. 

Nachteil ist, dass sie selten genutzt werden, weil die Inanspruchnahme hochschwellig ist. Die 

Inanspruchnahme setzt voraus, dass die Einrichtung Mitglied des Verbandes ist. 

Formalisierte Beschwerdeverfahren beim Träger: Solche Verfahren gibt es bei einigen Trägern, sie 

sind Teil des QM. Bei großen Trägern, die für mehrere gewaltspezifische Hilfeeinrichtungen zuständig 



44 
 

sind, kann das Beschwerdemanagement spezialisiert für das Themenfeld eingerichtet und beworben 

werden; es gibt Beispiele dafür, dass es dann auch in relevanter Zahl in Anspruch genommen wird 

(vgl. Refuge). Vielfach handelt es sich aber um Träger vieler verschiedener Einrichtungen 

(Wohlfahrtsverbände, Kommunen) mit einem übergreifenden Beschwerdesystem. Die Befunde 

deuten darauf hin, dass in diesen Konstellationen Nutzer*innen nur selten Beschwerden einreichen. 

Wenn sie Beschwerden formulieren, handelt es sich um eher gravierende Vorwürfe. 

➢ Bewertung Beschwerdeverfahren beim Träger: Als Vorteile lassen sich festhalten, dass diese 

Verfahren formalisiert und QM-basiert sind. Durch festgelegte Abläufe und Zuständigkeiten 

können die Verfahren erfolgreich zur Klärung der Beschwerden beitragen und gleichzeitig die 

Weiterentwicklung der Einrichtung fördern. Vorteil ist eine größere Distanz zur Einrichtung. 

Nachteil ist dagegen, dass das Verfahren hochschwellig ist, weil die Ansprechpersonen den 

Bewohner*innen in der Regel nicht bekannt sind. Daher werden diese Wege eher selten genutzt. 

Sofern das Beschwerdemanagement für verschiedene soziale Dienste des Trägers tätig ist, sind 

außerdem die Zuständigen eher fachfern und können möglicherweise die Beschwerden nicht gut 

beurteilen. 

Interne Ansätze: Am häufigsten gibt es in Einrichtungen des gewaltspezifischen Hilfesystems interne 

Beschwerdeverfahren, diese sind in unterschiedlichem Maße formalisiert. Am weitesten verbreitet 

sind sie in Frauenhäusern. Es lassen sich drei Ausprägungen unterscheiden: (1) In Frauenhäusern 

werden vor allem wenig formalisierte Beschwerdewege häufig genutzt; in diesen Einrichtungen 

kommt es auch am häufigsten zu Beschwerden der Nutzer*innen. (2) Auch gibt es teils interne 

festgelegte Beschwerdeverfahren, allerdings werden diese kaum in Anspruch genommen. (3) Im 

Rahmen von Empowerment und Partizipation wurden für Frauenhäuser viele Ansätze entwickelt, die 

nicht im engeren Sinne Beschwerdeverfahren sind, aber Ausdruck einer fehlerfreundlichen 

Rückmeldekultur sind. In anderen gewaltspezifischen Hilfeeinrichtungen (Beratungs- und 

Interventionsstellen) spielen solche Ansätze eine geringere Rolle. 

➢ Bewertung einrichtungsinterne Bearbeitung, wenig formalisiert: Vorteile wenig formalisierter 

interner Verfahren sind, dass diese niedrigschwellig, unkompliziert, flexibel und lösungsorientiert 

sind. Beschwerden können z.B. in Hausversammlungen oder im Einzelgespräch vorgebracht 

werden. Solche Wege sind bei Nutzer*innen bekannt und akzeptiert. Ein Vertrauensverhältnis 

zwischen Fachkräften und Nutzer*innen fördert dann Beschwerden. Nachteile wenig 

formalisierter interner Verfahren sind, dass bei geringer Standardisierung der Umgang 

abhängiger von Einzelpersonen ist, die Beschwerden nicht immer dokumentiert und ausgewertet 

werden und auch nicht unbedingt überprüft wird, ob ein Problem gelöst werden konnte. Zudem 

eignen sie sich eher für Frauenhäuser mit engerem und oftmals längerem Kontakt zu den Frauen 

als für Beratungsstellen oder gar Interventionsstellen. Sie eignen sich vermutlich weniger für 

Beschwerden über Mitarbeiter*innen in gravierenden Fällen, da sich die Nutzer*innen aufgrund 

des Abhängigkeitsverhältnisses – so die Rückmeldungen – nicht trauen, eine solche Beschwerde 

im direkten Gespräch hervorzubringen. 

➢ Bewertung formalisierte einrichtungsinterne Bearbeitung: Bei festgelegten internen 

Beschwerdeverfahren werden Zuständige, Melde-, Klärungs- und Dokumentationsverfahren 

definiert (schriftliche oder mündliche Beschwerde möglich). Der Vorteil ist die Standardisierung 

und Transparenz. Sie eignen sich als Ergänzung zu anderen bereits gut etablierten internen 

Lösungswegen wie z.B. Hausversammlung und Zweiergesprächen (s.o.). Die Nutzung solcher 
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formalisierten einrichtungsinternen Beschwerdewege ist allerdings – und dies ist nachteilig –

ebenfalls gering.  

➢ Bewertung Empowerment und Partizipation: Ansätze zur Förderung von Empowerment und 

Partizipation führen dazu, dass in den Einrichtungen die Perspektive der Nutzer*innen immer 

wieder aktiv eingeholt wird – nicht nur für Beschwerden. Vorteil ist, dass durch eine 

entsprechende Haltung der Fachkräfte und Kultur der Einrichtung eine Atmosphäre entsteht, in 

der das Vorbringen von Beschwerden leichter fällt. So können Gewaltbetroffene 

Selbstwirksamkeitserfahrungen im Rahmen der Partizipation machen, sie werden dabei 

unterstützt, ihre Grenzen wahrzunehmen und zu setzen.  

7.5. Relevante Aspekte für die Einrichtung einer Ombuds-/ 

Beschwerdestelle 

Im Folgenden werden einige wichtige Aspekte für die Konzeption einer Ombuds-/ Beschwerdestelle 

vorgestellt, die beachtet werden müssen.  

7.5.1. Bedeutung eines Referenzrahmen  

Ein Teil der beschriebenen Beschwerdestellen arbeitet ohne einen normativen Referenzrahmen, der 

festlegt, welche Verfehlungen als legitime Beschwerde gelten könnten und welche nicht (z.B. 

Ombudsstellen in der Kinder- und Jugendhilfe, Beschwerdestellen in der Altenpflege), andere haben 

einen Referenzrahmen, übernehmen aber selbst die Aufgabe zu prüfen, ob der Referenzrahmen 

verletzt wurde. Dies hat den Vorteil, dass die Beschwerdeführenden von der Aufgabe entlastet 

werden, zu prüfen, ob die Beschwerde gegen Regeln verstößt. Die subjektive Wahrnehmung eines 

Problems oder Konflikts ist in diesen Fällen für die Formulierung der Beschwerde ausreichend. Für 

Beschwerden in Bezug auf das Gewalthilfesystem ist es wichtig, den Zugang so niedrigschwellig wie 

möglich zu gestalten. Daher ist diese Variante zu präferieren.  

Es gibt Beschwerdestellen, für die ein Referenzrahmen für die Bewertung von Beschwerden wichtig 

ist – nämlich dann, wenn die Stelle ein Mandat für die Verhängung von Sanktionen bei Verletzung 

eines gemeinsam getragenen Regelwerkes hat (z.B. Schlichtungsstelle bff, Beschwerdestellen 

Women’s Aid). Dem liegt ein Vertragsverhältnis zwischen der Stelle und den Einrichtungen zugrunde. 

Für eine Ombuds-/ Beschwerdestelle in Sachsen-Anhalt ist diese Konstruktion nicht vorstellbar, da 

eine Verbandsmitgliedschaft nicht die Voraussetzung sein kann.   

Ein Referenzrahmen kann aber auch auf anderen Wegen Verbindlichkeit erlangen. So könnte er über 

Finanzierungsbedingungen der staatlichen Förderung verbindlich eingeführt werden. Aktuell sind in 

Sachsen-Anhalt die Qualitätsstandards Grundlage der Zuwendungen, auch wenn es dafür kein 

Prüfverfahren gibt. Im Zuge des Gewalthilfegesetzes und der Einführung des Rechtsanspruchs wird 

die Anerkennung der Träger durch eine Landesstelle erfolgen müssen (GewHG §7). Die dieser 

Anerkennung zugrundeliegenden Konzepte könnten ein Referenzrahmen sein (s.u.). Tatsächlich ist 

der im Gewalthilfegesetz festgeschriebene Rechtsanspruch (GewHG §4) bereits ein Referenzrahmen, 

auf den sich gewaltbetroffene Hilfesuchende in Zukunft werden beziehen können.  
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7.5.2. Auftrag – Legitimation – Kooperationsbereitschaft 

Wichtige Fragen bei der Entwicklung einer Beschwerde-/ Ombudsstelle sind, wie und in wessen 

Auftrag sie agiert (hier ist Auftrag nicht im juristischen Sinne gemeint), wie sie legitimiert ist und wie 

die Kooperationsbereitschaft der Einrichtungen, über die Beschwerden eingehen, hergestellt werden 

kann. Das Auftragsverhältnis zu den Beschwerdeführer*innen ist am eindeutigsten – es entsteht im 

Falle einer Beschwerde.  

Weniger eindeutig ist das Verhältnis zwischen Beschwerde-/ Ombudsstellen und den Einrichtungen, 

auf die sich Beschwerden beziehen. Hier kann ein Auftragsverhältnis, eine Verpflichtung oder ein 

Eigeninteresse an einer Kooperation bestehen. Diese Kooperationsbereitschaft ist für den Erfolg 

einer Beschwerdestelle entscheidend. Ein direktes Auftragsverhältnis ist für eine Stelle für Sachsen-

Anhalt schwer zu realisieren. Ein Kooperationsgebot mit einer Beschwerde-/ Ombudsstelle kann 

durch ein Landesausführungsgesetz oder eine Verordnung (z.B. zum Gewalthilfegesetz) festgelegt 

werden. Auch können Vorgaben für die Kooperation in Zuwendungsbestimmungen (z.B. in 

zugrundeliegenden Qualitätsstandards, s.o.) festgelegt werden. Dies kann die Vorgabe umfassen, 

dass in Hilfeeinrichtungen für die Beschwerdestelle geworben wird. Eine solche Festlegung allein 

wird allerdings nicht zur Kooperationsbereitschaft führen.   

Vielmehr sollte es gelingen, dass die Einrichtungen ein Eigeninteresse an einer guten Kooperation 

entwickeln. Dieses Interesse kann darin bestehen, dass die Auslagerung einer Konfliktklärung zur 

Entlastung der Einrichtungen führen kann, dass eine Identifizierung von Defiziten in der Einrichtung 

(und der Gewalthilfestruktur insgesamt) zu konkreten Verbesserungen in der Einrichtung und 

möglicherweise auch strukturell führen kann. Die Kooperationsbereitschaft wäre vermutlich in dem 

besonderen Fall groß, wenn eine solche Stelle Funktionen von Fallmanagement und Vermittlung bei 

misslungenen Einmündungen ins Hilfesystem übernehmen würde und damit die Einrichtungen 

entlastet. 

Theoretisch denkbar ist, dass eine Beschwerdestelle nicht nur für das gewaltspezifische Hilfesystem 

zuständig ist, sondern umfassend für die Umsetzung der Istanbul-Konvention. Dann wären auch das 

allgemeine Hilfesystem und der Bereich Prävention ebenfalls Gegenstand von Beschwerden. Eine 

solche umfassende Zuständigkeit wäre vom Prinzip her zu begrüßen, weil Beschwerden von 

gewaltbetroffenen Frauen vielfach auch das allgemeine Hilfesystem betreffen. Allerdings dürfte es 

schwierig sein, einen Auftrag durch zentrale Akteure wie auch die einzelnen Einrichtungen aus dem 

allgemeine Hilfesystem zu erhalten bzw. die Kooperationsbereitschaft der Akteure im allgemeinen 

Hilfesystem abzusichern.  

Ein Auftragsverhältnis (nicht im juristischen Sinne) entsteht zudem, wenn das Sozialministerium die 

Umsetzung einer Ombuds-/Beschwerdestelle initiiert und finanziert. Dies ist entweder durch einen 

Auftrag oder Projektförderung über einen Zuwendungsvertrag möglich.  

7.5.3. Unabhängigkeit, Fachlichkeit, Neutralität und Vertraulichkeit der Stelle 

Es ist plausibel, dass eine Akzeptanz durch potenzielle Nutzer*innen und die Einrichtungen größer ist, 

wenn die Unabhängigkeit der Stelle gewährleistet ist. Aus Sicht der Beschwerdeführer*innen kann 

die organisatorische und finanzielle Unabhängigkeit von der Einrichtung wichtig sein, aus Sicht der 

Einrichtungen wird wesentlich sein, dass die Stelle nicht staatlich ist, keiner Weisung des Geldgebers 
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unterliegt und somit nicht zu befürchten steht, dass finanzielle Sanktionen drohen. Die 

Kooperationsbereitschaft der Einrichtungen wird außerdem dann größer sein, wenn die Stelle mit 

Fachkräften besetzt ist, die sich im Gewalthilfesystem auskennen und wenn diese auf der Grundlage 

der Fachlichkeit neutral agieren. Auf die Bedeutung von Vertraulichkeit wird immer hingewiesen. Wo 

es um gravierende Verfehlungen (z.B. Korruptionsvorwürfe) geht, kann es erforderlich sein, die 

Verschwiegenheit in besonderem Maße abzusichern. Einige Stellen realisieren dies, indem 

Anwält*innen mit der Ombudsfunktion betraut sind, die qua Amt zur Verschwiegenheit verpflichtet 

sind. Vermutlich ist bezogen auf das Gewalthilfesystem die Vertraulichkeit nicht so vorrangig, hier ist 

evtl. eine Orientierung an den Prinzipien von Ombud LSA möglich. Grundsätzlich gilt, dass die 

Grenzen der Schweigepflicht deutlich gemacht werden müssen (bezogen auf strafrechtlich relevante 

Kenntnisse), die Zusage der Vertraulichkeit wichtig ist und Schweigepflichtentbindungen erforderlich 

sind, wenn die Stelle selbst aktiv werden soll.  

7.6. Exkurs: Das Gewalthilfegesetz  

Das am 31.1.2025 vom Bundestag in zweiter und dritter Lesung und dann am 14.2.2025 vom 

Bundesrat beschlossene Gewalthilfegesetz wird maßgebliche Veränderungen für gewaltbetroffene 

Frauen, für die Hilfeeinrichtungen und für den Bund und die Länder nach sich ziehen. Durch einen 

Rechtsanspruch auf Schutz und Beratung wird zum 1.1.2032 die Schutzpflicht nach der Istanbul-

Konvention realisiert. Bis dahin haben die Länder Zeit, das Hilfesystem bedarfsgerecht auszubauen. 

Dafür stellt der Bund 2,3 Mrd. Euro bis 2036 zur Verfügung. Die Hilfeeinrichtungen, die von den 

Ländern als Träger anerkannt werden, haben Anspruch auf angemessene Finanzierung.  

Diese langfristigen Veränderungen sind bei der Ausgestaltung einer Ombudsstelle mitzudenken. 

Möglicherweise sind mehrere Aspekte relevant:  

Rechtsanspruch – wie lässt er sich realisieren? §5 stellt dazu klar: Wenn Beratung und Schutz nach 

Anfrage einer gewaltbetroffenen Frau von einer Hilfeeinrichtung nicht realisiert werden können 

(mögliche Gründe: Kapazität, fachliches Konzept, besondere Umstände im Einzelfall) und auch eine 

Weitervermittlung trotz Bedarfslage scheitert, ist eine vom Land zu bestimmende Stelle dafür 

zuständig (im Folgenden „zuständige Stelle“), die Realisierung der Hilfe durch eine weitere Suche 

nach Angeboten zu ermöglichen. Die Unterbreitung eines solchen Angebots reicht dann aus, um den 

Rechtsanspruch zu realisieren. Erforderlich wird also eine vom Land zu bestimmende Stelle sein, die 

dann von den Einrichtungen kontaktiert werden kann und Vermittlungsaufgaben übernimmt. Es sind 

bei Ausgestaltung einer Ombudsstelle des Landes Schnittstellen mit dieser zuständigen Stelle zu 

prüfen, da es denkbar ist, dass sich Personen an eine Ombudsstelle mit Anliegen wenden, die für die 

zuständige Stelle relevant sind und umgekehrt.  

Einfluss über das Anerkennungsverfahren: Grundsätzlich verändert sich durch das Gesetz die 

Verbindlichkeit im Verhältnis Träger/ Einrichtung – Land. Während bislang Ausgaben für das 

Gewalthilfesystem im Rahmen der Projektförderung als freiwillige Leistungen gewährt werden, wird 

es sich in Zukunft um verpflichtende Ausgaben handeln (vergleichbar der Finanzierung der 

Schwangerschaftsberatungsstellen44). Im Gegenzug müssen Träger, die die Finanzierung erhalten, 

 
44 Dass die Definition als Pflichtangebot Finanzierungsprobleme nicht zwingend beendet, zeigte sich 2021 in der 
Auseinandersetzung um eine auskömmliche Finanzierung der Schwangerschaftsberatungsstellen in Sachsen-
Anhalt. https://www.liga-fw-lsa.de/wp-content/uploads/2021/02/21-02-19-LIGA-Position-Finanzierung-
Schwangerschaftsberatung.pdf  

https://www.liga-fw-lsa.de/wp-content/uploads/2021/02/21-02-19-LIGA-Position-Finanzierung-Schwangerschaftsberatung.pdf
https://www.liga-fw-lsa.de/wp-content/uploads/2021/02/21-02-19-LIGA-Position-Finanzierung-Schwangerschaftsberatung.pdf
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von einer Landesstelle geprüft und anerkannt werden, erste Voraussetzungen für eine (dann 

unbefristete) Betriebserlaubnis sind im Gewalthilfegesetz formuliert, sie müssen von den Ländern im 

Rahmen von Gesetzen und/ oder Verordnungen konkretisiert werden. Folgende Vorgaben sind 

formuliert: 

§9 (3) Die Einrichtungen sind auf dem Gebiet des Gewaltschutzes tätig. Sie arbeiten auf der 

Grundlage eines fachlichen Konzepts, das insbesondere die Ausrichtung der Einrichtung sowie deren 

fachliche Arbeitsweise darstellt. Das Konzept enthält Maßgaben zur Qualitätssicherung sowie zur 

Qualitätskontrolle der fachlichen Arbeit in den Einrichtungen. 

Im Zuge dieser Anerkennungsverfahren hat das Land also die Pflicht, auf die Berücksichtigung von 

Qualitätssicherung und –kontrolle in den Konzepten zu achten. Damit eröffnen sich auch 

Möglichkeiten, konkrete Anforderungen an eine Kooperation mit und Bewerbung von 

übergreifenden Beschwerde-/ Ombudsfunktionen zu formulieren. Darüber hinaus kann darauf 

hingewirkt werden, dass Partizipation und Feedbackverfahren auch übergreifender im 

Qualitätsmanagement verankert werden. 

8. Ansätze für die weitere Konzeptentwicklung 

Im folgenden Kapitel wird erläutert, welche Modelle aus Sicht von Zoom GmbH im Rahmen der 

Konzeptentwicklung weiterverfolgt werden sollen.  

Im gewaltspezifischen Hilfesystem in Sachsen-Anhalt gibt es verschiedene Varianten, wie mit 

Beschwerden umgegangen wird. So haben sich in der Zusammenarbeit zwischen Frauenhäusern und 

dem Mobilen Team Verfahren zum Umgang mit Beschwerden entwickelt und bewährt. Auch gibt es 

im Rahmen des QM bei Trägern angesiedelte Beschwerdeverfahren, die allerdings kaum genutzt 

werden. Am häufigsten werden interne und wenig formalisierte Beschwerdewege beschritten. Diese 

bestehenden Beschwerdewege sollen durch das vorzulegende Konzept nicht ersetzt, sondern ergänzt 

und unterstützt werden. Grundüberlegung ist, dass sowohl interne als auch externe 

Beschwerdemöglichkeiten existieren sollten, die gut ineinandergreifen und über deren 

Vorhandensein breit informiert wird.  

Im Folgenden schlägt Zoom GmbH vor, bei der Konzeptentwicklung zwei inhaltliche Stränge weiter zu 

verfolgen. Wie vorgesehen soll (1) eine übergreifende Beschwerde-/ Ombudsstelle für das 

Hilfesystem konzipiert werden. Außerdem sollen (2) im Rahmen des Konzepts Möglichkeiten 

aufgezeigt werden, wie die Einrichtungen bei der Entwicklung interner Beschwerdeverfahren und bei 

der Beschäftigung mit den Themen Partizipation und Empowerment unterstützt werden können.  

Diese Optionen werden im Folgenden kurz skizziert: 

8.1. Zentrale Beschwerde-/ Ombudsstelle für das Hilfesystem 

Eine für Sachsen-Anhalt zentrale Beschwerdestelle ist Kern des Auftrags. Sie würde – dies zeigt die 

Erfahrung von anderen Stellen in diesem Themenfeld – vermutlich von einer eher geringen Zahl von 

Nutzer*innen aus dem gewaltspezifischen Hilfesystem in Anspruch genommen werden. Daher ist es 

wichtig, parallel an der Etablierung von internen Verfahren zu arbeiten (s.u.). Es ist allerdings auch 

vor dem Hintergrund der Vulnerabilität und Abhängigkeit der Nutzer*innen plausibel, dass für diese 

Fälle die externe Unterstützung sehr wichtig ist.  
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Grundlegende Voraussetzung für eine erfolgreiche Problemlösung und Konfliktklärung in Einzelfällen 

ist, dass Nutzer*innen die Stelle in Anspruch nehmen. Dafür müssen sie die zu etablierende Stelle 

kennen und möglichst schon in den Einrichtungen die Erfahrung gemacht haben, dass ihre Stimme 

gehört wird und Rückmeldungen erwünscht sind. Die Einrichtungen aus dem gewaltspezifischen 

Hilfesystem wiederum werden eine solche Stelle nur dann offensiv bewerben und gerne mit ihr 

kooperieren, wenn sie sie für die eigene Arbeit als hilfreich wahrnehmen, sie keine finanziellen 

Sanktionen fürchten müssen und es dadurch nicht zu Mehrbelastungen kommt. Unter der 

Perspektive der Entlastung der gewaltspezifischen Hilfeeinrichtungen bei strittigen Fällen, des 

Ausgleichs von Machtasymmetrien und dem Interesse an Feedback zur Qualitätsverbesserung 

könnten auch die Einrichtungen Interesse an einer solchen Stelle haben.  

Eine solche Stelle könnte nicht nur für Nutzer*innen, sondern auch für Fachkräfte aus dem 

Hilfesystem und andere professionelle und private Dritte ansprechbar sein, wenn sie Missstände im 

Hilfesystem wahrnehmen – in Einzelfällen wie auch auf struktureller Ebene. Dafür ist neben der 

Kooperationsbereitschaft der einzelnen Einrichtungen relevant, ob beim Ministerium als 

Auftraggeber und Initiator der Stelle die Bereitschaft besteht, identifizierte Probleme zu lösen und ob 

dies glaubhaft vermittelt werden kann. Eine Zuständigkeit für Konflikte in den Teams bzw. zwischen 

Team und Träger wäre denkbar, allerdings sprechen einige Gründe dagegen (vgl. Matrix Blatt 1), zum 

einen ist dies nicht Bestandteil des Auftrags, zum anderen gibt es dafür andere Möglichkeiten der 

Konfliktklärung. 

Eine umfassende Zuständigkeit einer solchen Stelle für die gesamte Umsetzung der Istanbul 

Konvention – und damit auch für Missstände und Probleme im allgemeinen Hilfesystem und im 

Bereich Prävention – wäre theoretisch denkbar und grundsätzlich wünschenswert. Sie wäre aber nur 

dann sinnvoll, wenn es eine realistische Perspektive gibt, dass die Stellen im allgemeinen Hilfesystem 

die Beschwerde-/ Ombudsstelle akzeptieren und bereit sind, an Klärungsprozessen teilzunehmen. 

Zusätzlich bedarf es einer funktionierenden, übergreifenden, interministeriellen Koordinierung, die 

dazu führt, dass Befunde und Problemanmeldungen im allgemeinen Hilfesystem auch umgesetzt 

werden.  

In Bezug auf zentrale Merkmale einer solchen Stelle wie Unabhängigkeit, Fachlichkeit, Unterstützung 

von Beschwerdeführenden, Sammlung und Bündelung von Problemen und Bewerbung könnte sich 

eine solche Stelle an der Ombudsstelle für die Kinder- und Jugendhilfe in Sachsen-Anhalt orientieren 

– wenngleich mit deutlich weniger Fällen zu rechnen ist.  

8.2. Entwicklung interner Beschwerdeverfahren und von Ansätzen von 

Partizipation und Empowerment in den Einrichtungen 

Wie oben geschildert, wird eine externe unabhängige Beschwerde-/ Ombudsstelle in Sachsen-Anhalt 

vermutlich nicht in vielen Fällen von Nutzer*innen in Anspruch genommen werden. Dabei wurde 

durch die Untersuchung deutlich, dass Nutzer*innen durchaus häufig Anliegen haben und 

Beschwerden nicht selten sind. Hier ist allerdings einschränkend zu sagen, dass dies insbesondere für 

Frauenhäuser gilt. Die anderen Hilfeeinrichtungen berichteten, dass sie nur selten Beschwerden 

erreichen.  

Hürden, eine externe Stelle in Anspruch zu nehmen, sind – so die Befunde der Befragungen – deshalb 

groß, weil die Nutzer*innen kein Vertrauensverhältnis zu der Person haben und weil sie den 

Fachkräften nicht „in den Rücken fallen“ wollen. Außerdem können viele der Anliegen in 
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Frauenhäusern – dies wurde ebenfalls deutlich – erheblich besser in den Einrichtungen gelöst 

werden als von einer übergeordneten Stelle. Dies gilt vor allem für Konflikte zwischen 

Bewohner*innen, aber auch für andere Themen. Es ist also aus mehreren Gründen plausibel, dass 

interne und weniger formalisierte Verfahren deutlich häufiger genutzt werden.  

Schwieriger ist es für Nutzer*innen, Beschwerden über die Hilfeerbringung und ihre 

Rahmenbedingungen (baulich, Zuständigkeit, Regeln, Auslastung o.ä.) und individuellen 

Machtmissbrauch in den Einrichtungen anzusprechen. Dafür wäre eine externe Stelle (s.o.) 

möglicherweise wichtig. Abhängigkeitsverhältnisse führen dazu, dass Bewohner*innen teils 

befürchten, dass eine Beschwerde sich für sie nachteilig auswirken kann, dass sie z.B. weniger 

unterstützt werden. Im gewaltspezifischen Hilfesystem spielt zudem eine wichtige Rolle, dass viele 

Nutzer*innen aufgrund der Gewalterfahrung wenig Erfahrungen damit haben, eigene Grenzen zu 

setzen und für die eigenen Interessen einzustehen.  

Daraus leitet sich der Anspruch ab, dass Hilfeeinrichtungen die Nutzer*innen dabei unterstützen 

sollten, positive Erfahrungen von Selbstwirksamkeit bei der Formulierung und Umsetzung eigener 

Interessen zu machen. Dies kann in den Hilfeeinrichtungen selbst beginnen. Partizipation und 

Empowerment lassen sich in Hilfeeinrichtungen auf viele Arten realisieren. Dadurch kann 

gewaltbetroffenen Frauen ein Lernfeld geboten werden, auch auf übergeordneter Ebene für die 

eigenen Interessen einzustehen und z.B. Beschwerden zu artikulieren. So können die internen 

Ansätze und Verfahren auch dazu beitragen, dass externe Beschwerdefunktionen genutzt werden.  

Damit Bewohner*innen sich mit ihren Anliegen an die Zuständigen wenden, ist eine offene und 

fehlerfreundliche Haltung in den Einrichtungen wichtig. 

Das Projekt der Frauenhauskoordinierung, in dem einige Frauenhäuser in einem 1,5-jährigen Prozess 

dabei unterstützt wurden, interne Ansätze von Beschwerdeverfahren, Partizipation und 

Empowerment zu entwickeln, war – so zeigen die Befunde – ein großer Erfolg. Die intensive 

Auseinandersetzung mit den Themen führte dazu, dass die Beteiligten nachhaltig sensibilisiert 

wurden, von einer Haltungsänderung berichteten und viele praktische Veränderungen umsetzten. 

Dies war möglich, weil die Teilnahme freiwillig war, ausreichend Zeit für den Prozess zur Verfügung 

stand, der Austausch mit anderen einen großen Stellenwert einnahm, fachliche Inputs die Diskussion 

leiteten und eine externe Prozessbegleitung mit Erfahrungen mit Partizipationsprozessen den 

Prozess fachkundig moderierte.  

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrung könnte ein wichtiger Bestandteil eines Konzepts für eine 

Ombuds-/ Beschwerdefunktion in Sachsen-Anhalt auch die Initiierung und Begleitung einer 

fachlichen Weiterentwicklung in den Hilfeeinrichtungen sein – durch fachliche Inputs, 

Austauschmöglichkeiten und externe Moderation. Eine Engführung auf das Thema 

Beschwerdeverfahren hat sich dabei nicht bewährt, ein übergreifender Blick auf Möglichkeiten von 

Partizipation und Empowerment wäre erforderlich. Für ein solches Vorhaben können die 

Erfahrungen des Projekts der Frauenhauskoordinierung genutzt werden. Das Fachforum war ein 

erster Schritt auf diesem Weg. 
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Anhang  

Anliegen und mögliche Nutzer*innen einer Beschwerdestelle (Matrix 1) 

  nach Nutzer*innen 
Anliegen- 
Beschwerden/ 
Unterstützungs-bedarf 
bzgl. 

Gewaltbetroffene Frauen  Fach- und Leitungskräfte in 
Einrichtungen 

Dritte (privat, Fach-
kräfte) 

Kommentar Zuständigkeit externe 
Stelle 

Vo-
tum 

Problematisches 
Verhalten/Entscheidung
en von Fachkräften in 
Hilfeeinrichtung im 
Einzelfall, Konflikte 
zwischen Nutzer*innen 
und Fachkräften 

Eigenes Erleben der 
Nutzer*innen 

Eigenes Erleben und 
Beobachtung bei Kolleg*innen 

Information von 
Nutzer*innen 

Externe Stelle könnte zuständig sein; 
für Nutzer*innen wäre direkte 
Inanspruchnahme möglich; 
bei allen anderen wäre die Präferenz 
Wege bei Einrichtung und Träger vorher 
auszuschöpfen; geeignet bei 
eskalierten Konflikten, bei gravierenden 
Vorfällen  

ja 

Beispiele für Beschwerden/ 
Konflikte:  

Beispiele für Beschwerden:  
Beispiele für 
Beschwerden:  

 Hausverbot im Frauenhaus,  
Beobachtung von 
Machtmissbrauch bei Kolleginnen  

Informationen über 
Machtmissbrauch durch 
gewaltbetroffene Frauen 

Beratung wird gegen den Willen 
der Nutzer*innen von 
Beratungsstelle beendet,  

eskalierte Konflikten mit 
Nutzer*innen z.B. zu Fragen von 
Zuständigkeit und nach Beendigung 
von Beratungsbeziehung und 
Hausverbot in Unterkunft (s.o.) 

Informationen über 
unangemessenen Umgang 
mit Missständen und 
Konflikten im Frauenhaus 

Interventionsstelle leistet keine 
weitergehende Beratung  

kein angemessener Umgang mit 
Missständen und Konflikten im 
Frauenhaus 

  

Strukturelle Probleme / 
Missstände in 
gewaltspezifischem 
Hilfesystem bzgl. 
Leistungserbringung 

Eigenes Erleben der 
Nutzer*innen 
Beispiele für Beschwerden:  

Eigenes Erleben der Fachkräfte 
Beispiele für Beschwerden:  

Information von 
Nutzer*innen 
Beispiele für 
Beschwerden:  Externe Stelle könnte zuständig sein; 

für Nutzer*innen wäre direkte 
Inanspruchnahme möglich; 
bei allen anderen wäre die Präferenz 
Wege bei Einrichtung und Träger vorher 
auszuschöpfen 

ja 

baulich-räumliche Situation im 
Frauenhaus,  

Überlastung bei Personalmangel  baulich-räumliche 
Situation im Frauenhaus,  

Sicherheitsvorkehrungen nicht 
ausreichend,  

Ausfall von Angeboten Sicherheitsvorkehrungen 
nicht ausreichend,  

Arbeit mit Kindern fällt immer 
aus 

Arbeit mit Kindern nicht 
ausreichend wg. Personalmangel 

Überlastung wg. 
Personalmangel - Dienste 
nicht ausreichend 
angeboten 
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Beratungsstelle ist zu weit weg 
Beratungsstelle hat nicht 
ausreichend Kapazitäten  

Beratungsstelle hat nicht 
ausreichend Kapazitäten  

Beratungsstelle ist nicht 
erreichbar      

Probleme / Missstände 
allgemeines Hilfesystem 

(allgemein und im 
Einzelfall) 

Eigenes Erleben der 
Nutzer*innen 

Eigenes Erleben der Fachkräfte 
und Information von 
Nutzer*innen  

Information von 
Nutzer*innen 

Denkbar wäre die Zuständigkeit einer 
externen Stelle, die umfassend für alle 
Defizite bzgl. der Umsetzung der IK 
zuständig ist; das ist nur sinnvoll, wenn 
Einflussmöglichkeiten auf andere 
Bereiche bestünden; davon ist nicht 
unbedingt auszugehen; andernfalls nur 
denkbar als Stelle, die Probleme 
dokumentiert und Öffentlichkeit 
darüber herstellt 

eher 
nein 

Beispiele für Beschwerden:  Beispiele für Beschwerden:  
Beispiele für 
Beschwerden:  

Jugendamt / Familiengericht 
berücksichtigen Gewaltkontext 
nicht ausreichend bei Umgangs-
/Sorgerechtsverfahren,  

Jugendamt / Familiengericht 
berücksichtigen Gewaltkontext 
nicht ausreichend bei Umgangs-
/Sorgerechtsverfahren,  

Jugendamt / 
Familiengericht 
berücksichtigen 
Gewaltkontext nicht 
ausreichend bei Umgangs-
/Sorgerechtsverfahren,  

Polizei kontrolliert polizeiliche 
Wegweisung nicht ausreichend, 
Gefährdung besteht noch,  

Polizei kontrolliert polizeiliche 
Wegweisung nicht ausreichend, 
Gefährdung besteht noch,  

Polizei kontrolliert 
polizeiliche Wegweisung 
nicht ausreichend, 
Gefährdung besteht noch,  

Jobcenter besteht auf 
Auszahlung des Bürgergelds auf 
ein gemeinsames Konto des 
Paares, Gelder werden nicht 
ausgezahlt 

Jobcenter besteht auf Auszahlung 
des Bürgergelds auf ein 
gemeinsames Konto des Paares, 
Gelder werden nicht ausgezahlt 

Jobcenter besteht auf 
Auszahlung des 
Bürgergelds auf ein 
gemeinsames Konto des 
Paares, Gelder werden 
nicht ausgezahlt 

Krankenkasse gibt Adresse des 
Frauenhauses weiter 

Krankenkasse gibt Adresse des 
Frauenhauses weiter 

Krankenkasse gibt 
Adresse des Frauenhauses 
weiter 

gescheiterter Zugang 
und gescheiterte 
Vermittlung in gewalt-
spezifisches 
Hilfesystem (individuell) 

Eigenes Erleben Zugang 
scheitert 

Gescheiterte Weitervermittlung 
im Einzelfall 

Gescheiterte 
Weitervermittlung im 
Einzelfall 

Hier ist zunächst zu prüfen, wie die 
„zuständige Stelle“ nach 
Gewalthilfegesetz (GewHG §3 Absatz 3) 
für die Realisierung des 
Rechtsanspruchs bei Hürden der 
Inanspruchnahme von Hilfen in 

eher 
nein  

Beispiele für Beschwerden / 
Anfragen:  

Beispiele für Fallweitergabe:  Beispiele für 
Fallweitergabe:  
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Bei Aufnahmeanfrage keine 
Aufnahme in Frauenhaus / keine 
Beratung in Beratungsstelle 
möglich  und  keine erfolgreiche 
Weitervermittlung an andere 
Schutzeinrichtung/ 
Beratungsstelle 

Bei Aufnahmeanfrage keine 
Aufnahme in Frauenhaus und  
Weitervermittlung an andere 
Schutzeinrichtung möglich 

Bei Vermittlungsversuch 
von gewaltbetroffener Frau 
an Frauenhaus oder 
Beratungsstelle nicht 
erfolgreich, 
Weitervermittlung an 
andere Stelle durch 
Frauenhaus und 
Beratungsstelle nicht 
erfolgt / keine 
Fallverantwortung 
übernommen 

Sachsen-Anhalt ausgestaltet wird. Sie 
wäre für gescheiterte Zugänge und 
Vermittlung vorrangig zuständig.  

Konflikte auf anderen 
Ebenen 

Eigenes Erleben der 
Nutzer*innen     

Solche Probleme sollten primär intern 
bearbeitet werden, nur wenn keine 
Lösung und Umgang der Fachkräfte 
sehr problematisch ist wäre eine 
externe Stelle zuständig 

eher 
ja 

Konflikte unter 
Bewohner*innen     
Beispiele für Beschwerden:      
Verhalten anderer 
Bewohner*innen/Kinder      
Erfüllung der Putzdienste     
Unerlaubte Besuche im 
Frauenhaus     
Weitergabe der Adresse     
Lautstärke     
Diebstahl, Übergriffe     

  

Eigenes Erleben: Interne 
Konflikte (Team, Leitung, Träger 
und Einrichtung)   

Solche Konflikte sollten intern, beim 
Träger, über Verband, Gewerkschaften 

o.ä. gelöst werden; Mandat / Auftrag 
wäre unklar  

nein 

  Beispiele für Beschwerden:    
  Konflikte im Team   

  
Konflikte zwischen Leitung und 
Fachkräften   

  
Konflikte zwischen Träger und 
Einrichtung   

  
Konflikte zwischen Vorstand und 
Verein   
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Eigenes Erleben: 
Konflikte zwischen 
Fachkräften und Dritten 

Denkbar ist die Zuständigkeit einer 
externen Stelle, wenn alle anderen 

Wege ausgeschöpft sind, aber Mandat 
/Auftrag unklar 

eher 
nein 

    
Beispiele für 
Beschwerden:  

    

Konflikte über 
Fallbearbeitung oder 
Zuständigkeiten 

    
Konflikte über Spenden / 
Fundraising 
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Mögliche Funktionen einer externen Ombuds/Beschwerdestelle (Matrix 2) 

Funktion Denkbar? Voraussetzung, Kommentar 
Unterstützung von strukturell unterlegenen 
Beschwerdeführer*innen ja Unabhängigkeit der Stelle, Akzeptanz durch Hilfeeinrichtungen 

Empowerment ja 
Beschwerdeführerinnen werden ernst genommen, machen 
Erfahrung von Wirksamkeit, es werden keine Entscheidungen 
ohne die Beschwerdeführerinnen gefällt 

Erkennung, Ahndung, Verhinderung von gravierendem 
Fehlverhalten ja Auftrag, Beurteilungskompetenz 

Vorlegen von Lösungsvorschlägen in Einzelfällen 
(Schiedsspruch, Schlichterspruch) eher nicht 

Modell der Verbraucherkonfliktschlichtung, nicht sinnvoll 
anwendbar auf Gewaltschutz,weil keine Schiedssprüche 
erforderlich, widerspricht Empowerment 

Vermittlung in Konflikten ja Kompetenz zur Vermittlung, Akzeptanz beider Parteien 
 

Beratung in Beschwerdefällen und jenseits von Beschwerden, 
Unterstützung im Einzelfall (Realisierung Rechtsanspruch) ja Umfassende Zuständigkeit  

Optimierung der Einrichtungen - Veränderungen bei den 
Einrichtungen durch direkte Rückkoppelung (intern – extern) ja Auftrag bzw. Anerkennung durch Einrichtung, Fachlichkeit  

Veränderungen durch Öffentlichkeitsarbeit, politische 
Lobbyarbeit und fachliche Impulse ja Auftrag bzw. Anerkennung, Fachlichkeit  

 


